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Ihre Profite, unsere Bandscheibe 

Die Lagerarbeiter von KiK verdienen weniger als zum Leben reicht. „Diese Leute sind Mara¬ 
thonläufer“, sagt die Streikleiterin. Seit zwei Wochen streiken sie - trotz Lügen und Abmah¬ 
nungen des Unternehmens. 

Seiten 2 und 13 



Thema der Woche 


No Justice - No Peace! 

Mehr als drei Monate nach der öffentlichen 
Hinrichtung des schwarzen Jugendlichen 
Michael Brown am helllichten Tag mit 12 
Schüssen durch den Polizeibeamten Dar¬ 
ren Wilson ausgeführt in Ferguson, Mis¬ 
souri, hat eine „Grand Jury“ entschieden, 
dass der Fall nicht weiter verfolgt wird. Un¬ 
gewöhnlich ist der Zorn über die Entschei¬ 
dung, der es dem Gouverneur von Missouri 
ratsam erscheinen ließ, den Notstand über 
Ferguson zu verhängen. 


5. Dezember 2014 • Nr. 49 • 46. Jahrgang 


PVSt K 4956 D • Entgelt bezahlt • 2,80 € 


Seite 9 


„Wir sind das (rechte) Volk!“ 

Bei PEGIDA trifft sich der rechte Mob mit der konservativen Mitte 


B isher war der Protest gegen Asyl¬ 
bewerber und deren Unterkünf¬ 
te den Rechtsaußen unterschied¬ 
lich brauner Schattierungen Vorbe¬ 
halten. Seit ein paar Wochen wird das 
Spektrum der Straßendemonstranten 
mehr und mehr durch die gesellschaft¬ 
liche Mitte bestimmt. Der gemeinsa¬ 
me Treffpunkt: die „Patriotischen Eu¬ 
ropäer gegen die Islamisierung des 
Abendlandes“ (PEGIDA). 

PEGIDA hat Resonanz: 500 Teil¬ 
nehmer bei der Demonstration gegen 
„Glaubenskriege auf deutschem Bo¬ 
den“ (Oktober), 1700 am 10. Novem¬ 
ber, mehr als 3 000 am 17. November, 
5 500 am 24. November. Bei Face- 
book geht es um über 25 000 „Freun¬ 
de“. Es wird Angst geschürt vor Über¬ 
fremdung, Islamisierung des Abend¬ 
landes, überbordende Kriminalität, 
„Asylmissbrauch“. Viele Orientierun¬ 
gen erinnern latent an Hitlers „Mein 
Kampf“, den die Nazis als Gegenent¬ 
wurf zum Marxismus feierten. Das Be¬ 
drohungsszenario, das die Nazis den 
jüdischen Mitbürgern zugeschrieben 
haben, wird jetzt durch eine Überwäl¬ 
tigung „des Abendlandes“ durch den 
Islam ersetzt. 

Versatzstücke zu den ideologi¬ 
schen Grundlagen von PEGIDA fin¬ 
den sich auch bei der NPD. Gemäß 
der Pressemitteilung ihrer damaligen 
Fraktion im Sächsischen Landtag vom 
31. März 2010 warnt sie davor, dass 
eine „kulturelle, ethnische und religi¬ 
öse Überfremdung in Sachsen west¬ 
deutsche Ausmaße’ annehme“. Beim 
„Großen Abendspaziergang“ der PE¬ 
GIDA in Dresden waren Ex- und ak¬ 
tive Mandatsträger der NPD dabei. 
Slogans der NPD: „Wir sind das Volk“ 
und „Mit der PEGIDA den Volkswil¬ 
len auf die Straße tragen!“ 

PEGIDA bekommt nicht nur Zu¬ 
stimmung von rechten Hooligans 
(HoGeSa = Hooligans gegen Sala- 
fisten) etwa in Köln oder Hannover, 
sondern auch Deckung aus der gesell¬ 
schaftlichen Mitte. Frank Kupfer (52), 
Fraktionsvorsitzender der sächsischen 
CDU-Landtagsfraktion in der BILD- 
Zeitung: „Die Demonstranten sollten 
nicht in eine linke oder rechte Ecke 
geschoben werden. Es sind Menschen, 


die Sorgen haben.“ Es sei „unsere Auf¬ 
gabe, mit ihnen zu diskutieren.“ 

„Die Freie Welt“ titelt am 19. No¬ 
vember: „CDU und AfD verurteilen 
Anti-Pegida-Blockaden“. PEGIDA- 
Sprecher Lutz Bachmann wusste sich 


„nahezu identisch“ mit Sachsens In¬ 
nenminister Markus Ulbig hinsicht¬ 
lich polizeilicher Verfolgung durch 
Sondereinheiten und Abschiebung 
von Asylbewerbern. Und noch ein¬ 
mal Zustimmung für die „Warnung“ 
aus dem Munde Ulbigs: „Ich halte 
es für gefährlich, wenn hier die üb¬ 
lichen Antifa-Reflexe kommen. Ich 
denke, man kann bei dieser Kons¬ 
tellation nicht pauschal gegen De¬ 
monstranten sein, die ihre Meinung 
sagen.“ 

Bachmann verwies beim „Sechs¬ 
ten Großen Abendspaziergang“ 
(24. November) auf die Nachahmer 
jenseits der Grenzen des sächsischen 
Freistaates: „Mit Stolz darf ich be¬ 
richten, dass unser Dresdner Vorbild 
in den ersten Städten Nachahmer ge¬ 
funden hat, die auch friedlich für un¬ 


sere gemeinsamen Ziele Abendspa¬ 
ziergänge machen. Ich grüße hiermit 
unsere Freunde in Baden-Württem¬ 
berg, Bayern, Nordrhein-Westfalen, 
der Pfalz, an der Nordsee und an der 
Ostsee. Diese alle bereiten sich im 


Moment auf ihre Montagsspazier¬ 
gänge nach Dresdner Vorbild vor 
und weitere werden schnell folgen!“ 
Auf der parlamentarischen Ebene 
bekommt PEGIDA Unterstützung 
von Bundesinnenminister Thomas de 
Maiziere. Der forderte eine leichtere 
Abschiebung von straffälligen Aus¬ 
ländern, die noch vor Weihnachten in 
einem neuen Gesetzesentwurf einge¬ 
bracht werden soll. Im Koalitionsver¬ 
trag wird das Ausweisungsrecht „auf 
Täter schwerwiegender Straftaten und 
gewaltbereite Extremisten“ gerichtet. 
Die besondere Aufmerksamkeit des 
Ministers gegenüber „kriminellen 
Asylbewerbern“ suggeriert, dass die 
Kriminalstatistiken vehemente Ge¬ 
fahren erkennen lassen. Jüngste Un¬ 
tersuchungen haben das Gegenteil be¬ 
legt: Viel Wind um nichts. 


Für Montag, 8. Dezember, 
18.30 Uhr, wurde eine PEGIDA-Demo 
in Düsseldorf (Landtag) angekündigt. 
Auch hier ist wieder mit Diskriminie¬ 
rungen zu rechnen. Angemeldet wur¬ 
de die Veranstaltung von Rechtsanwalt 


Alexander Heumann, der dem Rechts¬ 
außenflügel der AfD zugerechnet wird. 
Die Düsseldorfer Republikaner, „Die 
Rechte“ und „Die Freiheit“ haben Ak¬ 
tivitäten angekündigt. 

Vor dem Landtag in Düsseldorf 
müssen Neonazis mit Gegenwehr 
rechnen. Dazu die SDAJ Köln: „Wir 
richten uns entschlossen gegen Neo¬ 
nazis, rechte Hooligans und ihre men¬ 
schenverachtende Ideologie! Wir 
verurteilen den erstarkenden Rassis¬ 
mus in der Gesellschaft! Wir treten 
gemeinsam für die Betroffenen der 
HOGESA und gegen jede faschisti¬ 
sche Ideologie ein! Denn Faschismus 
ist keine Meinung, sondern ein Ver¬ 
brechen.“ Treffpunkt für Antifaschis¬ 
tinnen am 8. Dezember um 1730 Uhr 
am Johannes-Rau-Platz in Düsseldorf. 

Uwe Koopmann 


Politik für den Frieden 
statt permanenten Krieg 


21. bundesweiter und internationaler 

Friedensratschlag 2014 

in Kassel, Universität 

Sa/So, 6. und 7. Dezember 



Dranbleiben! 

DKP wünscht AWO- 
Kolleglnnen Erfolg im 
Tarifkampf 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der 
AWO in NRW, 

mit dem Tarifvertrag der Arbeiter¬ 
wohlfahrt (AWO) in Nordrhein-West¬ 
falen ist es euch bisher gelungen, ein 
ähnliches Niveau wie im Tarifvertrag 
für den Öffentlichen Dienst (TVÖD) 
zu halten. Nun wollen die „Arbeitge¬ 
ber“ euch vom TVÖD abkoppeln - 
mit einem Angebot, dass eine Mogel¬ 
packung ist. Ihr Argument: Die Kassen 
sind leer. Sollt ihr nun für die Politik 
von Bundes- und Landesregierung be¬ 
zahlen? 

Die Abspaltung vom TVÖD wäre nur 
ein weiterer Schritt, um die Tarife zu 
zersplittern. Dagegen zu kämpfen ist 
nicht nur für die Beschäftigten der 
AWO, sondern für alle Beschäftigten 
im Land gut und notwendig. Mit eu¬ 
ren Warnstreiks in den letzten Wochen 
habt ihr eindrucksvoll deutlich ge¬ 
macht, dass eine Entlohnung zweiter 
Klasse nicht hinnehmbar ist. Die Deut¬ 
sche Kommunistische Partei (DKP) 
wünscht euch und eurer Gewerkschaft 
ver.di dabei viel Erfolg mit euren Ak¬ 
tionen am 9. und 10. Dezember und 
einen langen Atem. Die rücksichtslose 
Haltung der angeblich sozialen AWO 
zeigt: Den werdet ihr brauchen! 

DKP-Bezirk Rheinland-Westfalen 
DKP-Bezirk Ruhr-Westfalen 



PEDIGA in Dresden bekommt Zustimmung von rechten Hooligans (hier ein Bild aus Hannover, 15.11.2014), aber auch 
„Deckung“ aus der gesellschaftlichen „Mitte“... 


Fragwürdige Parlamentswahlen 

Nach Ausschluss von „Patria“ siegen EU-Befürworter in Moldowa 


Am Sonntag fanden in der Republik 
Moldowa Parlamentswahlen statt. Im 
Mittelpunkt stand die Frage: Soll die 
Republik wie in den letzten Jahren un¬ 
ter der prowestlichen Allianz weiter in 
Richtung EU steuern oder ein Kurs¬ 
wechsel in Richtung des eurasischen 
Integrationsprozesses stattfinden? Die 
sich gegenüberstehenden Lager sind 
etwa gleich stark. So hatten sich bei 
Umfragen im Sommer 45 Prozent der 
Befragten für den Beitritt Moldowas 
zur Zollunion zwischen Russland, Bela¬ 
rus und Kasachstan und 43 Prozent für 
die EU ausgesprochen. 

Nach der Auszählung von 
97,64 Prozent der Stimmzettel er¬ 
reichten nun die Pro-EU-Parteien 
45,42 Prozent der abgegebenen gül¬ 
tigen Stimmen. Darunter die Libe¬ 
raldemokraten 19,96, die Demokra¬ 


ten 15,96 und die Liberalen 9,5 Pro¬ 
zent. Auf der anderen Seite erzielten 
die eine eurasische Integration un¬ 
terstützenden Parteien ein Ergebnis 
von 38,5 Prozent. Darunter die Par¬ 
tei der Sozialisten als stärkste Partei 
20,73 Prozent und die Partei der Kom¬ 
munisten 17,77 

Der Sieg der Pro-EU-Parteien hat 
den faden Beigeschmack einer Wahl¬ 
manipulation, die den Wählerwillen 
verfälscht. So wurde nur wenige Tage 
vor den Wahlen eine weitere für die 
eurasische Integration eintretende 
Partei, die Patria (Vaterland), mit der 
Begründung, angeblich 500 000 Dol¬ 
lar Spenden aus dem Ausland erhal¬ 
ten zu haben, von den Wahlen aus¬ 
geschlossen. Der „Patria“ wurde bei 
Vorwahlumfragen ein Stimmenanteil 
zwischen 10 und 15 Prozent zugetraut. 


Auch OSZE-Beobachter kritisie¬ 
ren, dass der kurzfristige Ausschluss der 
„Patria“ Fragen aufwerfe. Außerdem 
sei es nicht gelungen, für die Moldau¬ 
er im Ausland angemessene Umstände 
für die Wahl zu schaffen. In der Tat. So 
konnte von den offiziell in Russland le¬ 
benden 700 000 Moldauern (etwa ein 
Sechstel der Bürger der Republik Mol¬ 
dowa!), die sicher in ihrer überwälti¬ 
genden Mehrheit die eurasische Inte¬ 
gration unterstützen, nur ein Teil die 
Stimme abgeben. In dem riesigen Land 
zwischen dem Pazifik und den russi¬ 
schen Grenzen im Westen hatten die 
prowestlichen Machthaber Moldowas 
nur ganze fünf Wahllokale eingerichtet. 
Zudem reichten die Stimmzettel nicht. 
Ein Schelm, wer dahinter Absicht sieht? 

Bei den linken, die eurasische In¬ 
tegration befürwortenden Parteien hat 


sich mit den Wahlen ein geradezu erd¬ 
rutschartiger Umbruch vollzogen. Die 
bisher nicht im Parlament vertretene, 
von Russland unterstützte „Partei der 
Sozialisten der Republik Moldowa“ 
(PCRM) ist als stärkste aller Parteien 
aus dem Urnengang hervorgegangen. 
Sie versteht sich als Partei des demo¬ 
kratischen Sozialismus und hat einen 
Beobachterstatus in der Sozialistischen 
Internationale. An ihrer Spitze steht 
seit drei Jahren Igor Dodon, ehema¬ 
liges Mitglied des Politbüros und Par¬ 
lamentsabgeordneter der „Partei der 
Kommunisten der Republik Moldowa“ 
(PKRM). 

Die PKRM, die bis 2009 acht Jahre 
die absolute Mehrheit im Parlament, die 
Regierung und den Präsidenten stellte, 
stürzte am Wochenende auf weniger als 
die Hälfte ihres bereits stark reduzier¬ 


ten Ergebnisses bei den Parlaments¬ 
wahlen von 2010 ab. Die Gründe dafür 
wird die PKRM analysieren müssen. Es 
scheint jedoch viel dafür zu sprechen, 
dass diese wesentlich mit der mehre¬ 
re Jahre lang auf eine EU-Integration 
ausgerichteten, als „strategische Orien¬ 
tierung der Partei“ bezeichneten Poli¬ 
tik Zusammenhängen. Heute wird die 
Partei wieder zu den „prorussischen“ 
Kräften gezählt. Das könnte allerdings 
für viele Wähler zu spät gekommen sein, 
die inzwischen die Sozialisten unterstüt¬ 
zen. Bekommen ist der von Wladimir 
Woronin geführten Partei offensichtlich 
auch die bereits auf ihrem VI. (XXIII). 
Parteitag im Jahr 2008 bei der Neufas¬ 
sung ihres Parteiprogramms vorgenom¬ 
mene Absage an Grundpositionen der 
Theorie von Marx, Engels und Lenin 
nicht. Willi Gerns 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Georg Fülberth 


Aohne B 


In den Aufsichtsräten der 108 voll¬ 
mitbestimmungspflichtigen deut¬ 
schen börsennotierten Unternehmen 
soll es eine Frauenquote von 30 Pro¬ 
zent geben. Ist das sinnvoll? 

Ja. Warum nicht? Unklar ist, wes¬ 
halb man nicht sofort 50 Prozent an¬ 
setzt. Die Gewerkschaften könnten 
mit gutem Beispiel vorangehen. In 
den Aufsichtsräten von Aktiengesell¬ 
schaften mit mehr als 2 000 Beschäf¬ 
tigten steht den Arbeit„nehmer“- 
Vertreter(inne)n fast die Hälfte der 
Sitze zu. Nominieren die 
Gewerkschaften dafür 
50 Prozent, ist schon eine 
Quote von nahezu 25 Pro¬ 
zent erreicht. Die Anteils¬ 
eigner bräuchten dann, 
damit man insgesamt auf 
30 v.H. kommt, sich nur 
noch um etwas mehr als 5 
Prozent zu bemühen. Falls 
die Frauen dort ebenfalls 
gleichberechtigt sein wol¬ 
len, müssten sie für eine 
weibliche 50-Prozent-Quo- 
te im Aufsichtsrat kämp¬ 
fen. 

Das aber nur nebenbei. Die Quo¬ 
te schafft mehr Gleichheit in einem 
bestimmten Bereich der Gesellschaft, 
nämlich eben in den Aufsichtsräten. 
Dorthin wird meist delegiert, wer 
schon einen gehobenen Status er¬ 
reicht hat: als Anteilseignerin oder 
als Gewerkschaftsfunktionärin wahr¬ 
scheinlich der eher oberen Ränge. Es 
ist zu hoffen, dass in den Aufsichts¬ 
räten dann etwas mehr auf die Inte¬ 
ressen der Arbeit,,nehmer“innen ge¬ 
achtet wird. Dies ist aber wohl nur 
von den Gewerkschaftsvertreterin¬ 
nen zu erwarten. 

Soweit die Aufsichtsrats-Quote 
unter Karrieregesichtspunkten erör¬ 
tert wird, dürfte sie für die Mehrheit 


der abhängig beschäftigten Frauen 
uninteressant sein. Für sie ist wich¬ 
tiger, dass sie bei der Vergabe gu¬ 
ter Jobs paritätisch zum Zug kom¬ 
men. Das ist für viele von ihnen nur 
schwer erreichbar. Und dass das Aus¬ 
beutungsverhältnis, also die Mehr¬ 
wertproduktion, durch die Quote be¬ 
rührt würde, hat ehrlicherweise noch 
niemand behauptet. 

Ähnlich sieht es mit den zurzeit 
viel diskutierten steuerpolitischen 
Vorschlägen des französischen Öko¬ 


nomen Thomas Piketty aus. Sie sind 
vernünftig, betreffen aber nur die 
Verteilung des Reichtums, nicht des¬ 
sen Entstehung, letztlich also wieder 
die Erzeugung von Mehrwert. Bei 
Piketty heißt der gar nicht so, son¬ 
dern „Grenzertrag des Kapitals“, das 
also - der herrschenden Wirtschafts¬ 
lehre folgend - seine Gewinne nicht 
durch Lohnabhängige produzieren 
lässt, sondern sie sich gleichsam sel¬ 
ber macht. 

Der Volksmund spricht: „Wer 
A sagt, muss auch B sagen“. Das ist 
nicht immer so. Quote und Steuerre¬ 
form sind Fortschritte, auf die aber 
nicht zwingend Fortsetzungen fol¬ 
gen. 




Zum Arbeitskampf bei KiK 


Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, 
mit großer Sympathie verfolgen wir 
Euren Arbeitskampf, mit dem Ihr den 
KiK-Konzern dazu bewegen wollt, die 
Tarifverträge des Einzelhandels für die 
Logistik-B eschäftigten anzuerkennen. 
Auch wenn der KiK-Geschäftsführer 
Stein und Bein schwört, niemals seine 
Unterschrift darunter zu setzen: Die 
Erfahrung, dass eine entschlossene 
Belegschaft und eine starke Gewerk¬ 
schaft in der Lage sind, Erzwingungs¬ 
streiks zu organisieren, die dem Ka¬ 
pital wehtun und über kurz oder lang 
zum Erfolg führen, haben schon ande¬ 
re Kapitalisten machen müssen. Ge¬ 
genwärtig sind z.B. auch die Amazon- 
Bosse dabei, diese Lektion zu lernen. 

Die Konzentrationsprozesse in 
Produktion, Handel und Logistik sind 
zwar für die Kapitalisten, die andere 
kaputtkonkurriert haben, zunächst 
sehr profitabel und sie vernichten je¬ 
des Jahr Abertausende Arbeitsplätze. 
Das ist die negative Seite. Sie machen 
das Kapital aber auch verwundbar: 
Stockungen und Stopp von Produktion 
und Warentransport bedeuten weniger 
oder gar keinen Profit. Streik an der 
richtigen Stelle ist ein wirksamer He¬ 
bel - ein Flaschenhals ist nun mal eng! 


Für die KiK-Bosse ist dies das Risiko 
ihres Geschäftsmodells, für Euch ist 
es das Positive und Euer Vorteil. Wie 
heißt es in einem alten Arbeiterlied: 
„Alle Räder stehen still, wenn dein 
starker Arm es will!“ 

Zum Geschäftsmodell der KiK- 
Bosse gehören auf der einen Seite 
brutalste Ausbeutung der unmittel¬ 
baren Produzenten bei den Zuliefe¬ 
rern in Entwicklungsländern (wie der 
verheerende Brand in Bangladesh vor 
zwei Jahren gezeigt hat) und auf der 
anderen Seite der organisierte Betrug 
an Euch um mehrere hundert Euro pro 
Monat durch die Verweigerungshal¬ 
tung gegenüber dem Einzelhandelsta¬ 
rif. Beides ist untrennbar miteinander 
verbunden; es sind zwei Seiten dersel¬ 
ben Medaille. Der Kapitalismus trägt 
die Ausbeutung genauso in sich wie die 
Wolke den Regen. 

Wir werden im Rahmen unserer 
Möglichkeiten Euren Arbeitskampf 
unterstützen und in der Öffentlichkeit 
und im Kollegen- und Freundeskreis 
für Eure Anliegen werben. 

Wir wünschen Euch Durchhalte¬ 
vermögen für einen heißen Herbst und 
dauerhaften Erfolg. 

DKP Hamm-Hellweg 



Kampfbereit: AWO-Kolleglnnen aus Essen beim Aktionstag am io. Oktober in Bochum. 


„Im Kampf wächst die Kraft“ 


AWO NRW: Arbeitgeber blockieren - Urabstimmung nötig? 


Am 11. Dezember findet die 6. Ver¬ 
handlungsrunde zwischen der Arbei¬ 
terwohlfahrt (AWO) und ver.di NRW 
in Dortmund statt. Gegenstand sind 
die Tarif verhandlungen für die ca. 
36000 Beschäftigten der AWO vorwie¬ 
gend im Bereich der Pflegeheime und 
Kindertagesstätten. Für den 9. und 
10. Dezember plant ver.di Warnstreiks 
in ganz NRW. Darüber sprach die UZ 
mit Detlev Beyer-Peters. 

UZ: Der AWO-Bezirksverband West¬ 
liches Westfalen bezweifelt in einer Er¬ 
klärung, dass „ die Gewerkschaft über¬ 
haupt ernsthaft an einem zeitnahen Ab¬ 
schluss zum Nutzen der Beschäftigten 
interessiert“sei. Ist ver.di so rücksichts¬ 
los? 

Detlev Beyer-Peters: Im Konzern 
AWO-Bezirk Westliches Westfalen ar¬ 
beiten die Hälfte aller AWO-Beschäf¬ 
tigten in Nordrhein-Westfalen. Dieser 
AWO-Bezirk produziert beinahe je¬ 
den zweiten Tag eine Pressemitteilung, 
wahrscheinlich mit professioneller, ge¬ 
werblicher Hilfe, in der sie solche Vor¬ 
würfe verbreiten. Sie versuchen, Irri¬ 
tationen in die Belegschaft zu tragen 
und ver.di zu diskreditieren. Es gibt 
sicherlich Beschäftige, die sich fragen: 
Warum schließt die Gewerkschaft bei 
so einem tollen Arbeitgeber-Angebot 
von 5,7 Prozent nicht ab? Aber dieses 
Angebot ist ja nicht real - es geht dabei 
um eine Laufzeit von 32 Monaten! Tat¬ 
sächlich läuft das Angebot der AWO 
auf eine Erhöhung von 3,55 Prozent 
im Monatsdurchschnitt hinaus. Das ist 
unlauter - nicht die Forderungen der 
Gewerkschaft. Wir decken diese Me¬ 
thoden gegenüber der Belegschaft auf. 

UZ: Seid ihr damit erfolgreich? 

Detlev Beyer-Peters: Die Stimmungs¬ 
mache der Arbeitgeber zieht schon un¬ 
ter den Kollegen, viele reagieren irri¬ 
tiert: Die AWO behauptet, ihr Angebot 
sei besser als das von ver.di, den Be¬ 
schäftigten wird was vorgemacht - und 
vielen fehlt das Hintergrundwissen, um 
das einzuordnen. Wir haben nur einen 
Organisationsgrad von 30 Prozent, 
über die ver.di-Strukturen erreichen 
wir nicht alle Kollegen. Aber allein auf 
unserer Website herzlos-online und bei 
Facebook haben wir an manchen Ta¬ 
gen 8 000 Zugriffe. 

UZ: ver.di fordert, das Niveau des Öf¬ 
fentlichen Dienstes zu halten. Ist das re¬ 
alistisch? 

Detlev Beyer-Peters: Wir sind mit un¬ 
seren Forderungen schon deutlich 
runtergegangen - von ursprünglich 
7,6 auf 4,6 Prozent. Das ist natürlich 
auch ein Problem - denn jedes Ent¬ 
gegenkommen heißt ja, dem Ziel der 
Arbeitgeber einen Schritt näher zu 
kommen, die AWO vom Tarifvertrag 
für den Öffentlichen Dienst (TVöD) 
abzukoppeln. Das Angebot der AWO 
läuft auf eine Erhöhung von lediglich 
3,55 Prozent im Jahr heraus. Die Tarif¬ 
kommission hat davon die Schnauze 
voll: Wenn man das AWO-Angebot 
mit dem TVöD vergleicht, dann wür¬ 
de es über die gesamte Laufzeit z.B. für 
unsere Erzieher(innen) einen Verlust 
von rund 3 600 Euro und für unsere 


Altenpfleger(innen) einen Verlust von 
rund 1 700 Euro bedeuten. 

UZ: Das Gehalt ist das eine - seid ihr 
mit Arbeitszeiten usw. denn noch am 
TVöD dran? 

Detlev Beyer-Peters: Mehr oder weni¬ 
ger ja. Etliches ist aber schlechter als 
im TVöD geregelt. Das betrifft z.B. die 
Leistungszulagen, Zusatzurlaubstage 
und Überstundenregelungen. Wir sind 
auf jeden Fall jetzt schon billiger als die 
Kollegen im Öffentlichen Dienst. 

UZ: Und jetzt versucht die AWO, ihre 
Beschäftigten endgültig vom Öffentli¬ 
chen Dienst abzukoppeln ... 



Detlev Beyer-Peters ist Mitglied der 
ver.di-Landestarif- und Verhandlungs¬ 
kommission und stellvertretender 
Kreisvorsitzender der DKP Reckling¬ 
hausen. 


Detlev Beyer-Peters: Ja, die AWO ver¬ 
sucht damit auch, politischen Vorgaben 
zur Reduzierung der Tarife zu folgen. 
Das hat Auswirkungen auf den gesam¬ 
ten sozialen Bereich: Bisher haben sich 
die Tarifabschlüsse für die AWO mehr 
oder weniger am öffentlichen Dienst 
orientiert. Wenn wir es nicht packen, 
diesen Angriff abzuwehren, dann 
bricht der Damm. Warum sollten dann 
andere Träger den TVöD als „Leitwäh¬ 
rung“ akzeptieren? 

UZ: An bisherigen Warnstreiks haben 
sich schon einige tausend Kolleginnen 
und Kollegen beteiligt - hat das gar 
nichts bewirkt? 

Detlev Beyer-Peters: Doch, hat es. 
Nach dem letzten Warnstreik mit 3 000 
Teilnehmern haben die Arbeitgeber 
ein verbessertes Angebot gemacht. 
Es sah sogar kurz so aus, als könnte es 
eine Einigung geben - aber am Ende 
waren die Arbeitgeber doch nicht be¬ 
reit, den TVöD als „Leitwährung“ zu 
akzeptieren. Die Kollegen werden im¬ 
mer wütender. Wir gehen jetzt in eine 
heftigere Auseinandersetzung. Am 
11. Dezember steht die Tarifkommissi¬ 
on vor der Entscheidung: Wenn es kein 
besseres Angebot gibt, wird sie mögli¬ 
cherweise die Verhandlungen für ge¬ 
scheitert erklären und eine Urabstim¬ 
mung einleiten. 

UZ: Wärt ihr denn streikfähig? 

Detlev Beyer-Peters: Ja, davon gehe 
ich aus. Die Erfahrung zeigt ja: In sol¬ 


chen Auseinandersetzungen gibt es 
eine Dynamik. Die Gewerkschaft ist 
attraktiv, wenn sie in die Auseinan¬ 
dersetzung geht. Im Kampf wächst die 
Kraft. Man gewinnt neue Mitglieder, 
die Beteiligung an den Streikaktionen 
wächst - und das heißt: Der Sprung zu 
einem Dauerstreik ist machbar. Wie 
dieser sich gestalten und was dabei he¬ 
rauskommen wird, kann nicht vorher¬ 
gesagt werden, weil wir das schließlich 
zum ersten Mal machen. Natürlich 
machen sich Gewerkschafter schon 
jetzt Gedanken: In welchen Einrich¬ 
tungen oder in welchen Abteilungen 
können wir erfolgreich die Arbeit ver¬ 
weigern? 

UZ: Und die Betroffenen? Sind die 
Heimbewohner und Eltern von den 
Warnstreiks genervt? 

Detlev Beyer-Peters: Wir erleben viel 
Solidarität. Verständnis für unsere For¬ 
derungen haben sie fast alle. Bei den 
Warnstreik-Kundgebungen haben 
auch Heimbewohnerinnen und Eltern 
gesprochen. Trotzdem sind sich häu¬ 
fende Streikaktionen natürlich eine 
Belastung für sie. In einem Streik ver¬ 
suchen wir immer, diese Belastungen 
möglichst gering zu halten und Schä¬ 
den zu vermeiden. 

UZ: Nach ihrem Selbstverständnis 
kämpft die AWO für eine „sozial ge¬ 
rechte Gesellschaft “ Trotzdem macht 
sie sich in dieser Tarifrunde zur Vorrei¬ 
terin für weiteren Sozialabbau ... 

Detlev Beyer-Peters: Die AWO ist 
natürlich ein sozialdemokratisch ori¬ 
entierter Verband. In den Vorständen 
sitzen hohe SPD-Funktionäre, die wis¬ 
sen, was sie tun. Die SPD hat die neo¬ 
liberale Ideologie schon längst verin¬ 
nerlicht. Die AWO hat wunderbare 
Programme - über ihre Vorstellungen 
für die Pflege, für die Bekämpfung der 
Armut und so weiter. Aber vor Ort 
wird das nicht gelebt. Früher gab es 
politische Kämpfe, in denen die AWO 
gemeinsam mit der Gewerkschaft zu 
Demos aufgerufen hat und mit den 
Beschäftigten auf der Straße stand. 
Das kommt leider schon seit Jahren 
nicht mehr vor. 

UZ: Der Arbeitgeber argumentiert da¬ 
mit, dass auch Pflege und Kinderbe¬ 
treuung unter immensem Kostendruck 
stehen. Kann die AWO denn die ver.di- 
Forderungen bezahlen? 

Detlev Beyer-Peters: Durch politische 
Entscheidungen erhält auch die AWO 
immer weniger Geld. Dagegen kann 
nur politisch gekämpft werden. Da 
müsste die AWO auch bereit sein, ak¬ 
tiv zu werden - lasst uns das Angebot 
von ver.di annehmen und gemeinsam 
auf die Straße gehen, auch gegen die 
Sparbeschlüsse der Landesregierung. 
Nur ganz wenige können die stationä¬ 
re Pflege aus eigener Tasche bezahlen, 
wenn die AWO Qualität liefern soll, 
dann muss mehr Geld in die Sozialsys¬ 
teme fließen. Inzwischen sind mehr als 
die Hälfte der Heimbewohner(innen) 
von Sozialhilfe abhängig. Aber das 
lässt sich natürlich nicht im Rahmen 
einer Tarifrunde klären. 

Das Gespräch führte Olaf Matthes 

























m unsere zeit 


Wirtschaft und Soziales 


Freitag, 5. Dezember 2014 


Für Mindestrichtwerte in der Pflege 


Sozialausschuss des Recklinghäuser Kreistages stimmt ver.di-Antrag zu 


„Einheitliche, rechtsverbindliche lan¬ 
desweite Personalmindestrichtwerte 
für alle Dienste einer stationären Pfle¬ 
geeinrichtung!“ Das forderte der ver. 
di-Bezirk Emscher-Lippe Nord mit 
einem Bürgerantrag an den Kreistag 
Recklinghausen, den örtlichen Sozial¬ 
hilfeträger und einen der Kostenträger 
für die Alten- und Pflegeheime. Der 
Sozialausschuss des Kreises unter¬ 
stützte diese Forderung auf seiner Sit¬ 
zung am 10. November. Die Mitglieder 
der CDU und FDP enthielten sich der 
Stimme. Die CDU kam zu dem Schluss, 
dass „ver.di die Lage in den Heimen zu 
sehr dramatisiere“. Der Kreistag wird 
am 23.02.2015 die letzte Entscheidung 
darüber treffen, ob der Landschafts¬ 
verband Westfalen-Lippe als überört¬ 
licher Sozialhilfeträger dazu aufgefor¬ 
dert wird, endlich mit den Heimträgern 
landeseinheitliche Personalmindest¬ 
richtwerte zu vereinbaren. 

Detlev Beyer-Peters von ver.di, 
Betriebsrat in einem Recklinghäuser 
Seniorenzentrum, hatte in einer an¬ 
schaulichen Präsentation die Fakten 
dargestellt und die Forderungen der 
Gewerkschaft begründet. Das Kern¬ 
problem: Immer weniger Personal soll 
für immer weniger Geld immer pfle¬ 
gebedürftigere Menschen mit immer 
besserer Qualität versorgen. 

Älter, bedürftiger und 
höheren Risiken ausgesetzt 

Der Anteil der über 85-jährigen Heim¬ 
bewohner stieg im Landkreis Reckling¬ 
hausen in den vergangenen 14 Jahren 
von 45 auf 51 Prozent. Die Aufenthalts¬ 
dauer in einer Pflegeeinrichtung sank 
von 1992 mit ca. fünf Jahren auf drei 
Jahre und zwei Monate im Jahr 2011. 

Weitere Erschwernisse der Be¬ 
wohner kommen hinzu: zum Beispiel 
zunehmende Multimorbidität (Mehr¬ 
facherkrankungen), Weglauftendenz, 
größere Sturzgefahr, nachlassendes 
Trinkbedürfnis, zunehmende Schwä¬ 
che des Immunsystems sowie zuneh¬ 
mende Stuhl- und Harninkontinenz. 

Naturgemäß steigert Personalman¬ 
gel Fehler und Risiken in der Pflege. 
Detlev Beyer-Peters benannte Wund- 
liegegeschwüre, B e wegungseinschrän- 
kungen, Haut- und andere Entzün¬ 
dungen und Thrombosen aufgrund 
unzureichender Prophylaxen, also die 
Vorbeugung und die Verhütung von 
Krankheiten. Infektionen entstehen 
durch fehlerhafte Pflege (z.B. „Kat¬ 
zenwäsche“), mangelnde Hygiene 
und unzureichende Schutzkleidung. 
Weitere Risiken für die Bewohner: 
Austrocknung durch unzureichende 
Flüssigkeitszufuhr, Mangelernährung 
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durch unzureichendes Essen, Stürze 
und Verirrungen durch mangelnde 
Aufsicht und Sorgfalt, Myoklonische 
Anfälle durch plötzliches und zu frühes 
Wecken besonders in der Nacht sowie 
Beschneidung von Freiheiten und des 
Selbstbestimmungsrechtes z.B. durch 
Fixierung aller Arten. Detlev Beyer- 
Peters kritisierte die Förderung des 
„Wettbewerbes“ um die günstigsten 
Personalkosten, die mit der zunehmen¬ 
den Privatisierung öffentlicher Dienst¬ 
leistungen einhergeht. Das geschieht 
durch sinkende Belegungen infolge 
des Neubaus von Alten- und Pflegehei¬ 
men und einem dadurch entstehenden 
Überangebot an Heimplätzen, regio¬ 
nale Konkurrenzvergleiche der Pfle¬ 
gekassen in Pflegesatzverhandlungen 
und Versuche der Sozialhilfeträger zur 
Steuerung der Belegung in die preis¬ 
günstigeren Einrichtungen. 

Zeitdruck macht krank 

73 Prozent der Beschäftigten bleiben 
unter Zeitdruck länger am Arbeits¬ 
platz, 62 Prozent verzichten auf Pau¬ 
sen. Nach eigener Einschätzung ver¬ 
kürzen 35 Prozent der Beschäftigten 
auf riskante Weise die Arbeitsschritte, 
wenn es „eng“ wird. 16 Prozent neh¬ 
men dann sogar Arbeit mit nach Hau¬ 
se. 


Der gesamte Druck führt zu erhöh¬ 
ten Arbeitsunfähigkeitszeiten. Alten¬ 
pfleger fallen überdurchschnittlich oft 
aus, die Fehlzeiten sind fast 20 Prozent 
höher als im Bevölkerungsmittel. Not¬ 
lösungen werden angesichts der vielen 
Ausfälle zur Dauerlösung. Flexibler 
Personaleinsatz sorgt für ständige Ar¬ 
beitszeitveränderungen. Einspringen 
an freien Tagen, Wochenenden und 
freien Feiertagen sowie Urlaubsände¬ 
rungen führen zu Problemen in Fami¬ 
lien und für die notwendige Freizeitge¬ 
staltung. So nimmt der abseitige Stress 
die Beschäftigten in die Zange. 

Die Mehrbelastung führt dazu, dass 
viele Beschäftigte unter Burnout lei¬ 
den. Die Arbeitsunfähigkeit aufgrund 
von psychischen Erkrankungen hegt 
sogar 62 Prozent über dem Durch¬ 
schnitt. 

Zudem sehen sich die Beschäftig¬ 
ten in der Pflege mit sinkendem Ein¬ 
kommen und der Versagung tariflicher 
Leistungen wie z.B. bei Eingruppie¬ 
rung und Zeitzuschlägen konfrontiert. 
Auch aufgrund hoher Arbeitslosig¬ 
keit bei un- und angelernten Arbeits¬ 
kräften lassen sich Tarifabsenkungen 
durchsetzen, die sich an „politisch ge¬ 
setzten Preisen“ (Deckelung, Pauscha¬ 
len) orientieren. Mit Ausgründung und 
Ausgliederung, Leiharbeit und Werk¬ 


verträge werden Tarifverträge umgan¬ 
gen. Viele Arbeitsverhältnisse in der 
Pflege sind prekär geworden. Befriste¬ 
te Teilzeitarbeitsverhältnisse sind zur 
Normalität geworden. 

Drei Schritte gegen 
Pflegekatastrophe 

Die Gewerkschaft zeichnete das Bild 
einer unausweichlichen Pflegekatas¬ 
trophe, wenn sich in den Alten- und 
Pflegeheimen in NRW die personelle 
Situation nicht ändert. Denn die Heim- 
und Kostenträger in NRW haben sich 
seit 12 Jahren nicht auf einen einheit¬ 
lichen, verbindlichen Pflegeschlüssel 
verständigt. 

Daher hatten die Kostenträger 
(Pflegekassen und Kommunen) für 
alle Beschäftigten in einem Alten- und 
Pflegeheim einseitig Orientierungs¬ 
werte für die Berechnung des Perso¬ 
naleinsatzes festgelegt, die den alten 
Personalrichtwerten von 1989 ent¬ 
sprechen. Die Orientierungswerte der 
Kostenträger sehen z.B. für die Pflege¬ 
kräfte etwa 93 Pflegeminuten pro Tag 
und Bewohnerin vor. Diese sind aber 
völlig unverbindlich. So kann z.B. ein 
Betriebsrat eine schlechte Personal¬ 
besetzung im Dienstplan nicht rechts¬ 
wirksam mit der Begründung ableh¬ 
nen, dass damit die Personalwerte un¬ 


terschritten werden. Das soll sich mit 
der Initiative von ver.di ändern. 

ver.di fordert drei Schritte zur Ab¬ 
wendung einer Pflegekatastrophe. Zu¬ 
nächst sollen die Orientierungswerte 
der Kostenträger als landeseinheitliche 
und rechtsverbindliche Personalmin¬ 
destrichtwerte festgeschrieben werden. 
Im zweiten Schritt sollen die Personal¬ 
richtwerte stufenweise bis zur Höhe ei¬ 
ner Empfehlung des Landespflegeaus¬ 
schuss umgesetzt werden, die z.B. für 
die Pflegekräfte einen Personalschlüs¬ 
sel von 1 zu 2,2 Bewohner und 117 Pfle¬ 
geminuten pro Tag und Bewohnerin 
bedeuten würden, ver.di selbst strebt 
für den Pflegedienst von Alten- und 
Pflegeheimen in NRW einen Perso¬ 
nalschlüssel von durchschnittlich z.B. 
einer Pflegekraft zu zwei Bewohnern 
an, was zu einer Erhöhung auf 124 Pfle¬ 
geminuten führen würde. 

Als drittes und langfristiges Ziel 
benannte ver.di die Schaffung aller 
Voraussetzungen für den Einsatz ei¬ 
nes Personalbemessungssystems auf 
der Basis des tatsächlichen Pflege- und 
Betreuungsbedarf der Bewohnerinnen 
und die regelmäßige Berechnung und 
Bereitstellung der erforderlichen Per¬ 
sonalausstattung durch die Pflegeein¬ 
richtungen. 

Werner Sarbok 


Hennes & Mauritz hält Beschäftigte wohl für blöde 

Hey Thorsten, wer glaubt denn derart verlogenes Gesülze? 


„Hey Du! Ja, genau Du!“ So beginnt 
ein Artikel im Magazin „&WIR“ der 
Area 10 von H&M (Hennes & Mau¬ 
ritz) in der Region Mannheim. Selbst¬ 
verständlich fehlt der Hinweis nicht, 
dass der mit „11“ namentlich gekenn¬ 
zeichnete Text angeblich „nicht unbe¬ 
dingt die Meinung des Herausgebers 
oder der Redaktion“ wiedergeben soll. 
Wer H&M näher von „innen“ kennt, 
auch hinsichtlich einer gezielten „Ge¬ 
hirnwäsche“, wie es manche Beschäf¬ 
tigten empfinden, ist sicher einiges ge¬ 
wöhnt. Dennoch wird er oder sie sich 
über den dümmlichen bis überhebli¬ 
chen Versuch der Autorin wundern, 
ihre eigene kindische und weltfrem¬ 
de Ansicht über H&M und die Arbeit 
dort auf andere übertragen zu wollen. 

Offenbar hat es H&M bitter nötig, 
den Beschäftigten einreden zu wollen, 
sie seien in Wahrheit echte „Glücks¬ 
pilze“, auch wenn die Anprobe gerade 
aussieht, „als wären wir in Fukushi- 
ma“. Welcher „schöne“ Vergleich ei¬ 
nes alltäglichen Durcheinanders im 
Verkaufsraum mit den Lebensver¬ 
hältnissen und der Umwelt nach der 
Atomreaktorkatastrophe in Japan. 


Solcherart „Späße“ kennt die 
Autorin noch weitere: beispielswei¬ 
se, dass ein/e Beschäftigte bei H&M 
„auf dem größten Spielplatz“ arbei¬ 
tet. Denn die „goldene Regel“ soll 
sein: „Hab einfach Spaß und teile 
Deinen Spaß mit jedem Anderen.“ 
Und ebenso: „Hast Du daran ge¬ 
dacht, dass H&M Dein zweites Zu¬ 
hause sein könnte?“ 

Daran denken sicher nicht we¬ 
nige Beschäftigte im Einkaufszen¬ 
trum Loop5 bei Weiterstadt, wenn 
sie spätabends die H&M-Filiale ver¬ 
lassen und der nächste Bus sie erst 
in einer Stunde zum Bahnhof nach 
Darmstadt bringt. Das ist dann aller¬ 
dings nicht sehr „spaßig“, sondern für 
alle „Spielkameradinnen“ eher läs¬ 
tig bis unangenehm. Ähnliche „Spaß¬ 
bremsen“ sind auch die so genann¬ 
ten „Routinen“ bei H&M, denen die 
Autorin andichtet: „Sie helfen uns 
schneller ans Ziel zu kommen.“ Da¬ 
mit meint sie wahrscheinlich auch 
die von der Geschäftsleitung aufge¬ 
stellten Regeln, um die Beschäftigten 
in den Filialen stärker kontrollieren 
und von Schweden aus durch gezielte 


Überprüfung der Kassen- und Um¬ 
tauschgeschäfte besser überwachen 
zu können. 

Wem es für sich selbst gelingt, die 
wirklichen Verhältnisse bei H&M 
zu übersehen, und andere auf glei¬ 
che Weise „einzuseifen“, der darf 
vielleicht doch nicht „den höchsten 
Turm aus Klamotten bauen“, aber 
der kann „Karriereleitern erklim¬ 
men“. Denn dafür werden Menschen 
gebraucht, die nach außen hin „lieb“ 
und „nett“ auftreten, im Handeln 
aber unnachgiebig die betriebswirt¬ 
schaftlichen Gewinnziele von H&M 
und nur diese verfolgen, dabei „frei¬ 
willig“ der obersten Geschäftsleitung 
hörig sind und Betriebsräte am liebs¬ 
ten „kaltstellen“ würden. Denn die¬ 
se bringen ihren „größten Spielplatz“ 
auf eine Weise in „Unordnung“, wie 
es kein Kunde vermag: Sie sorgen für 
geregelte Arbeitszeiten auch in der 
Spätöffnung, informieren über die 
Mindestbeschäftigung von zwanzig 
Stunden in der Woche, helfen bei per¬ 
sönlichen Problemen und vertreten 
die Interessen ihrer Kolleginnen ge¬ 
rade dann, wenn die „spaßigen“ und 


gar nicht „kindgerechten“ Arbeitsbe¬ 
dingungen mal wieder so belastend 
sind, dass die Anzahl der Kranken 
auf zweistellige Prozentpunkte an¬ 
schwillt. 

Wer als Filialleiter/in oder Store 
Manager dies körperlich und psy¬ 
chisch nicht dauerhaft aushält, darf 
sein „zweites Zuhause“ verlassen. 
Sicher gilt auch für sie und ihn rein 
oberflächlich: „Du darfst Fehler ma¬ 
chen, die Dir sofort wieder verziehen 
werden.“ Aber die berufliche Zukunft 
bei H&M ist trotzdem von jetzt auf 
gleich beendet. Die Autorin weiß da¬ 
von nicht zu berichten. 

Aber so ganz glaubt sie ihrem ei¬ 
genen Geschwätz wohl doch nicht 
oder zweifelt an dessen Wirkung auf 
die Beschäftigten. Rein vorsorglich 
greift sie deshalb zur „Keule“: „Ver¬ 
giss nicht wie gut es Dir HIER geht! 
Du bist nicht einer der 2,1 Millionen 
Menschen, die von nur einem Euro 
am Tag leben müssen, Du bist nicht 
arbeitsuchend, nicht krank, Du hast 
ein Dach über dem Kopf“. 

Richtig, bei H&M sollte keine/r 
vergessen, unter welchen menschen¬ 


unwürdigen, gesundheitsgefährden¬ 
den bis mörderischen Bedingungen 
die Beschäftigten der Textilindustrie 
von Bangladesh und anderswo schuf¬ 
ten müssen, ohne darauf hoffen zu 
können, dass H&M als Großabneh¬ 
mer sich erkennbar dafür einsetzen 
wird, dass wenigstens existenzsichern¬ 
de Löhne gezahlt werden. 

Aber auch hierzulande sollen alle 
bei H&M wissen, was ihnen drohen 
könnte, wenn sie die Arbeitsbedin¬ 
gungen bei diesem „riesigen Spaß“ 
verbessern möchten. 

Dann ist es nämlich mit „Geld, 
Geschenken und einem Lächeln“ 
schnell vorbei, und niemand ist mehr 
„geduldig und lässt Dich von allein 
wachsen, ohne Dich unter Druck zu 
setzen“. Aber vielleicht wird auf alt¬ 
bekannte Art „lieb“ und „nett“ ganz 
neu gesagt: „Und jetzt frage Dich 
bitte, warum Du immer noch HIER 
bist!“ Hey Thorsten, mal ganz ehr¬ 
lich: Welcher „Glückspilz“ bei H&M 
mit Durchblick glaubt denn das ver¬ 
logene „Gesülze“ der Autorin von 
„&WIR“? 

Horst Gobrecht 
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Stuttgart 21: Auch Projekt 
der Automobilindustrie 


Den Gegner erkennen und weiterkämpfen! 


Unsere Bewegung hat einen langen 
Atem bewiesen und schon manches 
erreicht, in Phasen der Stagnation ist 
es oft so, dass interne Auseinander¬ 
setzungen zunehmen. Sicher, um den 
richtigen Weg muss gestritten wer¬ 
den - möglichst konstruktiv. Aber wir 
dürfen uns auch nicht spalten lassen! 
Letztlich eint uns alle ein gemeinsames 
Interesse. Nicht wenige verabschieden 
sich desillusioniert und „ausgebrannt“ 
von der aktiven Bewegung und zie¬ 
hen sich ins Private zurück, obwohl sie 
weiterhin gegen das Milliardengrab 
Stuttgart 21 sind. Wieder andere füh¬ 
len sich als „gute Verlierer“ oder „gute 
Demokraten“ und nehmen die verlore¬ 
ne Volksabstimmung als Begründung 
für den Rückzug. Lässt sich die Fak¬ 
ten- oder Interessenlage durch ein Ab¬ 
stimmungsergebnis ändern? Wir den¬ 
ken: nein. Die Verbleibenden sehen die 
schwindenden Kräfte und fragen sich 
berechtigt: Kann dieses Projekt noch zu 
Fall gebracht werden? 

Schlecht geplant? 

In dieser Situation lohnt es sich, die In¬ 
teressenlage und das Kräfteverhältnis 
nochmals genauer unter die Lupe zu 
nehmen. Mit wem haben wir uns ange¬ 
legt? Welche Interessen stecken hinter 
Stuttgart 21? 


rung, sollen zahlen. Nicht für die Ver¬ 
besserung des ÖPNV, die Sanierung 
maroder Schulgebäude, den Bau be¬ 
zahlbarer (Sozial-)Wohnungen, eine 
ausreichende Versorgung mit Kinder¬ 
gartenplätzen oder eine flächende¬ 
ckende und bezahlbare medizinische 
Infrastruktur - nicht für die Verbesse¬ 
rung unserer Daseinsvorsorge. Statt- 
dessen sollen wir dafür zahlen, dass das 
Geld in die Taschen von Aktionären, 
Managern und Unternehmern fließt. 

Die herrschende Klasse 
hat etwas zu verlieren 

Aber Stuttgart 21 ist inzwischen auch 
ein symbolisches Projekt. Es geht wahr¬ 
lich um mehr als einen Bahnhof, um 
mehr als Immobiliengewinne oder die 
Zerschlagung der Bahninfrastruktur. 
Nicht umsonst hat sich Merkel einge¬ 
mischt und Einfluss auf die Entschei¬ 
dungsträger in Aufsichtsräten, Stadt 
und Land genommen. Würde Stuttgart 
21 zu Fall gebracht werden, so wäre dies 
ein Zeichen dafür, dass es sich lohnt zu 
kämpfen. Das wäre ein Signal für ande¬ 
re Initiativen und Bewegungen, ein Sig¬ 
nal auch, dass der Profitlogik ein Riegel 
vorgeschoben werden kann. 

Eine Sondergenehmigung jagt die 
nächste, Aufsichtsbehörden oder Ge¬ 
richte kümmern sich letztlich nicht um 



Stuttgart 21 ist nicht das Ergebnis 
schlechter Planung oder größenwahn¬ 
sinniger Politiker. Das gibt es auch, 
aber das sind nur Teile der „Erschei¬ 
nung“, aber nicht des „Wesens“ dieses 
Projektes. Deshalb können wir Stutt¬ 
gart 21 auch nicht durch die besseren 
Argumente oder für uns günstige¬ 
re parlamentarische Mehrheiten (die 
Grünen bedanken sich) zu Fall bringen. 
Sowohl bei der „Schlichtung“ als auch 
bei den Planfeststellungsverfahren 
stand für die Projektbetreiber bereits 
vor Beginn fest, dass kein noch so gu¬ 
tes Argument auch nur einen Deut an 
ihren Plänen ändern wird. Die Projekt¬ 
betreiber wissen, dass S21 „Murks“ ist. 

Wer sind also die Profiteure? 
Um was geht es? 

Stuttgart 21 ist kein Bahnhofs-, sondern 
ein Immobilienprojekt. Bei der Immo¬ 
bilienspekulation mit wertvollem in¬ 
nerstädtischen Baugrund und der Er¬ 
richtung teurer Shopping-Malis winken 
satte Profite. An über 60 Kilometern 
Tunnelbohren will u.a. die Firma Her¬ 
renknecht verdienen. Nicht zuletzt ist 
S21 auch ein Projekt der Automobil¬ 
industrie, deshalb kamen drei der letz¬ 
ten vier Bahnvorstände aus dem Hause 
Daimler. 

Wem nützt es denn, wenn ein gut 
funktionierender Bahnhof zurückge¬ 
baut, Bahnfahren immer unattrakti¬ 
ver (und das nicht nur in der Baupha¬ 
se) und der PKW-Individualverkehr 
immer alternativloser wird? Umwelt¬ 
schutz und nachhaltiger Umgang mit 
Ressourcen (auch Elektroautos ver¬ 
brauchen wertvolle Rohstoffe wie z.B. 
seltene Erden, erzeugen Feinstaub 
oder verstopfen die Straßen) bleiben 
so auf der Strecke. 

Wo wir auch hinschauen: Stuttgart 
21 ist eine gigantische Geld-Umver¬ 
teilungsmaschine. Wir, die Bevölke¬ 


ihren eigentlichen Auftrag, sondern fäl¬ 
len politisch opportune Urteile. Wo die 
Bevölkerung zu aufmüpfig wird, greift 
man zu staatlicher Repression (Wasser¬ 
werfereinsatz, Kriminalisierung des Wi¬ 
derstands ...) oder lenkt alles in parla¬ 
mentarische Bahnen ... - Natürlich be¬ 
gleitet durch die mediale Übermacht. 

Falle Bürgerbeteiligung 

Die von OB Kuhn initiierte Bürgerbe¬ 
teiligung bei der Planung des Rosen¬ 
steinviertels scheint verlockend. Gilt 
es doch, das Schlimmste zu verhindern 
oder wenigstens diese Bühne für un¬ 
sere Inhalte zu nutzen. Letztlich wäre 
die Teilnahme aber die Aufgabe der 
grundsätzlichen Ablehnung von S21. 
Es geht um die Planung eines Wohn¬ 
gebietes, mit dessen Bau erst nach Pro¬ 
jektende frühestens 2022 begonnen 
werden könnte. Bezahlbare Wohnun¬ 
gen werden aber jetzt gebraucht. Und 
wer glaubt denn, dass auf diesem von 
der Stadt teuer erworbenen Gelände, 
sozialer Wohnungsbau oder eine der 
Bevölkerung dienliche Infrastruktur 
entstehen könnte? Der Grundstücks¬ 
preis diktiert den Vermarktungsdruck, 
also die angestrebten Profite. Vielmehr 
gilt es, das Augenmerk auf das zur Zeit 
durch S21-Baulogistik blockierte C-Ge- 
lände zu richten, das bereits jetzt zum 
Nutzen der Stuttgarter bebaut werden 
könnte - das Ende von S21 vorausge¬ 
setzt. 

Wir haben viel zu gewinnen! 

Also aufgeben? Nein! Lasst uns soli¬ 
darisch weiterkämpfen! Und das nicht 
nur bei Stuttgart 21. Überall gilt es, sich 
für unsere Interessen gegen die Kapi¬ 
talmacht zu engagieren. 

(Gekürzt, aus „Stuttgart links“, Infoblatt der 
DKP Stuttgart, Dezember 2014 aus Anlass der 
250. Montagsdemo gegen Stuttgart 21) 


Zunehmende Unterstützung für 
rassistische Stammtischparolen 

Sachsen will Sondereinheiten gegen Asylbewerber einrichten 


D ie öffentlichen Debatten um 
den Umgang der Bundesrepu¬ 
blik gewinnen weiter an Fahrt. 
Während seit geraumer Zeit in nicht 
wenigen bundesdeutschen Kommu¬ 
nen und Städten Aufmärsche von Ras¬ 
sisten und Neonazis stattfinden, streitet 
die etablierte Politik weiter über den 
Umgang mit Flüchtlingen und ihre 
Verantwortung. Dabei geht es jedoch 
ganz offensichtlich keineswegs darum, 
die Lebenssituation der Betroffenen zu 
verbessern, sondern abschreckend auf 
Flüchtlinge zu wirken, die in Deutsch¬ 
land Schutz vor Armut, Verfolgung und 
schlimmstenfalls vor ihrem Tod suchen. 

Derweil nimmt die Stimmungsma¬ 
che gegen die Notleidenden zu. Erst am 
vergangenen Montag marschierten er¬ 
neut sogenannte „besorgte Bürger“ ge¬ 
meinsam mit Neonazis in Berlin-Mar¬ 
zahn gegen eine in dem Bezirk geplan¬ 
te Flüchtlingsunterkunft auf. Etwa 400 
Antirassisten demonstrierten vor Ort 
gegen die rechten Umtriebe. 

In Dresden waren in den vergan¬ 
genen Wochen mehrfach einige Tau¬ 
send Menschen, angeblich gegen „Is¬ 
lamismus“ auf die Straße gegangen. In 
der Realität hatte sich auch dort eine 
krude Mischung aus Durchschnitts¬ 
bürgern, Rassisten, AfD- und NPD- 
Anhängern zusammengefunden. Of¬ 
fenbar aufgrund der anhaltenden Mo¬ 
bilmachung besagter Kreise, hatte der 
sächsische Innenminister Markus Ulbig 
(CDU) angekündigt, polizeiliche Son¬ 
dereinheiten gegen straffällig geworde¬ 
ne Asylbewerber aufbauen zu wollen. 

„Selbstverständlich muss Krimina¬ 
lität unabhängig von der Herkunft der 
Täter bekämpft werden, die von Ulbig 


vorgenommene Akzentuierung steht 
jedoch in krassem Widerspruch zur 
Realität: Es ziehen keine zugereisten 
marodierenden Banden durchs Land, 
sondern es müssen Asylbewerberhei¬ 
me rund um die Uhr vor befürchte¬ 
ten Übergriffen einheimischer 4 Tä¬ 
ter geschützt werden“, kritisierte Rico 
Gebhardt, Vorsitzender der sächsi¬ 
schen Linksfraktion, die Ankündigung 
Ulbigs. Der Zweck des Asyl-Gipfels, zu 
einem vernunftgeleiteten und huma¬ 
nen Umgang von Politik, Verwaltung 
und Bürgerschaft mit Flüchtlingen zu 
kommen, würde durch diesen Vorstoß 
konterkariert, kritisierte Gebhardt wei¬ 
ter. 

Kritik am bisherigen Umgang der 
etablierten Politik mit Flüchtlingen 
und Migranten üben derzeit ansons¬ 
ten maßgeblich Hilfsorganisationen 
wie Pro Asyl und antirassistische Kräf¬ 
te, die die Betroffenen keineswegs als 
Belastung, sondern vielmehr als gesell¬ 
schaftliche Bereicherung verstanden 
wissen wollen. „Die Mär der Bundes¬ 
regierung von der angeblichen Armuts¬ 
zuwanderung ist als billiger Populismus 
entlarvt. Das ist bereits mehrfach durch 
wissenschaftliche Studien belegt wor¬ 
den. Trotz der integrationsfeindlichen 
Politik der bisherigen Bundesregie¬ 
rungen sind Migranten auch in finan¬ 
zieller Hinsicht eine Bereicherung für 
Deutschland“, konstatierte auch Sevim 
Dagdelen, migrationspolitische Spre¬ 
cherin der Linksfraktion im Bundes¬ 
tag, angesichts einer jüngst vorgestell- 
ten Zuwanderungsstudie des Zentrums 
für Europäische Wirtschaftsforschung. 

„Deutschland profitiert von der 
Finanzkrise und den EU-Freizügig- 


keitsregelungen. Trotzdem wird in der 
Koalition nicht daran gearbeitet, das 
integrationspolitische Klima zu verbes¬ 
sern. Stattdessen wird in rechtspopulis¬ 
tischer Manier gegen eine vorgebliche 
Armutszuwanderung polemisiert und 
die EU-Freizügigkeit eingeschränkt 44 
so die Bundestagsabgeordnete weiter. 
Schließlich habe auch die neue Studie 
aufgezeigt, dass die Armut bekämpft 
werden müsse und nicht die Armen. 
Dagdelen forderte daher eine „Erhö¬ 
hung des Bildungs- und Qualifikations¬ 
niveaus der Migranten“, da diese „für 
alle von Vorteil“ sei. „Die Migranten 
haben dann eher eine Chance, der Ar¬ 
mutsspirale zu entkommen, und der 
Staat hat höhere Steuereinnahmen 44 , 
sagte sie. In der Realität hätten jedoch 
alle Bundesregierungen Migrantinnen 
und Migranten über Jahrzehnte hin¬ 
weg „lieber als Sozialschmarotzer dif¬ 
famiert als deren Lebensleistungen, 
beispielsweise Berufsabschlüsse, anzu¬ 
erkennen“. 

Unterdessen, das wird in den ver¬ 
gangenen Wochen erneut mehr als 
deutlich, ist zukünftig keineswegs aus¬ 
zuschließen, dass der kontinuierliche 
und von Neofaschisten angeheizte 
„Volkszorn“ der Biedermänner nicht 
doch noch verheerende Folgen mit 
sich bringen könnte. Zum einen: Wei¬ 
tere von der etablierten Politik an den 
Start gebrachte Gesetze, die sich gegen 
Flüchtlinge richten und diese weiter 
diskriminieren und abschrecken sollen. 
Zum zweiten jedoch auch ähnliche Po¬ 
grome, wie sie in den 1990er Jahren in 
Solingen, Mölln, Rostock und anderen 
Städten stattfanden. 

Markus Bernhardt 


Eine „neue Friedensbewegung“? 

Eine rechts dominierte Friedensbewegung wäre keine, doch die 
Montagsmahnwachen sind keineswegs homogen 


Im März 2014 wurde der politische Teil 
des Assoziationsabkommens der EU 
mit dem ukrainischen Putschregime 
abgeschlossen. Das Land ist seither auf 
die „freie Marktwirtschaft“ verpflich¬ 
tet. Es verspricht zunehmende politi¬ 
sche Konvergenz mit der EU, just in 
Fragen „der internationalen Sicherheit 
und des Krisenmanagements“. Die in 
Aussicht genommene enge militärische 
Zusammenarbeit war von Manövern 
in Litauen begleitet, von der Stationie¬ 
rung von Kampffliegern im Baltikum 
und weiteren militärischen Machtde¬ 
monstrationen der NATO an der rus¬ 
sischen Grenze. 

Seit diesem März aber gibt uns eine 
neue Friedensbewegung zu denken, die 
sich sehr pünktlich die Furcht vor ei¬ 
nem neuen Krieg zu eigen gemacht 
hat. Zwar konnten die Ostermärsche 
mehr Menschen als im vergangenen 
Jahr mobilisieren. Die neue „Friedens¬ 
bewegung 2014“ war aber mindestens 
so erfolgreich. 

★ 

Diese Friedensbewegung scheint gut 
organisiert. Vor allem aber zeigt sie 
sich nach rechts hin offen. Vielfach 
wird der Unterschied von Rechts und 
Links geleugnet. Die Gurus dieser neu¬ 
en Friedensbewegung heißen Ken Jeb- 
sen, Lars Mährholz und Andreas Popp, 
es beteiligen sich das Anonymous-Kol- 
lektiv, Querfrontier und Reichsbürger, 
auch schon mal andere Faschisten. Ei¬ 
nige Wochen war Jürgen Elsässer da¬ 
bei. Die esoterische Sekte The Zeitgeist 
Movement (TZM) hatte sich schon bei 
Occupy getummelt. Sie konzentriert 
ihre Gesellschaftskritik auf das Fi¬ 
nanzsystem. Im Zentrum ihrer Empö¬ 
rung liegen Zins und Zinseszins. Popu¬ 
lär sind die Theorien von Silvio Gesell 
(1862-1930), die schon den Nazi Gott¬ 
fried Feder faszinierten. Die Kritik von 
TZM mündet in der Propagierung ei¬ 


ner sozialen Idylle unter der Herrschaft 
einer künstlichen Intelligenz, die den 
politischen Interessenausgleich erüb¬ 
rigen soll. Solch demokratieresistente 
Herrschaft von Fachleuten ist eine Ge¬ 
sellschaftsutopie, die an faschistische 
Theoreme anschließt. 

★ 

Die anhaltende Krise erschüttert das 
soziale Gefüge. Gesellschaftliche Ge¬ 
wissheiten schwinden und machen 
chauvinistischen und rassistischen Hal¬ 
tungen Platz. „Hooligans gegen Sala- 
fisten“ können in kurzer Frist mehrere 
Tausend Anhänger auf die Beine brin¬ 
gen. In Dresden sind es die „Patrioti¬ 
schen Europäer gegen die Islamisie- 
rung des Abendlandes“ (Pegida), die 
militärische Angriffe gegen das Mor¬ 
genland innenpolitisch flankieren. 

Der Krieg scheint näher zu rücken, 
aber mit der Gefahr wächst nur unzu¬ 
länglich die Fähigkeit, ihr mit ange¬ 
messenen Strategien zu begegnen. Die 
„alte“ Friedensbewegung zeigt sich ge¬ 
genüber den neuen Herausforderun¬ 
gen noch uneinig. Auf der einen Sei¬ 
te ist die deutliche Abgrenzung gegen 
rechte Politik das Gebot der Stunde. 
Eine rechts dominierte Friedensbewe¬ 
gung wäre keine. Andererseits sind die 
Montagsmahnwachen keineswegs ho¬ 
mogen. Sollen wir die jungen Leute, die 
sich hier erstmals politisch engagieren 
und denen man den guten Willen nicht 
absprechen mag, rechten Rattenfän¬ 
gern überlassen? 

★ 

So kommt es, dass unter dem Aufruf für 
einen Friedenswinter neben Ken Jeb- 
sen und örtlichen Mahnwachen auch 
Sahra Wagenknecht, Albrecht Müller, 
Monty Schädel, die DFG/VK, das Ko¬ 
mitee für Grundrechte und Demokra¬ 
tie, Pädagoginnen und Pädagogen für 


den Frieden, pax christi, Deutsche Sek¬ 
tion der Internationalen Ärzte für die 
Verhütung des Atomkrieges und viele 
andere aus der tradierten Friedensbe¬ 
wegung stehen. 

Auf der Grundlage von Befragun¬ 
gen von Teilnehmerinnen der „Mon¬ 
tagsmahnwachen für den Frieden“ 
kam das Zentrum Technik und Ge¬ 
sellschaft an der TU Berlin - Bereich 
Soziale Bewegungen, Technik, Konflik¬ 
te - im Juni 2014 zu folgenden Schluss¬ 
folgerungen: 

★ 

Vieles an den Montagsmahnwachen 
erinnere an die Occupy-Proteste von 
2011: das rasche, fast unvermittelte 
Aufflammen der Bewegung, die Un- 
sortiertheit der Teilnehmer/innen, das 
Fehlen und die Ablehnung fester po¬ 
litischer Bindungen und Strukturen, 
die Inszenierung von Spontaneität, 
Gefühlsausdruck und Unprofessio¬ 
nalität, das Fernhalten aller Insignien 
bekannter Organisationen, das Fehlen 
konkreter gemeinsamer Ziele, die do¬ 
minante Mobilisierung über neue Me¬ 
dien, insbesondere soziale Netzwerke 
im Internet. „Ähnlich wie bei Occupy 
erscheint es nicht unwahrscheinlich, 
dass die Montagsmahnwachen durch 
ihre inneren Widersprüche und die 
fehlende strategische Orientierung an 
Attraktivität verlieren. Dem entspre¬ 
chen auch Eindrücke vom Geschehen 
auf der Bühne, bei dem Authentizi¬ 
tät, Spontaneität und politische Naivi¬ 
tät Hand in Hand gehen und gerade 
auch in diesen Momenten beklatscht 
werden. Allerdings verspricht die Ab¬ 
schottung nach außen zugleich einen 
Zusammenhalt, der die Gruppe zu sta¬ 
bilisieren vermag; der aber zumindest 
bei einer Teilgruppe mit Ressentiments 
und einer autoritären Option verbun¬ 
den ist.“ 

Klaus Stein 



















m unsere zeit _Innenpolitik 

Streit um Kohlekraftwerke 

Zielverfehlung führt zu Unstimmigkeiten in der Bundesregierung 



ie Bundesregierung arbeitet an 
einem Aktionsprogramm zum 
Klimaschutz und hat vor, es 
Dezember zu beschließen. Das 
Programm soll aufzeigen, mit welchen 
Maßnahmen die Bundesregierung er¬ 
reichen will, dass die deutschen Klima- 
ziele eingehalten werden. Ob das Pro¬ 
gramm tatsächlich beschlossen wird, 
hängt allerdings davon ab, ob sich das 
Umwelt- und das Wirtschaftsministeri¬ 
um (beide SPD-geführt) einigen kön¬ 
nen. Ein Kompromiss ist derzeit aller¬ 
dings unwahrscheinlich. 

Die Unstimmigkeiten innerhalb 
der Bundesregierung rühren daher, 
dass es aller Wahrscheinlichkeit nach 
nicht möglich sein wird, das gesteck¬ 
te Ziel für das Jahr 2020 zu erreichen, 
ohne beherzt auf die Energiewirt¬ 
schaft einzuwirken. Allen Progno¬ 
sen zufolge wird es eine erhebliche 
Lücke zwischen dem Ziel und dem 
geplanten Rückgang der Kohlendi¬ 
oxid-Emissionen geben. Geplant war 
eigentlich ein Rückgang der Emissi¬ 
onen um 40 Prozent gegenüber dem 
Jahr 1990. Stattdessen werden es wohl 
nur 35 Prozent - wenn die Wirtschafts¬ 
kraft Deutschlands erlahmt. Zieht die 
Konjunktur dagegen an, wird es nur 
einen Rückgang von schätzungsweise 
32 Prozent geben. Der Präsident der 
Bundesnetzagentur Jochen Homann 
stellt gleich die Frage, ob das 40-Pro- 
zent-Ziel gar von Anfang an falsch 
gesetzt war. Bundesumweltministerin 
Barbara Hendricks (SPD) meint dage¬ 
gen, dass die deutsche Klimapolitik in 
den letzten 15 Jahren in keinem Jahr 
ausreichend gewesen ist. 

Je nachdem wie groß die Lücke 
tatsächlich ausfallen wird, müssten 
bis zum Jahr 2020 weitere 60 bis 90 
Millionen Tonnen eingespart werden, 
um sie schließen zu können. Wie dies 
geschehen kann, wird derzeit disku¬ 
tiert. Neben kreativen Rechentricks 
kommen dabei handfeste Maßnah¬ 
men gegenüber der Energiewirtschaft 
vor. Klimastaatssekretär Jochen Flass- 
barth meint, die Bundesregierung wer¬ 
de nicht versuchen, die Welt schöner 
zu rechnen, als sie ist. Stattdessen sei 
es der Energiesektor, der den größten 
Teil der Einsparungen liefern müsse: 
Zehn Gigawatt Kraftwerksleistung 
müssten vom Netz genommen werden, 
was bedeutet, dass 15 bis 20 der alten 
inefüzienten Braun- und Steinkohle¬ 
kraftwerke stillgelegt werden müssten. 

Doch dagegen regt sich im Wirt¬ 
schaftsministerium Widerstand. Bun¬ 
deswirtschaftsminister Sigmar Gabri¬ 
el (SPD) meint, man müsse „endlich 
Schluss machen mit den Illusionen in 
der deutschen Energiepolitik“ Man 
könne nicht zur selben Zeit aus der 
Atomkraft und aus der Verstromung 
von Kohle aussteigen. Wer das will, 


sorge für explodierende Stromkosten 
und gefährde die Versorgungssicher¬ 
heit, so sein Mantra. Prinzipiell hal¬ 
te er das 40-Prozent-Ziel bis 2020 mit 
der Kohle für machbar, doch solle es 
der Markt regeln. Wegen der niedri¬ 
gen Strompreise an der Börse würden 
immer mehr alte Kraftwerke unrenta¬ 
bel und vom Netz genommen. Welche 
Kraftwerke letztendlich vom Netz ge¬ 
nommen werden, solle die Wirtschaft 
und nicht der Staat entscheiden. Wür¬ 
den in Deutschland Kohlekraftwer¬ 
ke abgeschaltet, sei dies ohnehin kein 
Beitrag für den europäischen Klima- 
schutz, so Gabriel. Die frei werdenden 
C0 2 -Zertihkate würden von anderen 
Verschmutzern übernommen und ver¬ 
braucht. Stattdessen wäre es sinnvoller, 
die Zahl der handelbaren Zertiükate 
zu verringern und den Emissionshan¬ 
del wieder zu beleben. 

Die Umweltorganisation Green¬ 
peace wirft dem Wirtschaftsminister 
vor, seine Argumentation sei nur eine 
Ablenkung. Auch der jüngste EU-Kli- 
magipfel im Oktober habe den Emis¬ 
sionshandel nicht reformiert. Auf ab¬ 
sehbare Zeit werde der Preis der Zer¬ 
tiükate so niedrig sein, dass er allein 
nicht imstande sein werde, die klima- 
schädliche Verstromung von Kohle zu 
begrenzen. 

Es sei wie beim Mikadospielen, 
meint Martin Rocholl von der Eu¬ 
ropean Climate Foundation (ECF). 
Alle Stromkonzerne wüssten, dass sie 
eigentlich Überkapazitäten abbau¬ 
en und alte ineffiziente Kohlekraft¬ 
werke stilllegen müssten. Doch jeder 
warte, bis der andere anfange. Eine 
Studie, welche die ECF gemeinsam 
mit der Heinrich-Böll-Stiftung beim 
Deutschen Institut für Wirtschaftsfor¬ 


schung in Auftrag gegeben hat, kommt 
zu dem Schluss: Bereits im kommenden 
Jahr könnten 23 Millionen Tonnen C0 2 
eingespart werden, wenn ineffiziente 
Steinkohlekraftwerke mit einer Kapa¬ 
zität von drei Gigawatt und Braunkoh¬ 
lekraftwerke mit einer Kapazität von 
sechs Gigawatt vom Netz genommen 
würden. Statt auf freiwillige Verpflich¬ 
tungen zu setzen, müsse ein Ausstiegs¬ 
gesetz beschlossen werden, meint Ro¬ 
choll. 

Doch zahlreiche Politiker und Ver¬ 
treter der Wirtschaft wehren sich gegen 
derartige Pläne. Hinter den Kulissen 
würden Konzernlobbyisten versuchen, 
wirksame Klimaschutzmaßnahmen zu 
verhindern, meint Hubert Weiger, Prä¬ 
sident des Bundes Umwelt und Natur¬ 
schutz Deutschland (BUND). 

Die Grünen-Politikerin Bärbel 
Höhn mutmaßt, Gabriels Position habe 
auch eine machtpolitische Grundlage: 
Wolle er bei der nächsten Bundestags¬ 
wahl Kanzler werden, dürfe er das 
SPD-regierte Nordrhein-Westfalen 
nicht verlieren. „Wenn es RWE und 
E.on mit ihren Kohlekraftwerken fi¬ 
nanziell schlecht geht, wackelt die 
Macht der SPD in Nordrhein-Westfa¬ 
len (NRW)“, schreibt Höhn in Die Zeit. 
Im Ruhrgebiet halten für die SPD wich¬ 
tige Städte und Landkreise mehr als 20 
Prozent der Aktien an RWE. Viele Jah¬ 
re schüttete der Konzern eine gute Di¬ 
vidende aus, die deutlich gekürzt wer¬ 
den musste. Zusätzlich hätten die Städ¬ 
te schmerzhafte Abschreibungen über 
mehrere Milliarden Euro vornehmen 
müssen. Zahlte man 2008 noch über 
100 Euro pro Aktie, ist sie heute kaum 
noch 30 Euro wert. Allein die Stadt 
Essen ist dadurch um rund 680 Milli¬ 
onen Euro ärmer geworden. Die Folge 


sei, dass Programme gekürzt und Stel¬ 
len im öffentlichen Bereich gestrichen 
werden müssten. Wolle die SPD verhin¬ 
dern, dass sie bei den nächsten Wahlen 
abgestraft werde, müsse sie eine Politik 
im Sinne der großen Energiekonzerne 
betreiben. 

Tatsächlich befinden sich in NRW 
die meisten Kraftwerke, die stillgelegt 
werden müssten. Der Konzern RWE 
verdiene mit Uralt-Kraftwerken, die 
schon an die 50 Jahre alt und längst 
abgeschrieben sind, gutes Geld, heißt 
es in einem Spiegel-Bericht (46/2014). 
Für den Konzern seien die Gewin¬ 
ne aus der Kohle überlebenswichtig. 
Doch der Konzern hat immer größere 
Probleme, seine Kraftwerke auszulas¬ 
ten. Arbeitsplätze und Steuereinnah¬ 
men stehen in Nordrhein-Westfalen 
auf dem Spiel, wenn Kraftwerke still¬ 
gelegt werden. 

RWE hat mit starken Umsatz- und 
Gewinneinbußen zu kämpfen, weil der 
Konzern die Energiewende verschlafen 
hat. Der Gewinn vor Steuern der ersten 
neun Monate in diesem Jahr ging um 
22 Prozent auf 4,7 Milliarden Euro zu¬ 
rück. Bei der konventionellen Stromer¬ 
zeugung ging der Gewinn vor Steuern 
um 11 Prozent auf 1,5 Milliarden Euro 
zurück. Wohlgemerkt: Vor zwei Jahren 
noch erwirtschafteten allein die deut¬ 
schen RWE-Kraftwerke das Doppelte. 
Sigmar Gabriel plant zwar, im Rahmen 
eines neuen Strommarktdesigns etwa 
20 Kohlekraftwerke „stillzulegen“ 
Diese sollen in den Stand-by-Betrieb 
wechseln und bei Bedarf hochgefahren 
werden. Die entstehenden Kosten soll 
den Energiekonzernen über eine neue 
Umlage wieder vom Stromkunden er¬ 
stattet werden. 

Bernd Müller 


Ehrung für kommunistischen Widerstandskämpfer in Bamberg 

VVN/BdA verlegt mit Günter Demnig einen Stolperstein für Adam Kaim (1913-1999) 



Hilde Kaim, die Witwe des bekannten Widerstandskämpfers, 
unterhält sich mit einer Teilnehmerin der Stolperstein- 
Verlegung vor dem Wohnhaus der Familie Kaim in Bamberg. 


Vor dem ehemaligen Wohnhaus des 
kommunistischen Bamberger Wider¬ 
standskämpfers Adam Kaim verlegte 
der Künstler Günter Demnig jetzt ei¬ 
nen Stolperstein. Daniel Dorsch von 
der Willy-Aron-Gesellschaft, die in 
Bamberg bereits rund 100 Stolperstein- 
Verlegungen organisiert hat, erinnerte 
an den Beginn dieser Form der Ehrung 
in Bamberg: Für den jüdischen Sozia¬ 
listen Willy Aron und dessen nach The¬ 
resienstadt deportierten Eltern waren 
2004 unweit des Bahnhofs in der Lu¬ 
itpoldstraße 32 drei Stolpersteine ver¬ 
legt worden. Der junge Rechtsreferen¬ 
dar war das erste Opfer der Faschisten 
in der Domstadt und Weggefährte von 
Adam Kaim. 

Unter den rund zwanzig Teilneh¬ 
menden der Gedenkfeier war auch 
Adam Kaims Witwe Hilde. Die fast 
92-Jährige war selbst politisch aktiv 
und einige Jahre lang Kreisvorsit¬ 
zende der VVN. Sie sprach ebenfalls 
einige bewegende Worte des Erin- 
nerns. 


„Adi“, wie ihn seine Freunde und 
Genossen nannten, war am 10. März 
1933 verhaftet und als einer der ersten 
Nazigegner (Häftlingsnummer 114) in 
„Schutzhaft“ genommen und ins KZ 


Dachau abtrans¬ 
portiert worden. 
Nach seiner Ent¬ 
lassung konnte der 
gelernte Schreiner 
zusammen mit sei¬ 
ner Frau zunächst 
beruflich wieder 
Fuß fassen. Als 
er sich im Janu¬ 
ar 1937 zu den 
internationalen 
Brigaden im Spa¬ 
nischen Bürger¬ 
krieg auf den Weg 
machte, wurde er 
geschnappt und 
wiederum ins KZ 
Dachau, vorüber¬ 
gehend auch ins 
KZ Mauthausen, 
verschleppt. Schließlich steckte man ihn 
im November 1944 gegen seinen Willen 
in eine Wehrmachtsuniform und schick¬ 
te ihn an die Front nach Ungarn - ohne 
Waffe, als Kanonenfutter. Nach seiner 


Gefangenschaft in Russland, wo er in 
Donezk im Bergwerk arbeitete, konnte 
er im November 1945 endlich in seine 
Heimatstadt zurückkehren. 

Günter Pierdzig, Kreisvorsitzen¬ 
der der VVN-BdA Bamberg, wies in 
seiner Ansprache u.a. darauf hin, dass 
Widerstandskämpfer und andere Na¬ 
zi-Gegner wie Adam Kaim es waren, 
die halfen, nach 1945 einen demokra¬ 
tischen Neubeginn zu organisieren. 
Das wurde ihnen in der Regel übel ge¬ 
dankt. Entmutigen ließ sich Adi Kaim 
davon nicht. Erst half er die VVN mit 
aufzubauen; 1968 gehörte er zu den 
Mitbegründern der DKP. Auf der an¬ 
schließenden Gedenkveranstaltung 
ließ Günter Pierdzig die Stationen des 
Lebens dieses hoch geachteten Antifa¬ 
schisten noch einmal Revue passieren. 

Anlässlich seiner Ehrung mit einem 
Stolperstein hat die VVN-BdA Bam¬ 
berg eine schön gestaltete Broschüre 
mit seiner Biografie herausgebracht, 
die für 3 Euro erhältlich ist unter: http:// 
bamberg.vvn-bda.de/ Eva Petermann 
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Erinnerung an Lieb¬ 
knechts Vermächtnis 

Leipzig. Anlässlich des 100. Jahresta¬ 
ges des mutigen Neins von Karl Lieb¬ 
knecht zu den Kriegskrediten erin¬ 
nert die Leipziger Linkspartei an das 
Wirken des Kommunisten. Am 2. De¬ 
zember 1914 stimmte Liebknecht im 
Plenum des Reichstages unter tu¬ 
multartigen Szenen als einziger Ab¬ 
geordneter gegen die Bewilligung der 
Kriegskredite, ihm wurde allerdings 
verwehrt, an das Rednerpult zu treten 
und seine Beweggründe öffentlich zu 
machen. 

„Um dieses wertvolle und unver¬ 
zichtbare Vermächtnis auf zeitgemä¬ 
ße und kreative Weise zu pflegen“, 
präsentiert die Leipziger Linkspartei 
mit Einverständnis des Leihgebers 
seit dem 2. Dezember die Schreib¬ 
maschine von Karl Liebknecht auf 
einer eigenen Webseite virtuell und 
interaktiv nutzbar. Diese Original- 
Schreibmaschine von ihm befindet 
sich seit vielen Jahren als Dauerleih¬ 
gabe des Stadtgeschichtlichen Muse¬ 
ums Leipzig in der Gedenkstätte im 
Liebknecht-Haus in der Braustraße 
15. 

Bei der Schreibmaschine handelt 
es sich um eine „Frister & Rossmann, 
Modell 4“. Diese Serie wurde zwischen 
1904 und 1910 in Berlin gefertigt. Das 
Modell ähnelt stark der mehr als zwan¬ 
zig Jahre zuvor in den USA erschie¬ 
nenen „Calligraph“. Es verfügt über 
eine Volltastatur mit einzelnen Tas¬ 
ten für Groß- und Kleinbuchstaben. 
Die Webseite enthält das Abbild der 
Originaltastatur, mit der eigene Texte 
in der Manier klassischer Schreibma¬ 
schinen erstellt werden können. Im 
Menüpunkt „Beispieltext“ werden 
die Tastenanschläge automatisch vor¬ 
genommen und es erscheint - Zeichen 
für Zeichen - der Anfang von Lieb¬ 
knechts symbolträchtiger Reichstags¬ 
rede vom 2. Dezember 1914. 

Die selbst getippten Texte kön¬ 
nen exportiert und gedruckt werden. 
Die Bedienung der digitalen Schreib¬ 
maschine wurde so authentisch wie 
möglich gestaltet. Auf dem digitalen 
Papier kann man den Text Buchstabe 
für Buchstabe sehen. (bern) 

Informationen: http://freewareliste.de/ 
liebknecht 


Proteste gegen Bundeswehr 
auf Jugendmesse 

Dortmund. Insgesamt mehrere Hun¬ 
dert Kriegsgegner haben verteilt über 
das vergangene Wochenende in Dort¬ 
mund an Protesten gegen die Bundes¬ 
wehr bei der Dortmunder Jugendmes¬ 
se YOU teilgenommen. Zahlreiche 
Jugendverbände und Organisationen 
hatten sich zuvor im Bündnis „Krieg 
ist kein Funsport“ zusammengeschlos¬ 
sen, um gegen die neuerlichen Werbe¬ 
maßnahmen der bundesdeutschen Ar¬ 
mee mobil zu machen. 

Über das gesamte Wochenende 
hinweg wurde die imperialistische An¬ 
griffsarmee Ziel von Protesten. Diese 
reichten von Kundgebungen und Agit¬ 
prop-Aktionen bis hin zu einer Seifen¬ 
blasen-Aktion. So fand vor dem Stand 
der Bundeswehr in der Westfalenhalle 
etwa ein Flashmob statt. Deren Teil¬ 
nehmer trugen Banner mit eindeu¬ 
tigen Botschaften gegen Militär und 
Krieg und bliesen rund zehn Minuten 
unter dem Motto „Bundeswehr weg¬ 
blasen!“ Seifenblasen in Richtung der 
Soldatinnen und Soldaten. 

„Das Werben von Militär unter 
Minderjährigen widerspricht mas¬ 
siv den Grundsätzen der UN-Kin- 
derrechtskonvention“, erläuterte Jan 
Tacke von der Naturfreundejugend 
als Sprecher des Bündnisses die Kri¬ 
tik. „Wenn in Afrika Kindersolda¬ 
ten rekrutiert werden, sorgt das hier 
in der bürgerlichen Gesellschaft für 
breite Empörung. Wenn allerdings 
die Bundeswehr auf der Jugendmes¬ 
se YOU für den Dienst an der Waffe 
wirbt, dann soll das völlig in Ordnung 
sein?“, fragte Tacke. In der Tat liegt die 
Kernzielgruppe der YOU bei 14 bis 16 
Jahren. „Am Stand der Bundeswehr 
dient ein Panzer als Blickfang, so als 
sei Kriegsgerät das Normalste auf der 
Welt“, kritisierte das Bündnis weiter. 

(bern) 
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General freigelassen 

Der von den FARC gefangengenom¬ 
mene kolumbianische General Rüben 
Alzate ist am Sonntag freigelassen wor¬ 
den. Damit machten die Rebellen den 
Weg für die Fortsetzung der Friedens¬ 
verhandlungen mit der Regierung frei. 

Muskelspiel gegen Russland 

Die NATO will schon 2015 eine Ein¬ 
greiftruppe aufstellen, die notfalls bin¬ 
nen weniger Tage nach Polen oder ins 
Baltikum entsandt werden könnte. Zu¬ 
dem verstärkt die NATO die Unter¬ 
stützung für die Ukraine und schließt 
auch eine Mitgliedschaft des Landes 
nicht aus, wie Generalsekretär Jens 
Stoltenberg am Montag in Brüssel 
deutlich machte. 

Alternativer Nobelpreis 
für Snowden 

Der Geheimdienst-Enthüller Edward 
Snowden ist in Stockholm in Abwe¬ 
senheit mit dem Alternativen Nobel¬ 
preis geehrt worden. Der Herausgeber 
der britischen Zeitung „Guardian“, 
Alan Rusbridger, der gemeinsam mit 
Snowden ausgezeichnet wurde, nahm 
den Preis im schwedischen Reichstag 
entgegen. Der „Guardian“ hatte Snow- 
dens Enthüllungen über die umfassen¬ 
den Überwachungsprogramme des US- 
Geheimdienstes NSA veröffentlicht. 

Sorge um TTIP 

Angesichts schwieriger Verhandlungen 
für das Transatlantische Freihandels¬ 
abkommen TTIP strebt der neue EU- 
Ratschef Donald Tusk ein enges Ver¬ 
hältnis zu Washington an. „Die Bezie¬ 
hungen zwischen Europa und den USA 
sind das Rückgrat der Gemeinschaft 
von Demokratien“, sagte der frühere 
polnische Regierungschef am Montag 
in Brüssel. Tusk macht sich dafür stark, 
dass sich EU-Staats- und Regierungs¬ 
chefs persönlich für TTIP engagieren. 

BRD will Vetorecht 
einschränken 

Außenminister Frank-Walter Steinmei¬ 
er hat bei einem Treffen mit den Außen¬ 
ministern Österreichs, der Schweiz und 
Liechtensteins über eine Einschränkung 
des Vetorechts im UN-Sicherheitsrat ge¬ 
sprochen. Die Idee bestehe darin, das 
Vetorecht der fünf Ständigen Mitglieder 
des Sicherheitsrates bei „groben Men¬ 
schenrechtsverletzungen“ zu beschrän¬ 
ken so Aurelia Frick, die Außenministe¬ 
rin Liechtensteins. 

Anlass für diesen Vorstoß ist, dass 
sich im Syrienkrieg der Sicherheitsrat 
in den vergangenen vier Jahren nicht 
auf eine gemeinsame Haltung einigen 
konnte. China und Russland vertraten 
eine andere Position als die anderen 
drei Ständigen Mitglieder, die NATO- 
Staaten USA, Großbritannien und 
Frankreich. Letztere wollen für sich 
das Recht in Anspruch nehmen, zu ent¬ 
scheiden, wie die Verletzung von Men¬ 
schenrechten definiert wird. 

Das wird ganz besonders im Krieg 
gegen die Terrororganisation „Isla¬ 
mischer Staat“ deutlich. Während die 
USA und die von ihr angeführte „Ko¬ 
alition“ bei ihren Luftangriffen - die 
nicht vom Völkerrecht gedeckt sind - 
immer wieder unbeteiligte Zivilperso¬ 
nen in Syrien und im Irak töten, bemü¬ 
hen sie sich, das militärische Vorgehen 
syrischer Truppen im eigenen Land ge¬ 
gen den IS und andere Terrorgruppen 
zu unterbinden und erklären regelmä¬ 
ßig ihr „Entsetzen“ über syrische Mi¬ 
litäreinsätze gegen die Gotteskrieger. 

Im Gegensatz zum Krieg gegen Li¬ 
byen, als 2011 Russland und China das 
Eingreifen von NATO-Staaten und 
Golfmonarchien auf Seiten der Gad¬ 
dafi-Gegner nicht durch ihre Stimm¬ 
enthaltung im Sicherheitsrat verhin¬ 
derten, hatten beide Staaten ihr Veto 
gegen eine Resolution eingelegt, auf 
deren Grundlage ein offener Krieg ge¬ 
gen Syrien möglich geworden wäre. Da 
die westlichen Hauptmächte weiterhin 
mit allen Mitteln einen „Regimewech¬ 
sel“ in Damaskus anstreben, soll die¬ 
ses Ziel nun offenbar auf dem Weg der 
Einschränkung des Vetorechts erreicht 
werden. Darüber hinaus will die Ber¬ 
liner Regierung damit eine „Reform“ 
des UN-Sicherheitsrates erreichen und 
in den Kreis der Ständigen Mitglieder 
aufrücken. 


Drei mal Generalstreik 

Wachsender Widerstand gegen Spardiktate und „Arbeitsmarktreformen“ 


Gleich in drei EU-Staaten haben die 
Gewerkschaften zum Jahresende 2014 
zu landesweiten Generalstreiks auf¬ 
gerufen. Das kann als ein Anzeichen 
dafür gewertet werden, wie Millionen 
Arbeiter und Angestellte trotz der of¬ 
fiziellen Schönrednerei von Juncker, 
Merkel und Co. ihre derzeitige per¬ 
sönliche Lebenssituation empfinden. 
Und was sie von den Spardiktaten, So¬ 
zialkürzungen und der Deregulierung 
der Arbeitsmärkte halten, die von den 
EU-Zentralen vorgeschrieben und von 
den nationalen Regierungen der Mit¬ 
gliedstaaten willig umgesetzt werden. 

In Griechenland war es am 27. No¬ 
vember bereits der vierte Generalstreik 
in diesem Jahr, der das öffentliche Le¬ 
ben und zahlreiche Unternehmen 
lahmlegte. Der Schiffsverkehr und die 
Häfen lagen still, zahlreiche Züge und 
Flüge fielen aus, Schulen, Behörden und 
Großunternehmen blieben geschlossen. 

Konkret richtete sich der jüngste 
griechische Generalstreik gegen den 
Haushaltsentwurf 2015 der Regierung 
der Großen Koalition unter Premier 
Samaras, die von der rechtskonservati¬ 
ven „Nea Dimokratia“ dominiert und 
von der sozialdemokratischen PASOK 
als Juniorpartnerin mitgetragen wird. 
Sie sieht für 2015 trotz der angekün¬ 
digten Aufhebung der Troika-Kontrolle 
über das Land weitere Lohn- und Ge¬ 
haltskürzungen sowie Stellenabbau im 
öffentlichen Dienst und die Fortset¬ 
zung der Privatisierung öffentlicher 
Unternehmen vor. 

Zu den Streiks und Protestmärschen 
aufgerufen hatten einerseits die unter 
sozialdemokratisch-linkem Einfluss 
stehenden Gewerkschaftsbünde GSEE 
und ADEDY, andererseits der von den 
Kommunisten geführte Gewerkschafts¬ 
bund PAME. Sie führten in Athen und 
einer Reihe weiterer Städte getrennte 
Demonstrationen durch. Daran beteilig¬ 
ten sich auch viele Rentner, Studenten 
und Schüler, aber auch die Inhaber klei¬ 
ner Handwerks- und Handelsbetriebe, 
die neue Steuererhöhungen fürchten. 

In Italien ist für den 12. Dezem¬ 
ber von den beiden größten Gewerk¬ 
schaftsbünden CGIL und UIL ein 
gemeinsamer achtstündiger General¬ 
streik mit Demos unter der Losung „So 
geht es nicht!“ angekündigt. Er richtet 
sich gegen die Sparvorhaben und „Ar¬ 
beitsmarkreformen“, die von der Regie¬ 


rung des sozialliberalen Ministerpräsi¬ 
denten Renzi vorangetrieben werden. 
Diese wird irreführenderweise manch¬ 
mal immer noch als „Linksregierung“ 
präsentiert, obwohl Renzis Partido De- 
mocratico (PD), einst als „Linkspartei“ 
(PDS) aus der traditionsreichen Kom¬ 
munistischen Partei Italiens hervorge¬ 
gangen, sich von jeder Art von linker 
Politik verabschiedet hat und eine Ko¬ 
alition mit dem „Neuen Rechten Zen¬ 
trum“ und der „Bürgerliste“ eingegan¬ 
gen ist. 

Der Generalstreik richtet sich ins¬ 
besondere gegen Renzis „job act“ (Be¬ 
schäftigungsgesetz) bei dem es um 
die Beseitigung des Artikels 14 des 
italienischen Arbeitsrechts und da¬ 
mit um die gesetzliche Aushebelung 


des Kündigungsschutzes geht. Schon 
am 25. Oktober hatten sich in Italien 
Zehntausende an einer zentralen Ge¬ 
werkschaftsdemo in Rom beteiligt. Am 
14. November fand im Vorfeld des an¬ 
gekündigten Generalstreiks ein „Tag 
des gesellschaftlichen Streiks“ statt, 
bei dem es in zahlreichen Fabriken in 
Norditalien und auch in mehreren Un¬ 
ternehmen im Süden des Landes zu Ar¬ 
beitsniederlegungen und Demonstrati¬ 
onen in einem Ausmaß kam, wie sie das 
Land seit langem nicht gesehen hatte. 
Auch ein Aktionstag der Linkspartei¬ 


en am 29. November war durch starke 
Beteiligung gekennzeichnet. 

Ein dritter landesweiter Gene¬ 
ralstreik ist für den 15. Dezember in 
Belgien von den beiden stärksten Ge¬ 
werkschaften, dem linken FTGB und 
der christlichen CSC, angesetzt. Auch 
hier richtet sich der Widerstand gegen 
die Spar- und Kürzungspläne der erst 
Anfang Oktober neu installierten Re¬ 
gierung des wallonischen Rechtslibe¬ 
ralen Charles Michel, in der auch die 
separatistische und ausländerfeindli¬ 
che „Neuflämische Allianz“ von Bart 
de Wever entscheidende Positionen in¬ 
nehat. Sie verkündete, dass sie 11 Mil¬ 
liarden Euro im Haushalt einsparen 
will, was natürlich Einschränkung 
und Stellenabbau in den öffentlichen 


Diensten und Kürzungen in den Ge- 
sundheits-, Sozial- und Kulturetats be¬ 
deutet. Außerdem will sie gemäß den 
EU-Vorgaben das Renteneintrittsalter 
auf 67 Jahre anheben und den Lohnin¬ 
dex, also die Kopplung der Löhne und 
Gehälter an den Preisanstieg, abschaf¬ 
fen. Allein letztere Maßnahme wür¬ 
de für Beschäftige, die beispielsweise 
1900 Euro pro Monat verdienen, einen 
Lohnverlust von 336 Euro pro Jahr be¬ 
deuten. 

Auch in Belgien fanden im Vorfeld 
des angekündigten Generalstreiks be¬ 


reits am 24. November größere Streik 
mit Demonstrationen in vier Provinzen 
statt, bei dem u.a. die Häfen von Ant¬ 
werpen, Gent und Zeebrügge lahm¬ 
gelegt worden waren. „Die Regierung 
Michel-de Wever hat nicht die politi¬ 
sche Legitimität, die sie zu haben vor¬ 
gibt: Niemand hat für eine Partei ge¬ 
stimmt, die die Verschiebung der Rente 
auf 67 Jahre in ihrem Programm hat¬ 
te“, vermerkte dazu Raoul Hedebouw, 
Abgeordneter der belgischen Arbeiter¬ 
partei PTB, der an der Spitze der Brüs¬ 
seler Demonstration mit 120 000 Teil¬ 
nehmerinnen dabei war. 

Bleibt nur noch kurz zu erwähnen, 
dass landesweite Protestaktionen ge¬ 
gen Sparhaushalte und Sozialabbau 
auch in weiteren EU-Staaten stattfan¬ 


den, so am 15. November in Frankreich 
auf Initiative des Komitees 3 A (Alter¬ 
native ä lAusterite - Alternative zum 
Sparzwang) in mehr als 30 Städten mit 
jeweils mehreren tausend Teilnehmern, 
vom 21.-25. November in Portugal der 
vom „Allgemeinen Verband Portugie¬ 
sischer Arbeiter“ (CGTP-IN) organi¬ 
sierte Protestmarsch von mehreren tau¬ 
send Beteiligten quer durch das Land, 
am 29. und 30. November in Spanien 
die „Märsche der Würde“ in mehr als 
40 spanischen Städten. 

Georg Polikeit 



Koalition der Abenteurer 

Programm der ukrainischen Regierung: EU- und NATO-Mitgliedschaft, Krieg gegen Russland 


Die in die Oberste Rada, das ukraini¬ 
sche Parlament, gewählten fünf nati¬ 
onalistischen Parteien haben ein Re¬ 
gierungsbündnis gebildet und sich am 
vergangenen Wochenende auf einen 
Koalitionsvertrag verständigt. Es sind 
dies die „Volksfront“ von Ministerpräsi¬ 
dent Jazenjuk, der „Block Poroschenko“ 
die „Vaterlandspartei“ Julia Timoschen- 
kos, die Partei „Selbsthilfe“ des Bürger¬ 
meisters von Lwiw und die „Radikale 
Partei“ des Rechtsextremisten Lyashko. 

Die Schwerpunkte des Koalitionsver¬ 
trages sind eine möglichst schnelle Auf¬ 
nahme der Ukraine in die EU und die 
NATO, der Aufbau einer schlagkräftigen, 
mit modernen Waffen aus dem Westen 
ausgerüsteten Armee, die Wiederherstel¬ 
lung der territorialen Integrität des Lan¬ 
des durch die Niederschlagung des Auf¬ 
stands in der Ostukraine und die Rück¬ 
gewinnung der Krim. Letzteres bedeutet 
faktisch, dass ein Krieg gegen Russland 
Bestandteil des Regierungsprogramms 
ist. Anders dürfte die Krim für die Uk¬ 
raine ja nicht zu haben sein. Dabei sind 
die Abenteurer bereit, mit dem Schicksal 
Europas Vabanque zu spielen, indem sie 
offenbar auf eine militärische Unterstüt¬ 
zung der NATO setzen. 

Die neue Regierungskoalition und 
das sie tragende Parlament in Kiew 
sind aber nicht nur nationalistisch ge¬ 
färbt, sondern auch rechtsextremistisch 
und neonazistisch. Die Behauptungen 
westlicher Politiker und Medien, die 
Ergebnisse der Wahlen zur Obersten 


Rada seien ein Ausdruck für den gerin¬ 
gen und noch dazu schwindenden Ein¬ 
fluss dieser Kräfte, haben mit der Rea¬ 
lität nichts zu tun. Sie entlarven dieje¬ 
nigen, die solche Märchen verbreiten, 
als Volksverdummer. 

Als „Beleg“ für den angeblich 
schwindenden Einfluss der Rechtsra¬ 
dikalen dient allein das Faktum, dass 
die Partei „Swoboda“ mit 4,71 Prozent 
und der „Rechte Sektor“ mit 1,81 Pro¬ 
zent an der 5-Prozent-Hürde geschei¬ 
tert sind. Das bedeutet allerdings nicht, 
dass diese neonazistischen Organisatio¬ 
nen keine Abgeordneten in der Obers¬ 
ten Rada haben. 

Die Swoboda ist über den Sieg ihrer 
Kandidaten in sechs Direktwahlkreisen 
mit sechs Abgeordneten im Parlament 
vertreten. Dies wirft übrigens ein be¬ 
zeichnendes Licht auf Poroschenko 
und seinen Wahlblock, denn der Sieg 
der braunen Kandidaten ist das Resul¬ 
tat einer Absprache zwischen Swobo¬ 
da und „Block Poroschenko“ nach der 
Letzterer in den Direktwahlkreisen, in 
denen Swoboda-Kandidaten bei den 
vorangegangenen Parlamentswahlen 
siegreich waren, auf eigene Kandida¬ 
ten verzichtete. Auch zwei Faschisten 
des Rechten Sektors - ihr Anführer 
Jarosch und der Kommandeur des fa¬ 
schistischen Bataillons Asow, Biletsky, 
gelang der Sprung in die Oberste Rada 
mit Hilfe von Direktmandaten, in die¬ 
sem Fall mit Hilfe des Oligarchen Kolo- 
mojski bzw. der „Volksfront“ Jazenjuks. 


Die rechtsextremistisch-neonazis¬ 
tischen Einflüsse im neuen Parlament 
und in der Regierung sind jedoch in ers¬ 
ter Linie Resultat dessen, dass die Koa¬ 
litionsparteien selbst Ultranationalisten 
und Neonazis ihre Listen und Plätze bei 
den Direktwahlen für den Einzug ins 
Parlament zur Verfügung stellten. 

Das gilt besonders für die „Volks¬ 
front“. So kandidierten auf ihrer Liste 
neun Kommandeure ultranationalisti¬ 
scher und faschistischer Freiwilligen¬ 
verbände. Auf diese Weise sind unter 
anderem der schon erwähnte Biletsky, 
ein Neonazi, dessen Kämpfer selbst im 
deutschen Fernsehen einmal kurz mit 
Hakenkreuz und SS-Runen am Stahl¬ 
helm zu sehen waren, oder der Kom¬ 
mandeur des Bataillons „Dnjepr-1“, 
Jury Bereza, der bereits mit einem Mi¬ 
litärputsch für den Fall drohte, dass 
die neue Regierung nicht den von den 
Ultras verlangten Kurs befolgt, in die 
Oberste Rada eingezogen. Neben Mili¬ 
zenführern stehen für die Neonazi-Gar- 
de in der Rada-Fraktion der „Volks¬ 
front“ aber auch Namen wie Andrij Pa- 
rubi, der ehemalige Kommandant der 
„Maidan-Hundertschaften“ und eins¬ 
tige Mitbegründer der faschistischen 
„Sozial-Nationalen Partei der Ukraine“, 
die sich später zur „Swoboda“ häutete. 

Ein Hort des Rechtsextremismus 
und Neonazismus ist auch die „Radika¬ 
le Partei“ von Lyashko. Er ist zugleich 
Kommandeur des aus rechtsradikalen, 
Neonazis und Kriminellen zusammen¬ 


gesetzten berüchtigten Freiwilligen-Ba- 
taillons „Shakhtarsk“. Lyashko ist per¬ 
sönlich für die Entführung und Folte¬ 
rung von Zivilisten verantwortlich und 
ließ sich sogar bei solchen Verbrechen 
filmen. So war selbst im deutschen Fern¬ 
sehen kurz zu sehen, wie er dabei saß, 
als seine Untergebenen einen gefessel¬ 
ten nackten Gefangenen drangsalierten. 
Dies alles war für die Kiewer Koaliti- 
onäre kein Hinderungsgrund, Lyashko 
und seine Partei in die Koalition aufzu¬ 
nehmen. Neben ihm erreichten über die 
Liste der „Radikalen Partei“ u.a. Kom¬ 
mandeure der Freiwilligenbataillone 
„Aydar“ und „Luhansk-1“ sowie weite¬ 
re rechte Milizionäre und militante Mai- 
dan-Kämpfer Abgeordnetenmandate. 

Auch über die Listen und Direkt¬ 
mandate der nicht erwähnten Parteien 
der neuen Kiewer Koalition sind wei¬ 
tere Milizenführer und Rechtsradikale 
ins neue Parlament gelangt, so z.B. auf 
Platz 2 der Liste der Partei „Selbsthilfe“ 
der Kommandeur des Bataillons „Don- 
bass“ Semen Semenchenko. 

Insgesamt sind in Parlament und 
Regierung heute mehr Ultrarechte und 
Neonazis vertreten als vor den Parla¬ 
mentswahlen. Wer das verniedlicht und 
die neuen ukrainischen Machtorgane 
mit den Attributen „demokratisch“ und 
„prowestlich“ schmückt, gibt damit nur 
ein bezeichnendes Urteil ab über den 
„Westen“ und dessen Demokratiever¬ 
ständnis. 

Willi Gerns 
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„Lebend wurden sie uns genommen ..." 


Hinter den Drogenkartellen 
steht der Staat 

Gespräch mit Pavel Blanco Cabrera, 

Erster Sekretär der Kommunistischen Partei Mexikos 



UZ: Seit der Entführung von 43 Stu¬ 
denten und der anschließenden Entde¬ 
ckung eines Massengrabs, in dem ihre 
Leichen verscharrt worden waren, reißt 
in Mexiko der Strom der Demonstrati¬ 
onen und Proteste gegen das Massaker 
nicht ab. Sie hatten Spenden gesammelt 
und für die Rückfahrt zur Hochschule 
Busse besetzt. Die Polizei hat daraufhin 
das Feuer eröffnet, sechs der Studenten 
erschossen und die anderen festgenom¬ 
men. Dann fehlte jede Spur von ihnen. 

Angehörige einer kriminellen Gang 
gestanden, 17 von ihnen getötet zu ha¬ 
ben. Durch ihre Hinweise wurden die 
verscharrten Leichen gefunden und 
eine Verbindung zwischen der Bande 
und der Polizei aufgedeckt. Was ist der 
Hintergrund? 

Pavel Blanco Cabrera: Am 26. Septem¬ 
ber kam es in der Stadt Iguala zu Po¬ 
lizeiausschreitungen, bei denen sechs 
junge Leute getötet wurden. 43 Lehr¬ 
amtsstudenten der Pädagogischen 
Hochschule in dem Dorf Ayotzinapa, 
allesamt Mitglieder der Föderation so¬ 
zialistischer Studenten Mexikos, wur¬ 
den danach vermisst. Daraufhin brach 
im ganzen Land eine Protestwelle los, 
die sowohl Städte als auch kleinere 
Ortschaften erfasste. An praktisch al¬ 
len Universitäten kam es zu Studie¬ 
rendenstreiks, im Bundesstaat Guerre- 
ro streikten die Angestellten der Bil¬ 
dungseinrichtungen zwei Monate lang. 
Gleichzeitig steigt die Zahl rebellischer 
Aktivitäten ständig. Das ist die wich¬ 
tigste Volksbewegung seit Jahrzehnten. 

UZ: Wer ist für dieses Verbrechen ver¬ 
antwortlich und wem nützt es? 

Pavel Blanco Cabrera: Die Stadtver¬ 
waltung von Iguala und die Regierung 
des Bundesstaats Guerrero werden bei¬ 
de von der Regierungs-“Partei der In¬ 
stitutionalisierten Revolution“ (PRD) 
gestellt. Diese Partei ist Mitglied der 
„Sozialistischen Internationale“ und 
des Forums von Sao Paulo. Sie hat eini¬ 
ge Zeit paramilitärischen Gruppen als 
Instrument der staatlichen Repression 
eingesetzt, und vor einem Jahr wurden 
hier fünf Kommunisten ermordet. Die 
PRD ist der Henker, aber verantwort¬ 


lich ist der bourgeoise mexikanische 
Staat, das geht hinauf bis zum Präsi¬ 
denten. Der ganze Staat ist in einer 
wirtschaftlichen und politischen Krise. 

UZ: Gibt es denn so etwas wie eine sys¬ 
tematische Zusammenarbeit zwischen 
den Behörden und der organisierten 
Kriminalität? 

Pavel Blanco Cabrera: Ja, ständig, und 
sie hat Methode. Nachgewiesenerma¬ 
ßen gibt es Verbindungen zwischen 
den Drogenbaronen, Paramilitärs und 
dem Staat, ebenso die Zusammenar¬ 
beit zwischen Drogenhändlern, Polizei 
und Armee. Medienwirksam wird der 
eine oder andere Gangsterboss festge¬ 
nommen. Aber die großen Mengen an 
Drogen, die in Richtung Norden durch 
Mexiko geschleust werden, weisen da¬ 
rauf hin, dass dies in Komplizenschaft 
mit dem Staat geschieht. Anders kann 
das gar nicht gehen als im Schutz der 
Militärbehörden, durch Kollaboration 
der hohen Polizeidienststellen. Aber 
es ist nicht so, dass die Drogenhändler 
sich den Staat angeeignet haben, der 
Staat schützt die Drogenkartelle, weil 
sie auf primitive Weise Kapital akku¬ 
mulieren. Die Bosse dieser Schatten¬ 
wirtschaft verwandeln sich als Kapital¬ 
eigner irgendwann in Lichtgestalten, 
dann sind sie Bourgeois. Kapital hat 
eine Spur des Verbrechens hinter sich, 
das Kapital kommt blut- und schmutz¬ 
triefend zur Welt. 

UZ: Gibt es Lücken im Rechtssystem, 
die diese Verbindung von Staat und or¬ 
ganisierter Kriminalität fördern? 

Pavel Blanco Cabrera: Die Lücken 
sind nicht signiükant. Das Rechtssys¬ 
tem stellt letztendlich kein Hindernis 
dar, wie man an Ländern sieht, in de¬ 
nen die Gesetzgebung unerbittlich ist 
mit dem Drogenhandel die gleichzei¬ 
tig sie die größten Verbraucher von 
Drogen sind, wie die USA. Kernprob¬ 
lem ist: Kapitalismus ist Barbarei und 
wird begleitet von allen Plagen, die die 
Gesellschaft zerreißen. Es gibt keinen 
sauberen Kapitalismus, solange er 
existiert, werden Drogen in erster Li¬ 
nie an Jugendliche verkauft und einige 
wenige bereichern sich daran. Solan¬ 
ge er existiert, gibt es Organhandel, es 
gibt einen sozialen Kriegszustand, wie 
bei uns in Mexiko mit schon mehr als 
100 000 Toten. Das ist nicht aus dem 
Ruder gelaufener Kapitalismus, das ist 
der Kapitalismus selbst, die Proütlogik, 
die über dem Leben von Frauen und 
Männern steht. 


UZ: Wer führt die Protestbewegung an 
und mit welchen unmittelbaren Zielen 
wird sie geführt? Welche konkreten For¬ 
derungen haben die Demonstranten? 

Pavel Blanco Cabrera: Wir sagen mit 
Nachdruck, dass es sich um eine Volks¬ 
bewegung handelt, die schon weit über 
die ursprüngliche Forderung „Sie ha¬ 
ben sie lebend mitgenommen, wir wol¬ 
len sie lebend wiederhaben“ hinausge¬ 
wachsen ist. Ayotzinapa ist der Tropfen, 
der das Fass der vielen Verbrechen zum 
Überlaufen brachte. Das betrifft nicht 
nur die Repression, sondern auch die 
Aggressivität des Kapitals gegen die 
Arbeit: Mexiko ist ein Land, in dem 60 
Millionen Menschen in extremer Ar¬ 
mut leben, ein Land, das von extremer 
Arbeitslosigkeit betroffen ist, mit ei¬ 
nem Rückgang der Kaufkraft der Löh¬ 
ne, ein Land extremer Ausbeutung im 
Namen des Monopolgewinne. Die im 
vergangenen Jahr durch den „Pakt für 
Mexiko“ beschlossenen aggressiven 
Strukturreformen beschleunigen den 
Zusammenstoß, die Überproduktions¬ 
krise und die Kapitalakkumulation lässt 
das Volk und vor allem die Arbeiterfa¬ 
milien immer schneller verarmen. Die 
„Reform des Arbeitsmarktes“ hat das 
Streikrecht, den Mindestlohn und das 
Recht auf Rente aufgehoben und die 
Unsicherheit der Arbeitsplätze erhöht. 

UZ: Ist die Volksbewegung denn ein¬ 
heitlich? 

Pavel Blanco Cabrera: Das Massaker an 
den Studenten von Ayotzinapa hat eine 
Schlacht ausgelöst. Nicht die einzige, 
aber eine der organisierenden Kräfte ist 
die NPA (Nationale Volksversammlung), 
in der die Studenten von Ayotzinapa or¬ 
ganisiert sind. Daneben die Lehrerge¬ 
werkschaft CNTE, die Kommunistische 
Partei Mexikos, die Gewerkschaft der 
Elektriker und andere. 

Die Demonstrationen stehen unter 
politischen Losungen und heben die 
Verantwortung des Staates hervor und 
fordern den Rücktritt des Präsidenten 
Enrique Pena Nieto. Die Kommunisti¬ 
sche Partei sucht die Forderungen zu¬ 
zuspitzen und der Bewegung eine anti- 
kapitalistische Richtung zu geben. Na¬ 
türlich gibt es auch Kräfte, die einfach 
„Menschenrechte“ einfordern und die 
Bewegung in eine paziüstische Rich¬ 
tung treiben wollen. Aber die Macht 
des Volkes gewinnt hier Konturen und 
wir können dem Kampf gegen die mo¬ 
nopolisierte Staatsmacht eine neue Di¬ 
mension geben. 

Die Fragen stellte Manfred Idler 


Nahe Horizonte 

Uruguays Linke siegt in der Stichwahl 


Wie erwartet hat der frühere Präsident 
Tabare Väzquez von der Sozialistischen 
Partei am Sonntag die Stichwahl um 
das höchste Staatsamt gewonnen: Ers¬ 
te Auszählungen ergaben 53,5 Prozent 
für den Kandidaten der linken „Fren- 
te Amplio“ (Breite Front), womit erst¬ 
mals nach Beendigung der Diktatur 
1985 eine Partei bzw. Bündnis drei Mal 
hintereinander die Präsidentschaft er¬ 
rungen hat. 

Sein rechtsgerichteter Gegner Luis 
Lacalle kam demnach nur auf etwa 41 
Prozent. Gut fünf Prozent der Stimm¬ 
zettel waren ungekennzeichnet oder 
ungültig; in Uruguay werden diese ge¬ 
trennt gewertet. Lacalle blieb damit 
unter dem Ergebnis, das beide rechte 
Kandidaten am 25. Oktober zusammen 
auf sich vereint hatten (30,1 % bzw 12,7 
%)• 

Tabare Väzquez war bereits zwi¬ 
schen 2005 und 2010 Staatschef des 
kleinen Lands zwischen Brasilien und 
Argentinien. Ihm war Jose Mujica von 
der „Bewegung für Volksbeteiligung“, 
die auch Teil der Frente Amplio ist, ge¬ 
folgt. Der frühere Tupamaros-Guerille- 
ro, der viele Jahre im Diktaturgefängnis 
einsaß, machte eine pragmatische Poli¬ 


tik, die auf Wirtschaftswachstum und 
eine gerechtere Verteilung der Staats¬ 
ausgaben setzte. Die Politik der kleinen 
Schritte brachte ihm zuletzt eine Zu¬ 
stimmung bei zwei Dritteln der Wäh¬ 
lerschaft ein. Da die Verfassung eine di¬ 
rekte Wiederwahl nicht vorsieht, konn¬ 
te Mujica nicht wieder kandidieren. 

Tabare Väzquez, der dem rechten 
Flügel der FA angehört, wird am Weg 
seines Vorgängers kaum etwas ändern, 
zumal wiederum dieser sich zuvor weit¬ 
gehend an Väzquez’ Politik orientiert 
hatte. Väzquez hatte sich insbesondere 
gegen das neue Gesetz zum Schwan¬ 
gerschaftsabbruch gewendet, war da¬ 
mit in der FA allerdings marginalisiert 
geblieben. In einer ersten Stellung¬ 
nahme nach dem Sieg sprach er von 
„neuen Horizonten, die erobert wer¬ 
den wollen“. Dabei handele es sich um 
Wachstum, Entwicklung, Gerechtig¬ 
keit, Würde und politische Rechte. Zu 
Väzquez’ Stellvertreter wurde mit Raul 
Sendic der Sohn des gleichnamigen 
Tupamaros-Gründers, gewählt. Sendic, 
der 2009 Industrie- und Energieminis¬ 
ter wurde, steht Jose Mujica näher als 
dem gewählten Präsidenten. 

Andi Nopilas 


Ausschreitungen gegen 
Roma-Kinder 

Ursachen: Paktieren mit der extremen Rechten 


Faschistische Ausschreitungen gegen 
Roma-Kinder in Rom haben eine Wel¬ 
le der Empörung ausgelöst und die For¬ 
derungen an die italienische Regierung 
verstärkt, entschieden gegen Rassis¬ 
mus und Ausländerfeindlichkeit vor¬ 
zugehen. Jüngster Anlass ist, dass 500 
Mitglieder der Studentenvereinigung 
„Blocco Studentesco“ (Studentischer 
Haufen) der faschistischen Casa Pound 
am vergangenen Freitag mit Gewalt 90 
Kinder einer Roma-Siedlung am Betre¬ 
ten ihrer Schule in der Via Lombroso 
in Rom hinderten. Die Faschisten be¬ 
haupteten, das sei eine Reaktion dar¬ 
auf, dass diese Kinder ihre Mitschüler 
in den vergangenen Tagen mit Steinen 
beworfen hätten. Der Stellvertretende 
Bürgermeister von Rom, Luigi Nieri 
von der Demokratischen Partei (PD), 
der an der Spitze einer Mitte-Links- 
Stadtverwaltung steht, verurteilte den 
Gewaltaufmarsch als eine Schande und 
einen Akt, mit dem „Furcht und Span¬ 
nungen“ erzeugt werden. Gegen diesen 
Rassismus müsse mit aller Kraft vorge¬ 
gangen werden. Mitglieder der sozialen 
Kooperative „Eureka“, die die Roma- 
Schüler bei der Eingliederung in das 
Schulsystem betreut, waren dem Auf¬ 
marsch, der Panik und Entsetzen unter 
den Kindern auslöste, entgegengetre¬ 
ten. Sie wiesen die Behauptungen der 
Faschisten als üblen Vorwand zurück. 

Die Gewaltakte werden in Zusam¬ 
menhang gebracht, mit dem Paktie¬ 
ren von Ministerpräsident Renzi mit 
Berlusconi und dessen Forza Italia (FI), 
aber auch mit seinem Regierungsbünd¬ 
nis mit der aus der FI hervorgegange¬ 
nen Rechtspartei (NCD) von Angelino 
Alfano, der als Innenminister die Po¬ 
lizei zwar zur Niederknüppelung von 
Arbeiterdemonstrationen einsetzt, fa¬ 
schistischem Treiben aber tatenlos zu¬ 
sieht. Denn Casa Pound ist eine vor 


etwa zehn Jahren entstandene Samm¬ 
lungsbewegung, zu deren maßgebli¬ 
chen Förderern der frühere führende 
AN-Faschist und enge Berlusconi-Ver¬ 
traute Giovanni Allemano gehört. Von 
2008 bis 2013 war er Bürgermeister der 
Hauptstadt und schenkte Casa Pound 
für 11,8 Millionen Euro ein Haus als 
Parteizentrale. Das „braune Haus“ ist 
heute eine über ganz Italien verbreite¬ 
te und international vernetze faschisti¬ 
sche Bewegung, deren Mitgliederzahl 
durch Zulauf aus der früheren AN auf 
mehrere Zehntausend geschätzt wird. 
Der „Blocco Studentesco“ erhielt bei 
Wahlen zu Schülervertretungen in 
Rom rund 11 000 Stimmen und 100 
Sitze. Seit Allemano 2013 abgewählt 
und der PD-Sozialdemokrat Ignazio 
Marino, ein international bekannter 
Chirurg, ins Campidoglio einzog, haben 
auch gegen ihn gerichtete faschistische 
Ausschreitungen ständig zugenommen. 

Die linksliberale „Repubblica“ äu¬ 
ßerte sich über die Vorgänge besorgt 
und zitierte das Polizeipräsidium von 
Rom, dass diese „Aktivitäten sich stän¬ 
dig wiederholen“. Zwei Wochen vorher 
mussten 72 afrikanische Flüchtlinge, 
die die Stadtverwaltung in einem Ge¬ 
bäude am Stadtrand von Rom unter¬ 
gebracht hatte, nach ständigen Dro¬ 
hungen, denen sich Einwohner an¬ 
schlossen, evakuiert werden, weil ihre 
Sicherheit nicht mehr garantiert wer¬ 
den konnte. Auf die Verantwortung 
des Regierungschefs zielt wohl auch, 
wenn „La Repubblica“ aus der schar¬ 
fen Erklärung der Fraktion der PD im 
Campidoglio zitiert, in der es heißt, wer 
Gewalt anwende, Rassismus und Frem¬ 
denfeindlichkeit praktiziere, habe „in 
der Politik nichts zu suchen“. Wie das 
Blatt weiter mitteilte, werden die jetzi¬ 
gen Ausschreitungen von der Staatspo¬ 
lizei untersucht. Gerhard Feldbauer 


Talfahrt am Ölmarkt 

Russland und Venezuela hart betroffen 


Die Ölpreise sind am Montag auf den 
tiefsten Stand seit mehr als fünf Jah¬ 
ren gefallen. Vergangene Woche hatte 
die Organisation Erdölexportierender 
Länder (OPEC) entschieden, ihre För¬ 
dermenge nicht zu verändern. Der Preis 
für ein Barrel (159 Liter) der Nordse¬ 
esorte Brent kostete am am Montag 
69,71 US-Dollar. Mit 63,72 Dollar war 
er zeitweise auf den tiefsten Stand seit 
Juli 2009 gesunken. 

Nach der OPEC-Entscheidung vom 
27. November, unverändert viel Öl in 
den Markt zu pumpen, rechnet der 
größte russische Ölkonzern Rosneft 


in den nächsten Monaten mit einem 
weiteren Rückgang der Ölpreise auf 
60 Dollar je Barrel. Generell stehe der 
Markt vor einer Neuaufteilung, glaubt 
der Chef des Staatsunternehmens. 

Vor allem die mächtigen Ölscheichs 
Saudi-Arabiens und der übrigen Golf¬ 
staaten setzten sich beim Treffen der 
Organisation der Erdölexportieren¬ 
den in Genf durch. Das könnte die 
teure Frackingförderung in den USA 
bremsen. Viel schwerer trifft der Preis¬ 
rückgang Länder, die auf Öleinnahmen 
angewiesen sind, wie Russland und Ve¬ 
nezuela. 
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unsere zeit m 


Sühne oder Sozialismus 


Längere Freiheitsstrafen, Einführung 
der Todesstrafe, je nach Umständen 
Anwendung von Folter - Vorstel¬ 
lungen von Studienanfängern in 
der Rechtswissenschaft. Eine Um¬ 
frage, die regelmäßig seit 25 Jahren 
durchgeführt wurde, hat ergeben: 
Jeder dritte Jura-Student ist für die 
Todesstrafe, jeder zweite für Folter. 
Gleichzeitig nimmt die Ausrichtung 
von Strafe auf „Resozialisierung“ ab. 
Und das, wo zu Beginn dieser Um¬ 
frage selbst die Existenz der lebens¬ 
langen Freiheitsstrafe noch umstrit¬ 
ten war. 

Die Terrorhysterie der vergange¬ 
nen Jahre wird von mancher bürgerli¬ 
cher Zeitung als Ursache benannt, im 
Jura-Studium wird mir „beigebracht“: 
Der Mensch ist eben auf Sühne aus. 
Resozialisierung funktioniere ohnehin 
kaum, für bestimmte Taten seien eben 
auch martialische Strafen notwendig. 

Auch in der Breite der Bevölke¬ 
rung finden solche Forderungen ei¬ 
nen gewissen Rückhalt. Nicht ohne 
Grund fordern Faschisten immer 
wieder „Todesstrafe für Kinderschän¬ 
der“. Und ist es etwa nicht legitim zu 
foltern, wenn dadurch ein Kind geret¬ 
tet werden könnte? 

Die Veröffentlichungen zur Um¬ 
frage beschränken sich weitgehend 
auf rechtliche Fragen. Ohne Zweifel 
sind diese auch wichtig. Konkret sieht 
das dann so aus: Folter trägt statis¬ 
tisch nicht zur Aufklärung von Straf¬ 
taten bei, die Todesstrafe verhindert 
die nachträgliche Korrektur falscher 
Urteile. Das Grundgesetz verbietet 
Folter und Todesstrafe - eine Lehre 
aus der Geschichte. Am entscheiden¬ 
den Punkt geht die Debatte jedoch 
vorbei: Jurastudenten vertreten diese 
Positionen nicht trotz, sondern wegen 
ihres Studiums. 


Gerade im ersten Jahr wird or¬ 
dentlich ausgesiebt. Der Fokus des 
Studiums: Formen juristischer Gut¬ 
achten lernen. Rechtsgeschichte und 
-philosophie verschwinden in der Be¬ 
deutungslosigkeit oder zeichnen die 
bekannten Bilder vom Unrechtsstaat 
DDR. Dabei wäre vom Rechtssys¬ 
tems dieses „Unrechtsstaats“ so viel 
zu lernen: Soziale Ursachen führen 
zu Kriminalität - und nur deren Be¬ 
seitigung kann die Grundlage einer 
fortschrittlichen Kriminalwissen¬ 
schaft sein. 

Für den Großteil der Jurastuden¬ 
ten ist Armut ein Fremdwort. Werk¬ 
verträge und Leiharbeit sind Mittel 
zur effizienteren Unternehmensfüh¬ 
rung, Hartz IV schon zu viel Geld 
für all jene, die nicht arbeiten wol¬ 
len. Diese Studenten bringen die 
sozialen Voraussetzungen für eine 
juristische Ausbildung mit, die nur 
Ausdruck der Politik der deutschen 
Bourgeoisie ist. Mit diesem Studium 
bildet unser „Rechtsstaat“ die künf¬ 
tigen Richter und Staatsanwälte aus, 
die auch in schärferen gesellschaft¬ 
lichen Auseinandersetzungen zuver¬ 
lässig zu diesem Staat stehen. 

„Die Revolution straft nicht, die 
Revolution erzieht“, soll ein kubani¬ 
scher Polizist gesagt haben. Auch die 
KPD hat bereits in den 20er Jahren 
die gleiche Position erarbeitet. Wir 
bekämpfen jeden Ausbau des bür¬ 
gerlichen Repressionsapparats, wir 
decken die sozialen Ursachen von 
Straftaten auf - und, dass die Krimi¬ 
nalität der Herrschenden im Regel¬ 
fall nicht verfolgt wird. Dem Rechts¬ 
system unseres Landes geht es nicht 
um die Aufklärung einzelner Taten, 
sondern um die Niederhaltung einer 
Klasse. 

Max Matthes 


Mieten an die Millionäre? 


Die Deutsche Annington will die 
Gagfah schlucken. Angebot: 3,9 
Milliarden Euro. Frist: 21. Januar 
2015.Das Ergebnis der Großfusion: 
350 000 Wohnungen in einer Hand. 
Anders berechnet: 500 000 Bewoh¬ 
ner werden von dem neuen Immobi¬ 
lienkonzern, dessen zukünftiger Sitz 
noch nicht feststeht, abkassiert. Es 
geht um mehr Mieteinnahmen und 
es geht um höhere Börsengewinne. 
Dafür bringt die Gagfah 810 000 
Wohnungen ein. Neuer Gesamtwert: 
21 Milliarden Euro. Rolf Buch, An¬ 
nington: „Wir wollen einen nationa¬ 
len Champion von europäischer Di¬ 
mension schaffen.“ 

Mieter und Vermieter stehen sich 
bei einer solchen neuen Konstellation 
noch weniger als zuvor auf Augenhö¬ 
he gegenüber. Institutioneile Anleger 
und Finanzinvestoren wollen Geld se¬ 
hen. Hinter Annington stehen der ja¬ 
panische Bankkonzern Nomura und 
die Principal Finance Group. Anning¬ 
ton ging 2013 an die Börse, Gagfah 
war schon seit 2006 dabei. Spieler im 
Hintergrund für neue Kredite ist die 
im Immobiliengeschäft „erfahrene“ 
US-Investmentbank JPMorgan. 

Damit die Mieten möglichst 
ohne Murren gezahlt werden, gibt 
es geradezu selbstlose Verspechen: 
„Mieter profitieren weiterhin von 
bezahlbarem Wohnraum und In¬ 
vestitionen in energetische Sanie¬ 
rung und Schaffung altersgerechten 
Wohnraums.“ 

Annington und Gagfah wollen 
pro Jahr durch die Fusionierung 84 
Millionen Euro einsparen. Sovie- 
le Hausmeister kann man gar nicht 
„freisetzen“, zumal es schon jetzt eine 
Unzahl von Mieter-Beschwerden we¬ 
gen ausbleibender Instandsetzungen 
und nicht behobener Mängel gibt. 
Der Deutsche Mieterbund krallt 
sich an eine Hoffnung: Der Konzern 
möge aus seinen Fehlern lernen und 
verstärkt in Instandsetzung und In¬ 
standhaltung investieren. 


Die Mieter teilen vielfach die 
Hoffnung nicht. Sie fürchten, dass 
jetzt alles noch schlimmer wird. 
Auch der Mieterverein Bochum 
fürchtet, dass der Service schlech¬ 
ter wird. Dabei hatte alles so sozial¬ 
orientiert begonnen: Gagfah heißt 
„Gemeinnützige Aktien-Gesell- 



schaft für Angestellten-Heimstät- 
ten“. Dann wurde abgesahnt bei den 
Wohnungen der Bundesversiche¬ 
rungsanstalt für Angestellte (BfA), 
bei den kommunalen Wohnungsge¬ 
sellschaften Nileg in Hannover oder 
Woba in Dresden. 

Die Annington speist sich aus 
Wohnungsgesellschaften und Genos¬ 
senschaften, die für Arbeiter, Ange¬ 
stellte und Beamte der Reichsbahn 
bezahlbaren Wohnraum bauten. Von 
Eon-Viterra kamen 138 000 Wohnun¬ 
gen. 

Die Monopolisierung im Immo¬ 
biliensektor hat eine Entwicklung 
genommen, die geradezu nach einer 
Vergesellschaftung schreit. VEB Gag¬ 
fah wäre nicht schlecht. Dazu bedürf¬ 
te es neuer Aktivitäten - nicht nur der 
Mieter. 

Uwe Koopmann 
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Karikatur: Bernd Bücking 


Filetierung geht weiter 

Zerschlägt Benko Karstadt? 


W ieder neue Hiobsbotschaf¬ 
ten bei Karstadt. Kaum wur¬ 
de der Warenhauskonzern 
an den neuen Eigner Rene Benko im 
August verscherbelt, plant dieser of¬ 
fenbar mehr, als er bisher verkünde¬ 
te. Offiziell werden sechs Filialen ge¬ 
schlossen. Weitere 3 000 der jetzt 16 
000 Beschäftigten entlassen. Doch in 
einem Papier, wonach intern in Essen 
gehandelt wird, ist die Anfang Septem¬ 
ber genannte Schließung von 20 Filia¬ 
len weiter aktuell. 

Der 37-jährige Österreicher ist al¬ 
les andere als ein Warenhausspezialist. 
Er spekuliert mit Immobilien. Damit 
besteht die Gefahr, dass er lieber auf 
den Verkauf von Filialen und neue pro¬ 
fitable Mieten für die Immobilien setzt, 
als auf den Erhalt von Arbeitsplätzen. 
Rene Benko besitzt Mehrheiten an der 
Signa-Holding, die über Immobilien im 
Wert von rund 7 Milliarden Euro ver¬ 
fügt. Die Vereinigte Dienstleistungs¬ 
gewerkschaft (ver.di), viele Betriebs¬ 
räte befürchten, dass es dem Speku¬ 
lanten deshalb nicht um die Sanierung 
des Handelsriesen geht. Bestätigt wird 
dies durch die Schließung von Karstadt 
Stuttgart. Die Türen bleiben ab Juni 
2015 zu, weil die Filiale zu den Best¬ 
lagen des Warenhauskonzerns gehört. 
Auf der Königstraße werden für neu 
vermietete Ladenlokale 300 Euro je 
Quadratmeter verlangt. Mit dem Ver¬ 
kauf des Topgrundstücks lässt sich für 
Benko ein Vielfaches mehr verdienen. 

Die Signa selbst führte bereits Ge¬ 
spräche mit der Stadtverwaltung und 
dem Baurechtsamt. Auf der Internet¬ 
seite der Holding liest sich der Arbeits¬ 
platzverlust von 230 Beschäftigten so: 
„Der Standort bietet Potenzial für Fi¬ 
lialisten, welche nach innerstädtischen 
Flächen suchen, die aufgrund des Flä¬ 
chenmangels in den letzten Jahren 
nicht bedient werden konnten.“ 

Um ein Höchstmaß an Profit zu er¬ 
reichen, setzt die neue Konzernspitze 
die Liste der Grausamkeiten auf allen 
Ebenen fort. Am 22. Oktober forderte 


sie, die Beschäftigten auch weiterhin 
nicht an den Erhöhungen der Löhne 
und Gehälter des Einzelhandelstari- 
fes anzuschließen. Obwohl bis 2012 
das Personal bereits auf 150 Millionen 
Euro Gehalt verzichtete. Von 2013 bis 
2015 sind es weitere 38 Millionen Euro. 
Der Gesamtbetriebsrat und ver.di 
rechnen damit, dass sie am 9. Dezem¬ 
ber, der dritten Verhandlungsrunde, mit 
einer weiteren Arbeitszeitverlängerung 
ohne Lohnausgleich konfrontiert wer¬ 
den. Außerdem will die Kapitalseite ein 
Einfrieren der Gehälter über 2015 hi¬ 
naus und neue Kürzungen beim Weih- 
nachts- und Urlaubsgeld. 

Einpeitscher aus der Essener 
Hauptverwaltung kennen nur ein Ziel: 
Personalkosten sparen und mehr Aus¬ 
beutung. Treibende Kraft dabei ist der 
Karstadt-Chef Stephan Fanderl, der 
sich rühmt, mit Benko befreundet zu 
sein. Mit ihm befindet sich an der Spit¬ 
ze des Konzerns ein rigoroser Arbeits¬ 
platzvernichter. Schon bei der Metro, 
Rewe und Walmart betrieb er diesen 
Klassenkampf von oben. 

Für die Belegschaftsvertreter sollte 
dies ausreichen, nunmehr konsequent 
die Beschäftigten zu mobilisieren. Die 
Konzernspitze an die „Verantwortung 
für die Belegschaft“ und „vernünftige 
Vorschläge“ zu erinnern, wie von eini¬ 
gen Betriebsräten und ver.di eingefor¬ 
dert, wird die geplante Zerschlagung 
des Handelsriesen nicht verhindern. 
Was für die Beschäftigten „vernünftig“ 
und in deren Interesse wäre, steht im 
Widerspruch zur herrschenden Klasse 
in diesem Land. 

Notwendig ist der inner- und außer¬ 
betriebliche Widerstand. Die Einbezie¬ 
hung der Kommunalpolitik, die Grün¬ 
dung von Solidarbündnissen. Durch 
die Schließung der Filialen veröden die 
Innenstädte und Mittelstandsbetriebe 
sind in der Existenz bedroht. 

Benkos Ziel: In Luxushäuser 
von Karstadt investieren, damit die¬ 
se zu Höchstpreisen verkauft werden 
können. So erging es dem Berliner 


KaDeWe, Münchens Oberpollinger 
und anderen Häusern. Stück für Stück 
trennt man sich so von den Filetstücken. 

Die jetzige Personalpolitik unter¬ 
scheidet sich weder von Thomas Mid¬ 
delhoff (Arcandor AG) noch Nicolas 
Berggruen, der den Konzern 2010 für 
einen Euro aus der Insolvenz heraus 
kaufte. Deswegen muss auf Beleg¬ 
schaftsversammlungen nicht nur über 
die Situation im Konzern gesprochen 
werden. Sondern auch Kampfmaßnah¬ 
men beraten und beschlossen werden. 
Das erfordert jedoch ein Umdenken. 
Die bisherige Orientierung auf die So¬ 
zialpartnerschaft mit der Konzernspit¬ 
ze führt letztendlich immer wieder zu 
Verzicht und Einschnitten bei den Be¬ 
schäftigten. Diese jahrelange Praxis, 
gehegt und gepflegt unter Einfluss der 
ehemaligen Deutschen Angestelltenge¬ 
werkschaft (DAG) bei Karstadt, wirkt 
noch heute gegen Betriebsräte, die eine 
härtere Gangart für nötig halten. 

Doch unter dem großen Dach von 
ver.di wäre einiges mehr möglich. Man 
könnte Aktionen durchführen, die 
möglichst gleichzeitig in allen Filialen 
ablaufen. Belegschaften, die eigenen 
Mitglieder und Kunden über die Zie¬ 
le des Konzerns informieren. Statt eine 
Lösung in Verhandlungen zu suchen. 
Die Karstadt-Bosse fürchten nichts 
mehr als die breite Öffentlichkeit. 

Neben dem Effekt, sich erfolgreich 
gegenüber einer Unternehmerwill¬ 
kür durchzusetzen, die die Existenz 
von Menschen und ihren Familien be¬ 
droht, könnte ver.di so auch die Soli¬ 
darität der Kunden verstärken. Poten¬ 
tial besteht auch darin, den Kampf für 
den Erhalt von Arbeitsplätzen mit an¬ 
deren Gewerkschaften gemeinsam zu 
führen. Zahlreiche Beschlüsse, nicht 
nur die der eigenen Gewerkschaftstage, 
sondern auch bei der Industriegewerk¬ 
schaft Metall, sollten endlich dazu ver¬ 
anlassen, die Vernichtung von Arbeits¬ 
plätzen als gesellschaftliche und poli¬ 
tische Auseinandersetzung zu führen. 

Herbert Schedlbauer 



öeryyi lien muss endlich fnVfeSutifcii 
und Karstadt zurück in die Tarifbindm 


Klare Forderungen: hessischer Streik- und Aktionstag bei Karstadt am 25. Oktober 2013 in Darmstadt. 














































No Justice - No Peace! 


M ehr als drei Monate nach der 
öffentlichen Hinrichtung des 
schwarzen Jugendlichen Mi¬ 
chael Brown am helllichten Tag mit 12 
Schüssen durch den Polizeibeamten 
Darren Wilson ausgeführt in Fergu¬ 
son, Missouri, hat eine „Grand Jury“ 
entschieden, dass der Fall nicht wei¬ 
ter verfolgt wird. Dass die Justiz die 
schützende Hand über schießwütige 
Polizisten hält, das gibt es in vielen 
Ländern. Ungewöhnlich ist der Zorn 
über die Entscheidung, der es dem 
Gouverneur von Missouri ratsam er¬ 
scheinen ließ, den Notstand über das 
21 OOO-Einwohner-Städtchen zu ver¬ 
hängen. Die Nationalgarde hat Fer¬ 
guson mit schweren Waffen besetzt, 
am Himmel kreisen Hubschrauber 
und Drohnen, die örtliche und die 
Staatspolizei sind mit Unterstützung 
der Geheimdienste angetreten, den 
Protest gegen den Rassismus nieder¬ 
zuhalten. 
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Die Geschichte der USA durch¬ 
zieht, seit die Väter der Verfassung - 



allesamt Sklavenhalter - die hehren 
Worte vom „Streben nach Glück“ nie¬ 
derschrieben, eine Blutspur des Ras¬ 
sismus. Das Land wurde groß durch 
die Ausrottung der Ureinwohner und 
den Dünger, den die Knochen der 
schwarzen Sklaven hergaben. Erst 
1955 entschied das oberste Gericht 
der USA, dass die Politik der Ras¬ 
sentrennung einer Integration „in 
wohldurchdachtem Tempo“ weichen 
müssen Bis heute geht der Kampf um 
gleiche Rechte, der verbunden ist mit 
bekannten Namen wie Martin Luther 
King und Malcolm X und unzähligen 
weniger bekannten wie Rosa Parks, 
die sich eines Tages entschied, sich 
einem Gesetz der Stadt Montgome- 
ry zuwider in den „weißen Teil“ eines 
städtischen Busses zu setzen und da¬ 


mit die große Bürgerrechtsbewegung 
der 1960er Jahre auslöste. 

Aber immer noch sind es in erster 
Linie schwarze Menschen, die die Ge¬ 
fängnisse füllen. Noch immer sind sie 
es, die als erste gefeuert werden und die 
bildungspolitisch abgehängt sind. Noch 
immer dient der Rassismus der Spal¬ 
tung der Arbeiterklasse und der hem¬ 
mungslosen Ausbeutung schwarzer und 
aus Lateinamerika eingewanderter Ar¬ 
beiterinnen und Arbeiter. 

Das Schicksal Michael Browns 
spiegelt den rassistischen Alltag in den 
USA. Wie viele dieser Schicksale wer¬ 
den nicht bekannt, weil es keine Zeu¬ 
gen gibt, die anklagen? Wir erinnern 
uns des Amateurvideos von 1991, auf 
dem ein zusammengekrümmter Mann 
von einem halben Dutzend enthemm¬ 
ter Polizisten geschlagen und getreten 
wird - Rodney King. Wir erinnern uns 
an den 17-jährigen Tray von Martin, der 
im Februar 2012 von einem „Nachbar¬ 
schaftswächter“ erschossen wurde - 
der Mörder wurde freigesprochen. In 
der Nacht vom 27. auf den 28. Novem¬ 
ber erschoss in Brooklyn ein weißer 
Polizeianwärter den unbewaffneten 
schwarzen Akai Gurley ... 

Amadou Diallo wurde am 4. Feb¬ 
ruar 1999 von vier Polizisten erschos¬ 
sen, sie gaben 41 Schüsse ab, 19 trafen 
den jungen Mann. Er war unbewaffnet. 
Der Rock’n’Roller Bruce Springsteen 
setzte ihm mit seinem Song „American 
Skin - 41 Shots“ ein Denkmal. Im Re¬ 
frain heißt es frei übersetzt: Es ist kein 
Geheimnis: Du kannst getötet werden, 
nur weil du in deiner amerikanischen 
Haut steckst. Manfred Idler 





Foto: United States Information Agency/wikimedia.org/public domain 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Renaissance des Kapitalismus? 

Z. - Zeitschrift Marxistische Erneuerung Nr. 100 über die Epoche weitreichender Umbrüche seit 1974 


I m Rückblick erscheinen die letzten vierzig Jah¬ 
re - markiert durch die Eckpunkte der beiden 
Krisen 1974 und 2007 ff. - als eine Periode weit¬ 
reichender Umbrüche, durch die sich die Welt 
gründlich verändert hat. Stichworte sind: Aufstieg 
des Neoliberalismus, Globalisierung, Digitale Re¬ 
volution, Zusammenbruch des Realsozialismus. 
Diese Phase erscheint auch als eine Renaissance 
des globalen Kapitalismus, als eine „passive Re¬ 
volution“ des Neoliberalismus. Haben wir es mit 
einem „Epochenbruch“ zu tun? Ist die Periode 
nach 1973, wie Eric Hobsbawm meint, als „Erd¬ 
rutsch“ zu bezeichnen, oder müssen wir nicht eher 
von einem „Kompositum von Kontinuitäts- und 
Diskontinuitätsmomenten“ sprechen? Dieter Bo¬ 
ris zeigt, dass es keine allgemeingültigen Kriterien 
für die Periodisierung von historischen Prozessen 
gibt, dass sachliche Ebenen und Zeithorizonte un¬ 
terschieden werden müssen. Erst aus der Gewich¬ 
tung der verschiedenen Momente heraus plädiert 
er für die These des „Bruchs? Für Elmar Altvater 
sind die 1970er Jahre der entscheidende Einschnitt: 
Mit dem Ende des Systems von Bretton Woods be¬ 
ginnt der Siegeszug des Finanzmarktkapitalismus. 
Gleichzeitig kündigte, angestoßen durch den Be¬ 
richt des ,Club of Rome’ von 1972, die Bewusstwer- 
dung des Zusammenhangs zwischen Geld- und Ka¬ 
pitalform einerseits und Naturalform andererseits 
ein „neues Erdzeitalter“ an, das „Kapitalozän? als 
„Einheit von kapitalistischer Gesellschaftsformati¬ 
on und ... planetarischer Naturalform?Auch Lucas 
Zeise wertet die 1970er Jahre als Epochenbruch, 
wobei er die Veränderung der Kräfteverhältnisse 
zwischen Kapital und Arbeit als Kern des Neoli- 
beralismus in den Mittelpunkt stellt. 

Eine andere Sicht vertritt Joachim Bischojf. 
Der Fordismus habe zu Überproduktion und Fi- 
nanzialisierung geführt, es sei aber keine „neue 
hegemoniale Betriebsweise“ im Rahmen des Ka¬ 
pitalismus sichtbar. Die Ausdehnung des Kredits 
spitze die im Kapitalismus angelegte „Selbst- 
zweckhaftigkeit“ zu, stelle aber keine eigenständi¬ 
ge Entwicklungsstufe dar. Eine andere Ebene, das 
Verhältnis zwischen den altkapitalistischen Län¬ 
dern (USA, EU, Japan) einerseits und den neu- 
kapitalistischen Schwellenländern andererseits 
untersucht Jörg Goldberg : Für ihn ist die Krise 
2007 ff. ein wahrer Epochenbruch, der die Vor¬ 
herrschaft des „Westens“ beende und neue For¬ 
men des Kapitalismus im „Süden“ entstehen lasse. 

Heinz Petrak weist dagegen auf Momente der 
Kontinuität hin, die im Konzept des SMK (Staats¬ 
monopolistischer Kapitalismus, d. Red.) zum Aus¬ 
druck kommen. Dieses sei heute wieder aktuell, 
denn unter kapitalistischen Bedingungen könne 
der ökologisch notwendige Übergang zu einem 
intensiven Typ der Reproduktion nur durch staat¬ 
liche Regulierung erreicht werden. 

Wie ein Kommentar dazu liest sich die Dar¬ 
stellung und Kritik des vieldiskutierten Buchs von 
Piketty, dessen Wert Georg Fülberth vor allem im 
historischen Teil sieht. Als Maßnahme zur Korrek¬ 
tur der dem Kapitalismus immanenten Tendenz 
zur Verschärfung der Ungleichheit empfiehlt Pi¬ 
ketty mehr staatliche Umverteilungspolitik, wo¬ 
mit er allerdings auf der Zirkulationsebene bleibt. 

Die Auswirkungen von Digitalisierung und 
Globalisierung auf die zunehmend mit der kapi¬ 
talistischen Weltwirtschaft verflochtenen sozialis¬ 
tischen Länder untersucht Jörg Roesler, sie waren, 
so sein Fazit, dieser Konkurrenz nicht gewachsen. 

Werner Goldschmidt fragt nach den Implikati¬ 
onen der Digitalen Revolution für die Vergesell- 
schaftungsprozesse im heutigen Kapitalismus; rea¬ 
lisieren sich mit „Industrie 4.0“ jene Perspektiven, 
die Marx in den „Grundrissen“ als Heraustreten 
der Produzenten aus der unmittelbaren Produkti¬ 
on skizziert hatte? Die Dimensionen der globalen 
Umweltkrise und die Hemmnisse für einen natur- 
verträglichen Umbau der parasitären industriel¬ 
len Produktionsweise des „Kapitalozäns“ zeichnet 
Wolf gang Pomrehn nach. 

Die Frage nach Kontinuität und Bruch stellt 
sich auch beim Blick auf die Entwicklung der So¬ 
zialstrukturen und Klassenverhältnisse auf gesell¬ 
schaftlicher wie betrieblicher Ebene. Der Übergang 
zu einer vorwiegend intensiv erweiterten Repro¬ 
duktion des Kapitals kann, so Andre Leisewitz , auch 
als Ausgangspunkt veränderter Machtbeziehungen 
zwischen Lohnarbeit und Kapital seit den 1970er 
Jahren interpretiert werden, die sich in einer Ak¬ 
tivierung der innergesellschaftlichen Konkurrenz 
und der Expansion des prekären Sektors nieder- 
schlagen. In den Geschlechterbeziehungen in Ar¬ 
beit und Gesellschaft sieht Ursula Schümm-Garling 
gegenläufige Trends. Die Tendenz zur Geschlechter¬ 
gleichstellung ist vielfach gebrochen. Pluralisierung 
der Lebensstile und emanzipatorische Ansprüche 
von Frauen erfahren mehr gesellschaftliche Akzep¬ 
tanz, maskulistische, konservative Gegenbewegun¬ 
gen sind unübersehbar. Der Abbau von sozialstaat- 
lichen und kollektivvertraglichen Puffern zwischen 
Markt und Ware Arbeitskraft gehört zum Kern der 



Foto: White House Photographie Office/ wikimedi; 


Zwei der politischen Hauptakteure, in den 8oern: Margaret Thatcher und Ronald Reagan. Bild unten: 
Vor 30 Jahren: Streik der Bergarbeiter. Der britische Bergarbeiterstreik fand vor dem Hintergrund des 
Endes des Nachkriegsbooms statt.... 


neoliberalen Offensive. Dazu gehören, so Steffen 
Lehndorff, Ausdifferenzierung und Flexibilisie¬ 
rung der Arbeitszeiten und die direkte Konfron¬ 
tation der Beschäftigten mit dem Druck des Mark¬ 
tes. Wachsende Unsicherheit und zunehmende psy¬ 
chische Beanspruchung der Individuen resultieren 
gerade aus diesen Umbrüchen (Michael Zander). 
Sie verlangen nach Gegenmacht. Im Zentrum der 
Umbruchperiode 1974-2014 steht, mit Blick auf 
die internationalen Beziehungen und global-poli¬ 
tischen Perspektiven, der Zusammenbruch des re¬ 


alen Sozialismus in Europa und die Auflösung der 
„bipolaren“ Block-Konstellation. War die Weltord¬ 
nung nach dem Zweiten Weltkrieg bestimmt von 
der Konkurrenz alternativer Gesellschaftssyste¬ 
me, so die Zeit nach dem Kalten Krieg von neu¬ 
en Kriegen, einem neuen Imperialismus und dem 
Versuch der USA, eine „unipolare“ Weltordnung zu 
behaupten (Werner Ruf). Sie sind dabei konfron¬ 
tiert mit der Konkurrenz altkapitalistischer (EU) 
und neukapitalistischer (Russland; China) Rivalen 
und dem Aufkommen religiös und ethnisch moti¬ 


vierter Gegenbewegungen in der von neoimperi- 
alistischen Strafaktionen überzogenen Peripherie. 
Karin Kulow zeigt dies am Beispiel der Aufstiegs¬ 
geschichte des politischen Islamismus. Für den auch 
von Goldberg als bestimmendes Moment hervor¬ 
gehobenen Aufstieg des Kapitalismus des Südens 
steht die Entwicklung Chinas. Helmut Peters rekon¬ 
struiert die innergesellschaftlichen Dynamiken der 
ökonomischen Reformpolitik des Landes, die mit¬ 
tels „Marktwirtschaft“ den Aufbau eines eigenen 
Sozialismus zu forcieren versucht und dabei kapi¬ 
talistische Produktionsverhältnisse entfesselt, die 
diese Perspektive zunehmend infrage stellen. 

Was ist von der Linken in den kapitalistischen 
Zentren geblieben, welche Optionen hat sie? David 
Salomon und Stefan Schmalz zeichnen die Terrain¬ 
verschiebungen auf den wichtigsten Kampffeldern, 
der politischen Öffentlichkeit und der Auseinan¬ 
dersetzung zwischen Lohnarbeit und Kapital in Be¬ 
trieb und Gesellschaft, nach. Hier dominieren post¬ 
demokratische Tendenzen; das in den letzten Jah¬ 
ren konstatierte Comeback der Gewerkschaften ist 
ambivalent und durch korporatistische Einbindung 
begrenzt. Die Gesamttendenz linker Perspektiven 
in der „großen Transformation“ bilanziert Frank 
Deppe. In den zurückliegenden „Kampfzyklen“ ist 
es der neoliberalen Konterrevolution gelungen, die 
klassische Arbeiterbewegung zu marginalisieren. 
Deppe geht auf beobachtbare Gegentendenzen 
ein und skizziert die politischen und gesellschaft¬ 
lichen Widersprüche, die sich für eine Erneuerung 
der Linken als zentral erweisen könnten. 

Optionen der Linken in der durch die Umbrü¬ 
che der letzten vierzig Jahre radikal veränderten 
Konstellation des heutigen Kapitalismus skizzie¬ 
ren aus durchaus unterschiedlicher Perspektive 
Michael Brie, Ekkehard Lieberam, Conrad Schuh- 
ler und Margarate Tjaden-Steinhauer/Karl Her¬ 
mann Tjadenf...) 

Auszug aus dem Editorial 


ZEITSCHRIFT MARXISTISCHE ERNEUERUNG 




Wie der Kalte Krieg geschürt wurde 

Szenen an Rhein und Ruhr 


M it diesem Buch hat Helmut Duffner eine 
Arbeit vorgelegt, die ein Stück Zeitge¬ 
schichte widerspiegelt. Er hat wenig kom¬ 
mentiert, sondern mit Auszügen aus der Rheini¬ 
schen Post und der Westdeutschen Allgemeinen 
aus den Jahren 1950 bis Ende des Jahres 1963 be¬ 
legt, wie der Kalte Krieg in der Bundesrepublik 
geschürt wurde. 

Dabei hat er vor allem seine engere Heimat 
Moers und Duisburg im Blick gehabt. Auch wenn 
er sein Buch mit dem jungen Abgeordneten des 
NRW-Landtags Jupp Angenfort beginnt, bleibt er 
nicht bei der FDJ stehen, sondern zeigt auf, wel¬ 
che umfassende Wirkung der Antikommunismus 
erreichte und dem Beispiel der USA mit McCar¬ 
thy getreu folgte. 

Helmut Duffner gehörte nicht der KPD bzw. 
gehört nicht der DKP an, er war auch ein kritischer 
Begleiter der FDJ. 

Manche Zeitungsmeldung erscheint fast un¬ 
glaublich. Hätte ich nicht ähnliche Meldungen in 
den hannoverschen Tageszeitungen gelesen, wären 
mir Zweifel gekommen. Doch Helmut Duffner hat 
hier nichts erfunden, sondern Meldungen zitiert, 
die in allen Regionen der „alten“ Bundesrepub¬ 
lik ähnlich zu lesen waren. Auf Seite 114 wird der 
Bundesinnenminister Dr. Schröder (ein ehema¬ 
liger SA-Mann - P. Dü.) zitiert. Laut Rheinische 
Post sagte Schröder, dass auf niemanden nach dem 
KPD-Verbot eine Hetzjagd ausgeführt wird, nie¬ 
mand solle ohne Not seinen Arbeitsplatz verlieren. 
Es bestehe nur ein Interesse die Hauptfunktionäre 
zu erfassen. 

Auf meine Anfrage beim niedersächsischen In¬ 
nenministerium wurde mir 1992 mitgeteilt, dass seit 


1956 Informationen über mich gesammelt würden. 
(Da war ich 17 Jahre alt.) 

Einsehen konnte ich die Akten allerdings 
nicht, aber es werde weiter gesammelt. Zwar nicht 
mehr in persona sondern nur allgemein. Ich ging 
davon aus, dass nicht mehr an meiner Wäsche 
geschnüffelt wurde, sondern meine öffentlichen 
Äußerungen registriert wurden. Auch kann ich 
beschwören, dass ich 1956 kein Hauptfunktionär 
der KPD war. Zu der Zeit war ich Lehrling bei 
der Firma Siemens-Schuckert; IG Metall Jugend¬ 
vertrauensmann und aktiv in der Naturfreunde- 
jugend. 

Helmut Duffner führt auch aus, wie weit das 
Feld der „Hauptfunktionäre“ abgesteckt war und 
nennt die christliche Pazifistin Dr. Klara-Maria 
Faßbinder und Hanne Hiob. Ebenso Gertrud 
Schröter aus Celle, und Elfriede Kautz aus Han¬ 
nover, die 1961 zu einer Gefängnisstrafe verur¬ 
teilt waren, weil sie Kinderferienfahrten organi¬ 
siert hatten. Das wurde ihnen nicht nur als Ar¬ 
beit für die verbotene KPD und den aufgelösten 
Demokratischen Frauenbund Westdeutschlands 
ausgelegt, sondern ihnen wurde Landesverrat un¬ 
terstellt, weil sie auch mit Kindern in die DDR 
gefahren waren und deren Personalien angege¬ 
ben hatten. 

Duffner würdigt auch Strafverteidiger, wie 
Dr. Gustav Heinemann, Dr. Diether Posser und 
Dr. Heinrich Hannover. Die Liste ließe sich noch 
verlängern, denn es gab auch noch andere demo¬ 
kratische Juristen, die der „Kommunisten-Ver¬ 
folgung“ widerstanden. Ein lesenswertes Buch, 
das zum Weiterlesen der Quellen- und Literatur¬ 
nachweise anregt. 


Eine kleine Korrektur im Buch sollte vorge¬ 
nommen werden: Die Initiative zur Rehabilitie¬ 
rung der Opfer des Kalten Krieges ist nicht im 
Spätherbst 1989 gegründet worden, sondern im 
September 1988 und trat in Düsseldorf an die Öf¬ 
fentlichkeit. 

Peter Dürrbeck 

Zu bestellen ist das Buch für 7,50 EUR bei: 

IROKK, Hoffnungstr. 18,45127 Essen 

oder per Mail: irokkinfo@arcor.de 
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Beim Holocaust-Thema nicht mehr „offline 

Douglas Wolfspergers Film „Wiedersehen mit Brundibar“ 



Beim Dreh in Theresienstadt. 


Z wei junge Mädchen 
laufen unbeschwert 
entlang überwachse¬ 
nen Bahngleisen in einem 
Waldstück, doch dann holt 
sie die Geschichte dieses 
Ortes ein: Annika und Ikra, 

18 Jahre alt, befinden sich an 
Gleis 17 im Berliner Grune- 
wald, der Gedenkstätte für 
die von hier ins KZ trans¬ 
portierten Juden. Und sie 
sind nicht zufällig hier. Als 
Mitglieder der Jugendthea¬ 
tertruppe „Die Zwiefachen“ 
an der Berliner Schaubühne 
gehören sie zum Ensemble 
einer Wiederaufführung der 
Kinderoper „Brundibar“ 
von Hans Kräsa, die unter 
SS-Aufsicht bis 1944 im KZ 
Theresienstadt uraufge- 
führt wurde - als Teil eines 
Nazi-Propagandafilms, der 
die Welt über die Realität 
der Lager täuschen sollte. 

Im Film „Wiedersehen mit 
Brundibar“ von Douglas 
Wolfsperger treffen die beiden Mäd¬ 
chen nun auf die Israelin Greta Klings¬ 
berg, eine der letzten Überlebenden der 
Originalbesetzung der Oper: ein Schlüs¬ 
selerlebnis für alle Beteiligten. Wenn 
später im Film die agile 85-Jährige durch 
den Bühnenvorhang auf das Agieren 
der jungen Theatertruppe schaut, blit¬ 
zen ihre Augen auf, als wäre sie einem 
Jungbrunnen entsprungen, und ihren 
jungen Bühnennachfolgerinnen ist auf¬ 
gegangen, dass das Thema Faschismus 
und Holocaust auch ihre „Nicht schon 
wieder!“-Generation betrifft und ohne 
Erinnern keine gute Zukunft für sie zu 
gewinnen ist. 

In kluger Dramaturgie lässt uns 
Wolfsperger zunächst einen Blick in 


UZ: Frau Klingsberg, Ihre Eltern ließen 
Sie 1938 bei ihrer Flucht nach Palästina 
in einem Waisenhaus zurück. Wie kam 
das? 

Greta Klingsberg: Wir haben gelebt 
im 2. Bezirk in Wien, meine Eltern 
waren nie religiös. Aber nach dem so 
genannten „Anschluss“ Österreichs 
sind meine Eltern quasi in letzter Mi¬ 
nute geflohen nach Palästina. Auf die¬ 
sem Transport Kinder mitzunehmen 
war einfach zu gefährlich, denn das 
Land war ja noch britisches Protek¬ 
toratsgebiet, die Einreise war illegal. 
Wir waren insgesamt dreißig Kinder, 
deren Eltern aus Wien nach Tschechi¬ 
en flüchteten und dann wahrscheinlich 
über Rumänien auf den Transport nach 
Palästina kamen, und von uns dreißig 
Kindern haben nur drei überlebt. So 
kam ich mit meiner Schwester in ein 
tschechisches Waisenhaus, bis man uns 
nach Theresienstadt und im Oktober 
1944 mit dem letzten Transport nach 
Auschwitz schickte. Dort bei unserer 
Ankunft wurden wir sofort getrennt, 
das war das letzte Mal, dass ich meine 
Schwester gesehen habe. 

UZ: Wie empfand man das Leben dort 
als Neunjährige ohne Eltern? 

Greta Klingsberg: Als Kind sieht man 
so etwas ja auch als eine Art Abenteuer 
und versteht ja nicht die Politik, die da¬ 
hinter steckt. Wir hatten ja viele tsche¬ 
chische Freunde und Freundinnen, und 
vor allem das Mitmachen bei dieser 
Opernaufführung war für uns eine tol¬ 
le Sache, die uns manche Misslichkeit 
vergessen ließ. Die Erwachsenen ha¬ 
ben ja auch uns Kinder geschützt, in¬ 
dem sie uns ihre Sorgen und Zukunfts¬ 
ängste möglichst nicht spüren ließen. 
Ich war in Theresienstadt von Februar/ 
Anfang März 1942, bis Oktober 1944. 
Den „Brundibar“ haben wir in dieser 
Zeit 53 Mal gespielt, 52 Mal habe ich 


die Vorgeschichte der Oper, seiner jun¬ 
gen Protagonistinnen und ihrer Thea¬ 
tertruppe tun. Da ist von Immigrati¬ 
onshintergrund und gestörten Famili¬ 
en, von Drogen und Neonaziszene die 
Rede - und von dem wunderbaren Pro¬ 
zess, mit dem ihre Leiterin Uta Plate 
aus den rebellischen Jugendlichen rei¬ 
fe Fast-Erwachsene geformt hat. Bilder 
aus ihrer Berliner „Brundibar“-Auf- 
führung kontrastiert Wolfsperger mit 
den schockierenden Schwarzweiß-Auf- 
nahmen aus dem Nazi-Propagandafilm 
der Uraufführung; deren helle Stim¬ 
men scheinen so unvereinbar mit den 
ausgemergelten Gesichtern der jungen 
Sänger, dass man fast vergisst, worauf 
Greta Klingsberg dann aufmerksam 



Greta Klingsberg, Jahrgang 1929 


die Rolle der Aninka gesungen, nur 
einmal war ich krank. Nach der letzten 
Aufführung war dann Schluss mit lus¬ 
tig, und wir kamen alle auf den letzten 
Transport nach Auschwitz. 

UZ: Sie haben von einer Betreuerin er¬ 
zählt, die Sie sehr geprägt hat und die 
Sie bewunderten? 

Greta Klingsberg: Ja, und sie bewunde¬ 
re ich bis heute, sie hat quasi Mutter¬ 
stelle für mich übernommen. Sie hieß 
Laura Simkova und war eine tsche¬ 
chische Kommunistin. Kommunist 
war ja für viele damals ein schlimmes 
Schimpfwort, und ich habe heute bei 
Interviews Ihren Kollegen mehrfach 
erklären müssen, dass ich im KZ eine 
kommunistische Erzieherin hatte, die 
sich bestens um uns gekümmert hat. 
Aber Laura war keine von dieser har¬ 
ten, primitiven Art, keine Stalinistin. 
Sie hat an meine Eltern einen Brief ge¬ 
schrieben und sie darüber informiert, 
dass meine Schwester das KZ nicht 
überlebt hat. Sie hat auch durchgesetzt, 
dass ich in dem einen Jahr, in dem ich 
noch in Tschechien blieb, auf eine eng¬ 
lische Schule kam, was ja nicht so ger¬ 
ne gesehen wurde. Ich selber wäre ja 
viel lieber auf eine tschechische Schu¬ 
le gegangen, denn ich wollte endlich 
nicht mehr abgesondert sein. Ich woll¬ 
te sein wie alle, und alle meine Freunde 
und Freundinnen waren ja Tschechen. 


macht: dass für die Kinder damals die 
Proben zu „Brundibar“ eine willkom¬ 
mene Unterbrechung des KZ-Alltags 
war, nicht zuletzt wegen der besseren 
Verpflegung. 

Wie wenig diese Vergangenheit 
vergangen ist, erleben Annika und 
Ikra in ihrem Alltag immer wieder, 
und Wolfspergers Film lässt es in klei¬ 
nen, fast beiläufigen Momenten auf¬ 
scheinen. Da fängt die ausgezeichne¬ 
te Kamera (Frank Ammann, Igor Lu¬ 
ther) unterhalb des Kirchturms, der in 
Gretas KZ-Zeit der einzige Blick auf 
die Welt war, die Auslagen eines „Mi¬ 
litary Shop“ ein. Beim ersten Besuch 
von Annika und Ikra bei Greta in Je¬ 
rusalem begrüßt ein Mauergrafitti die 


Aber sie hat gesagt: Wenn du nach Is¬ 
rael kommst, brauchst du Englisch¬ 
kenntnisse, keine tschechischen oder 
russischen. Und wenn du erwachsen 
bist, kannst du immer noch entschei¬ 
den, ob du zurückkommen willst nach 
Tschechien. Dafür bin ich ihr sehr 
dankbar. Diese Laura war mein Vor¬ 
bild fürs ganze Leben, eine tolle Frau, 
obwohl sie Kommunistin war. Also ich 
bin geeicht. 

UZ: Als Sie dann 1946 nach Palästina 
kamen, haben Sie da gleich versucht, po¬ 
litisch aktiv zu werden und Ihre Erfah¬ 
rungen weiterzugeben? 

Greta Klingsberg: Politisch ist wohl ein 
zu starkes Wort für eine 16-Jährige, wie 
ich es damals war. Aber ich habe ver¬ 
sucht, immer offen zu bleiben für Neu¬ 
es, ich habe mich immer interessiert da¬ 
für, warum einer so ist oder so, warum 
er kein Schweinefleisch isst und alles 
das. Man muss sich eine Neugier behal¬ 
ten, warum ein Mensch anders ist, muss 
akzeptieren, dass er nicht so leben will 
wie der andere. Ich hoffte immer und 
hoffe es noch heute, dass sich aus dieser 
Neugier auch eine Toleranz entwickeln 
könnte. Man muss immer hoffen. Dar¬ 
um möchte ich auch gerne einmal den 
„Brundibar“ auf Arabisch aufgeführt 
sehen, das könnte ein Zeichen der Ver¬ 
söhnung sein. 

UZ: Wie haben Sie dann in Israel ge¬ 
lebt? Waren Sie berufstätig im Musik¬ 
bereich? 

Greta Klingsberg: Natürlich. Ein Le¬ 
ben ohne Musik kann ich mir über¬ 
haupt nicht vorstellen. Ich habe mein 
Leben lang gearbeitet. Ich habe beim 
israelischen Rundfunk gearbeitet, un¬ 
gefähr 38 Jahre lang, und war zuständig 
für die Bestellung der Schallplatten im 
Bereich der ernsten Musik, also nicht 
Pop, Jazz oder Folklore. 


Besucher mit „Welcome 
to Apartheid“. Die im¬ 
mer „coole“ Ikra begegnet 
beim Praktikum im Alters¬ 
heim einer Deutschen, die 
anerkennend berichtet, ihr 
jüdischer Arzt habe „aus 
Rücksicht auf uns“ die 
Straßenseite gewechselt; 
die Perversion, dass das 
Opfer „Rücksicht“ auf die 
Täter nimmt, ist der Spre¬ 
cherin so wenig bewusst 
wie ihrer jungen Zuhörerin. 
Und wenn der Ex-Neonazi 
David bei der Schaubüh- 
nen-Inszenierung aus zwei 
Plastikflaschen und einem 
Zettel das „Arbeit macht 
frei“-Portal in Auschwitz 
nachbaut, geht ein nervö¬ 
ses Raunen durch das Pu¬ 
blikum. 

Das Thema Nazizeit 
habe sie früher nie inte¬ 
ressiert, sagt Annika, da 
sei sie „immer offline“ ge¬ 
gangen. Eine Haltung, die 
offenbar auch in den Chefetagen der 
Filmförderer und TV-Sender sehr ver¬ 
breitet ist. Das Thema sei „auserzählt“, 
habe man ihm bei Förderanträgen er¬ 
klärt, sagt Regisseur Wolfsperger im 
Publikumsgespräch nach der Berliner 
Filmpremiere in der Schaubühne. Bei 
einer 18-Jährigen, deren Geschichts¬ 
wissen vom deutschen Schulsystem 
geprägt ist, mag man sie akzeptieren, 
von Medienverantwortlichen mit öf¬ 
fentlich-rechtlichem Bildungsauftrag 
sollte man anderes erwarten. Deren 
Verweigerung hat Wolfspergers Film 
zum Glück nicht verhindern können. 
Er kommt jetzt ab 4. Dezember in un¬ 
sere Kinos. 

Hans-Günther Dicks 


UZ: Sie leben direkt in Jerusalem? 

Greta Klingsberg: Ja, und sehr gerne. 
Das Leben dort ist verrückt, vielfältig, 
chaotisch, mohammedanisch, fanatisch, 
alles. Tel Aviv ist ruhiger, und wenn ich 
ins Theater will oder in die Oper, dann 
fahre ich nach Tel Aviv. Das gibt es zwar 
auch in Jerusalem, aber es ist dort ge¬ 
diegener. Darum mag ich Jerusalem. 
Ich bin zwar gegen alles Fanatische, 
denn die Fanatiker haben ja die Ant¬ 
wort schon, bevor sie die Frage gehört 
haben. Man kann zwar seine eigene 
Meinung haben, auch wenn sie viel¬ 
leicht radikal ist, aber man muss den 
anderen akzeptieren. Wir haben ja in 
einem Wohnblock gewohnt, wo es lau¬ 
ter Kommunisten gab, und Laura war 
ja auch aktive Kommunistin. Aber mit 
den Schauprozessen verschwand dann 
einer nach dem anderen. 

UZ: Sie haben gesagt: Man muss immer 
hoffen. Wie sehen Sie die heutige Situa¬ 
tion in Israel, und wie sieht die Zukunft 
für das Land aus Ihrer Sicht aus? 

Greta Klingsberg: Wie gesagt: Politik 
ist was ganz Grauenhaftes. Ich glaube, 
die Situation ist ziemlich verfahren. Ich 
bin nicht für unseren Prime Minister, 
ich habe Netanjahu nie gewählt, aber 
er wurde gewählt. 

UZ: Aber Sie besuchen immer wieder 
Schulen, um mit der jungen Genera¬ 
tion über Ihre Erfahrungen zu spre¬ 
chen? 

Greta Klingsberg: Nicht in Israel, 
dort ist dafür nicht so ein Bedarf. 
Aber hier in Deutschland, wenn ich 
jungen Leuten wie Annika und Ikra 
begegne und ihren Elan sehe, die ja 
zum Teil auch einen Migrationshin¬ 
tergrund haben, dann bin ich ihnen 
immer ganz nah. 

(Interview: Hans-Günther Dicks & Marianne Becker) 


Einfach nur 
im Fokus 

Verfassungsschützer will 
nicht mit DKP und SDAJ reden 

Fernsehen ist oft langweilig. Die Öf¬ 
fentlich-Rechtlichen steuern gegen - 
mit trendigen Sendern für junge Leute. 
Die senden denselben spießigen Mist 
wie ARD und ZDF, aber mit lustige¬ 
ren Wörtern und schnelleren Schnitten. 
Aber manchmal lohnt sich doch, einmal 
einzuschalten. Zum Beispiel, wenn die 
Eins-Plus-Talkshow „Klub Konkret“ ei¬ 
nen Verfassungsschützer fragt, wie links 
man denn nun sein darf. 

„Moderatorin: An Markus nochmal die 
Frage: Wie viel Linkssein ist okay? Ich 
sag‘s deshalb, weil wir hatten mehrere 
Gäste hier, wo wir überlegt haben, laden 
wir die ein, laden wir die nicht ein, und 
bei ein paar hast du einfach gesagt, mit 
denen setze ich mich nicht in eine Fern¬ 
sehsendung. Für wen gilt das zum Bei¬ 
spiel, mit wem sprichst du nicht? 
Markus Schafert (Sprecher des Bay¬ 
rischen Landesamtes für Verfassungs¬ 
schutz): Das gilt beispielsweise für Ver¬ 
treter der DKP oder der SDAJ, also die 
DKP ist die Deutsche Kommunistische 
Partei, und das ist eine Partei, die will... 
die folgt dem Marxismus-Leninismus, 
die will in Deutschland den Kommunis¬ 
mus einführen, und auf dem Weg dorthin 
eine Diktatur des Proletariats - das ist 
im Grunde ein autoritärer Staat, in dem 
es keine Meinungsfreiheit gibt, in dem 
es keinen Pluralismus mehr gibt - und 
ich will, dass in Deutschland weiterhin 
ich frei meine Meinung sagen kann und 
dass jeder hier ein Leben führen kann, so 
wie er es für richtig hält. Der Kommunist 
weiß, wie das Endziel der Gesellschaft 
aussieht, und jeder muss diesem einen 
Endziel folgen. Aber jeder in unserer 
Gesellschaft hat ein anderes Verständ¬ 
nis davon, was ein gutes Leben ist und 
was eben richtig ist. 

Moderatorin: Die Nadia fängt schon wie¬ 
der an zu seufzen ... Nadia. 

Nadia Sergan (ehemalige AStA-Vorsit¬ 
zende in Frankfurt): [...] Also, mit so je¬ 
mandem würdest du dich nicht unterhal¬ 
ten, andererseits bist du aber dafür, dass 
eine NPD oder andere radikalere, rechts¬ 
radikale Parteien oder Gruppierungen 
das Recht auf Demonstrationen haben, 
obwohl sie ganz offensiv gegen die frei¬ 
heitlich-demokratische Grundordnung... 
Markus Schäfert: Also, ich unterhalte 
mich natürlich auch mit niemandem von 
der NPD hier in so einer Talkshow. Das 
ist völlig klar. 

Nadia Sergan: Aber wie siehst du das 
Demonstrationsrecht von der NPD bei¬ 
spielsweise? 

Markus Schäfert: Aber der von der NPD 
hat genauso ein Demonstrationsrecht wie 
der von der DKP, und das steht nun mal 
so im Grundgesetz und da kommen wir 
auch nicht davon weg, und das ist eben 
auch das, was eine Demokratie manch¬ 
mal so anstrengend macht, dass wir es 
auch aushalten müssen, dass es Leute 
gibt, die solche Meinungen vertreten. 
Nadia Sergan: Aber Naziaufmärsche 
muss man doch nicht aushalten. 

Markus Schäfert: Man muss ja auch dif¬ 
ferenzieren: Wir ... Linksextremismus ist 
ja nicht strafbar. Linksextremismus heißt 
einfach, dass man im Fokus der Verfas¬ 
sungsschutzbehörden steht, aber man 
macht sich deswegen nicht strafbar, man 
macht sich strafbar, wenn man als Links¬ 
extremist irgendwo Steine wirft. 

Nadia Sergan: [Eine Blockade ist] ein ab¬ 
solut gewaltfreies Mittel, und trotzdem 
kriegt man eine Anzeige hinterher. 
Markus Schäfert: Ja, da spricht auch nie¬ 
mand davon, dass es ,ne Gewalttat ist, 
da geht es einfach darum, dass es hier ... 
Nadia Sergan: Aber sie wird mit Gewalt 
auseinandergeprügelt oder -gezogen. 
Markus Schäfert: Es geht um die Ver¬ 
sammlungsfreiheit. Wir als Verfassungs¬ 
schutzbehörde sind nicht dafür zustän¬ 
dig, Straftaten zu verfolgen.“ 

Wir lernen: Im Prinzip darf man alles 
denken und für alles demonstrieren, nur 
wenn es dem Verfassungsschutz nicht 
gefällt, steht man im Fokus. Im Prinzip 
kümmert sich um alles andere die Polizei, 
es sei denn, irgendein V-Mann-Nazi will 
selbst Hand anlegen. Eine offene Frage 
bleibt: Warum hat uns niemand gefragt, 
ob wir mit diesem Typen überhaupt an 
einem Tisch sitzen wollen? O.M. 


„52 mal habe ich die Aninka gesungen“ 

Interview mit Greta Klingsberg 



12 Freitag, 5. Dezember 2014 


Reportage _ unsere zeit Ufcd 

Hoffnungsträger und Hassobjekt 

Eritrea - ein Land sucht seinen eigenständigen Weg • Von Erika Beltz 



Eritrea erkämpfte 1993 seine Unabhängigkeit. Die Lage an 
der langen Grenze zu Äthiopien ist aber immer noch von 
Spannung geprägt. Etwa 6,4 Millionen Menschen leben in 
dem Land. 


E ritrea war für uns ein un¬ 
bekanntes Land. Erst eine 
plötzliche, maßlose Het¬ 
ze der Grünen in Gießen ließ 
uns aufhorchen. War die (grü¬ 
ne) Bürgermeisterin noch im 
Jahr 2011 Ehrengast auf dem 
Eritrea-Festival in Gießen, 
so wurde das Land ein Jahr 
später als eine der brutalsten 
faschistischen Militärdikta¬ 
turen ganz Afrikas bezeich¬ 
net - so der Fraktionsvorsit¬ 
zende der Grünen am 24.4. 
und 22.6.2012 in der Gieß euer 
Allgemeine. Zwangsarbeit und 
Vergewaltigungen mit häu¬ 
figer AIDS-Inüzierung seien 
an der Tagesordnung (ebd., 

5.12.12). Die Vorwürfe gipfel¬ 
ten in der Beschuldigung, dort 
herrschten „Verhältnisse wie 
in der DDR“ Damit war un¬ 
ser Interesse geweckt und wir 
begannen uns zu informieren, 
z.B. bei medcare-Eritrea, ei¬ 
ner Hilfsorganisation, die das 
Land wie folgt beschreibt: Es 
gibt keine Korruption, eine völlige 
Gleichberechtigung der Frauen, nur 
sehr geringe soziale Unterschiede, kei¬ 
nen Personenkult, die niedrigste Aids- 
Rate in ganz Afrika, eine allgemeine 
Schulpflicht ... Und wir lernten hier 
lebende Eritreer kennen und schätzen, 
die ihr Land unterstützen. So beschlos¬ 
sen wir uns selbst ein Bild zu machen. 

Schließlich ermöglichte die Öster- 
reichisch-Eritreische Gesellschaft uns 
die Teilnahme an einer kleinen Delega¬ 
tion, bei der wir das Land gründlicher 
kennenlernen konnten als das Touris¬ 
ten möglich ist. 

Noch wenige Tage vor unserer Ab¬ 
reise wurden Daten über den Welthun¬ 
ger veröffentlicht. Danach steht es in 
Eritrea besonders schlimm: Mehr als 
35 Prozent der Menschen würden dort 
Hunger leiden. Als wir am 24. Oktober 
in der Hauptstadt Asmara ankamen, 
sahen wir in allen Geschäften volle 
Regale, auf dem Markt wurden ton¬ 
nenweise Getreide, Obst und Gemüse 
angeboten. Die Menschen waren nicht 
so übergewichtig wie hier, aber gut er¬ 
nährt und gut gekleidet. 

Wir waren im Hotel Ambassador 
untergebracht, mitten im Zentrum, di¬ 
rekt gegenüber der Kathedrale. Auffäl¬ 
lig waren die vielen Kinder, die gegen 
Mittag in ihrer farbigen Schulkleidung 
die Straßen bevölkerten. Es gibt viele 
Kinder in Eritrea und eine allgemei¬ 
ne Schulpflicht, auch wenn, besonders 
auf dem Land, lange Anmarschwege 
zurückgelegt werden müssen. Bei den 
Nomaden werden „Mobile Schools“ 
eingesetzt - ein mühseliges Unterfan¬ 
gen. 

Abends ist die Zeit der Straßen¬ 
händler mit ihrem Kleinkram - und 
der Bettler, die auch tagsüber die 
Hand hinhalten, auch Kinder wollten 
Geld von den Touristen. Aber das gibt 
es auch in der reichen BRD. Eritrea da¬ 
gegen ist auch 20 Jahre nach dem sieg¬ 
reichen Unabhängigkeitskrieg, in dem 
das Land vollkommen zerstört wurde, 
noch immer eines der ärmsten Länder 
der Erde, das sich bemüht, eine Gesell¬ 
schaftsordnung im Interesse der Men¬ 
schen aufzubauen. Die Bedingungen 
sind umso schwieriger, da der von ei¬ 
ner Internationalen Schiedskommissi¬ 
on festgelegte Grenzverlauf von Äthi¬ 
opien, der früheren Besatzungsmacht, 
nicht anerkannt wird und es immer 
wieder zu Scharmützeln kommt. Es 
herrscht ein Zustand, der als „Nicht 
Krieg - nicht Frieden“ bezeichnet wird. 

Diesem Umstand geschuldet ist 
auch der für alle Jugendlichen verbind¬ 
liche Militärdienst von drei Jahren, der 
aber um Jahre verlängert werden kann. 
Dabei werden die jungen Menschen 
nicht nur zu Soldaten ausgebildet, son¬ 
dern absolvieren gleichzeitig ein Studi¬ 
um bzw. eine Berufsausbildung und wer¬ 
den auch zu gesellschaftlich nützlichen 
Arbeiten - z.B. zum Terrassieren der 
Landschaft als Vorbereitung zur land¬ 
wirtschaftlichen Nutzung - eingesetzt. 


Dem entziehen sich viele durch 
Flucht und kommen, wenn es gelingt, 
auch nach Deutschland, wo sie auf¬ 
grund ihrer guten Bildung - alle kön¬ 
nen Englisch - Chancen haben. Es sind 
vorwiegend junge Männer, die Eritrea 
verlassen, während die jungen Frauen 
weniger Probleme mit dem Dienst für 
ihr Land zu haben scheinen. 

Unsere erste Tour führt uns in weni¬ 
gen Stunden von 2 300 Metern Höhe in 
die Hafenstadt Massawa. Auf dem Weg 
begegneten wir den ersten Kamelen - 
und einer Horde Paviane. Die Straßen 
sind meist gut, zum Teil noch in der ita¬ 
lienischen Kolonialzeit (bis 1941) an¬ 


gelegt und inzwischen erneuert. Lei¬ 
der konnten wir von den Sehenswür¬ 
digkeiten Massawas - wie der ältesten 
Moschee Afrikas - nur wenig sehen. 
Am Haus des Präsidenten kamen wir 
vorbei, keine auffällige Villa - nur ein 
davor stehender Polizeiwagen deutete 
auf die Bedeutung des Gebäudes hin. 
In allen Städten, die wir besuchten, war 
sehr wenig Polizei zu sehen. 

Auch Massawa ist vom Krieg völlig 
zerstört, Wohnungen werden gebaut. 
Wir sahen die Ruinen der Prachtbau¬ 
ten, die vor Jahrhunderten von den Os- 
manen errichtet worden waren und die 
nun verfallen, weil es an Geld für die 
aufwändige Renovierung fehlt. Aber es 
gab einen sehr schönen Sandstrand und 
leckeren Fisch, nach einem Bad im Ro¬ 
ten Meer genau das Richtige. 

Eine unserer nächsten Stationen 
war Keren, eine großzügig angelegte 
Stadt mit knapp 80 000 Einwohnern, 
in der - wie in allen größeren Städten - 
Moschee und Kirche gleichermaßen 
zum Stadtbild gehören. Jeweils knapp 
die Hälfte der Eritreer sind Christen 
und Moslems, die ein entspanntes Ver¬ 
hältnis zueinander haben und ihre re¬ 
ligiösen Feiertage gerne zusammen fei¬ 
ern. 

In Keren besuchten wir ein Agrarin¬ 
stitut mit 1200 Studierenden, die Hälf¬ 


te Eritreer, die anderen meist 
aus afrikanischen Nachbar¬ 
ländern. Ein Ziel ist es, durch 
Optimierung der Landwirt¬ 
schaft und Züchtungen sich 
langfristig völlig selbstständig 
versorgen zu können. In weni¬ 
gen Wochen wird der moderne 
Neubau fertig sein, der die Ar¬ 
beit erleichtern wird. 

Barontu in der westlichen 
Tiefebene, 30 km von der äthi¬ 
opischen Grenze entfernt, ist 
eine lebhaft kleine Stadt (ca. 
20 000 Einwohner) mit lan¬ 
gen, von Steinhäusern ge¬ 
säumten Straßen einerseits 
und andererseits großen Flä¬ 
chen mit den typischen Rund¬ 
hütten. Auf den belebten 
Straßen tummeln sich Tiere, 
spielen Kinder, Esel transpor¬ 
tieren Säcke. Der Bürgermeis¬ 
ter begrüßte uns und infor¬ 
mierte über das Programm des 
nächsten Tages: Besichtigung 
einer Klinik sowie des Zent¬ 
rums der Eritreischen Frau¬ 
enunion. Zum Frühstück waren wir zu 
Gast in der Rundhütte von Ashebr und 
seiner Familie. Man sitzt im Kreis. Das 
Essen wird auf einer großen Platte an¬ 
gerichtet, auf den traditionellen Fladen 
werden Fleisch, Soße und Eier verteilt. 
Jeder nimmt sich ein Stück Fladen und 
greift damit Eier und Fleisch - Beste¬ 
cke sind nicht üblich. Vorher wurde 
eine Karaffe mit Wasser zum Hände¬ 
waschen gereicht und vom Ältesten der 
Anwesenden das Brot gebrochen. Be¬ 
vor die Kaffeezeremonie beginnt, gibt 
es wieder Wasser und Seife und wir 
dürfen an den frisch gerösteten Kaf¬ 
feebohnen riechen. Der Kaffee mit ein 


wenig Ingwer und dem leichten Geruch 
von Weihrauch schmeckt köstlich. 

Ashebr, der Sohn des Honorarkon¬ 
suls in Wien, lebt mit seiner Frau und 
vier Kindern in drei solchen Rundhüt¬ 
ten auf einem Grundstück, das von ei¬ 
nem kleinen Zaun umgeben ist. Er ar¬ 
beitet als Pharmazeut in der Klinik, die 
wir nun besichtigen werden. Das Hos¬ 
pital hat 107 Betten, eine Frühgebore- 
nenstation und ist auf Infektionskrank¬ 
heiten spezialisiert. Durch Erziehung 
und Prophylaxe sind große Fortschrit¬ 
te erreicht worden. Auch Malaria gibt 
es kaum noch, Kinder und Schwangere 
bekommen ein Moskitonetz geschenkt. 

Und noch eine Besonderheit: Seit 
20 Jahren ist in Eritrea die Beschnei¬ 
dung von Mädchen streng verboten 
und wird bestraft. Am Rückgang der 
Verletzungen, die behandelt werden 
müssen, kann festgestellt werden, dass 
das Verbot weitgehend beachtet wird. 
Eritreische Mädchen werden nicht sys¬ 
tematisch verstümmelt, wie es in ande¬ 
ren Ländern Afrikas leider oft noch 
üblich ist. 

Anschließend besuchten wir das 
Haus der Frauenunion. Das hatten uns 
Eritreerinnen aus Gießen besonders 
ans Herz gelegt. Dort stehen etwa 20 
Computer, die von ihnen mit gespon¬ 
sert wurden. In einem anderen Raum 


stehen Webstühle, an denen Frauen zu 
weben lernen, um ökonomisch unab¬ 
hängig zu sein, was besonders wichtig 
ist, wenn der Mann im Krieg gefal¬ 
len ist. Und es werden dort Frauen in 
Selbstverteidigung geschult. In Eritrea 
ist die Gleichberechtigung gesetzlich 
verbrieft, was - wie bei uns - leider 
nicht immer der Praxis entspricht. 

Auf dem langen Weg zurück nach 
Asmara konnten wir noch einmal die 
großartige Landschaft bewundern, sa¬ 
hen aber auch immer wieder die kah¬ 
len Berge. Bevor die Napalmbomben 
im Krieg alles vernichteten, waren sie 
dicht bewaldet. Jetzt sind dort Bäum¬ 
chen gepflanzt worden; es wird viele 
Jahre dauern bis sie groß sind. Wir kom¬ 
men auch außerhalb der Ansiedlun¬ 
gen an Rundhütten vorbei, an Blech¬ 
baracken, die uns daran erinnern, wie 
arm Eritrea ist. Aber Slums sahen wir 
nicht. Wir sehen Staudämme zur Was¬ 
serversorgung und wir kommen vorbei 
an Herden von Ziegen und Kühen, an 
Eselskarren und Kamelen - wobei der 
Fahrer jetzt nicht mehr sofort eine Fo¬ 
topause einlegen muss. 

Noch zwei Einladungen warteten 
in Asmara auf uns. Der persönliche 
Berater des Präsidenten Jemane Ghe- 
breab hatte uns zu einem Abendessen 
eingeladen mit vorzüglichen Gerich¬ 
ten und Weinen, um sich mit uns in lo¬ 
ckerer Atmosphäre über unsere Reise, 
unsere Vorstellungen über sein Land 
zu unterhalten. Präsident Afewerki ist 
seit 1993 im Amt; neben 75 Mitgliedern 
der Volksfront für Demokratie und Ge¬ 
rechtigkeit, die auch den Unabhängig¬ 
keitskrieg führte, gehören der Natio¬ 
nalversammlung 75 weitere Volksver¬ 
treter an - bei einer festen Frauen- und 
Jugendquote. Mit bürgerlichem Parla¬ 


mentarismus ist dies nicht vergleichbar. 
Mit einer Politik des Sozialabbaus, der 
Umverteilung von unten nach oben 
und Profitmaximierung um jeden 
Preis - wie in allen „westlichen Demo¬ 
kratien“ - aber auch nicht. Mit anderen 
afrikanischen Staaten arbeitet Eritrea 
auf vielen Gebieten zusammen - nicht 
aber auf politischen. Scheinbar unpar¬ 
teiische NGOs wie „Amnesty Interna¬ 
tional“ oder „Reporter ohne Grenzen“ 
sind unerwünscht. Aber medizinische 
Hilfsorganisationen aus der BRD wie 
Medcare oder Archemed (wir haben 
mit einigen Ärzten sprechen können) 
helfen dem Land. Dabei wurde Wert 
auf die Feststellung gelegt, dass eine 
Bevormundung abgelehnt, wohl aber 
gerne jede Unterstützung angenom¬ 
men werde, die langfristig das not¬ 
wendige Know-how vermittelt. Unser 
Gastgeber war ein sehr sympathischer 
Mensch, dem wir alle Fragen stellen 
konnten. 

Am letzten Abend waren wir zu 
Gast bei der Deutsch-Eritreischen 
Freundschaftsgesellschaft, von deren 
Existenz wir erst kurz vor unserer Ab¬ 
reise erfahren hatten. Der Präsident, 
der in Köln und Gießen einige Jahre an 
der Uni gearbeitet hatte, sprach ausge¬ 
zeichnet Deutsch und sogar „Kölsch“. 
Auch hier Gastfreundlichkeit und 


Herzlichkeit - und eritreisches Bier, 
das in Kooperation mit Dänemark her¬ 
gestellt wird und das wir schätzen ge¬ 
lernt haben. 

Kann man eine Reise nach Eritrea 
empfehlen? Jein. 

Wer hiesige Standards nicht mis¬ 
sen mag, sollte es lassen. Es sind nicht 
wenig Beschwernisse zu ertragen: Oft 
wird der Strom abgestellt, eine Ta¬ 
schenlampe ist unerlässlich, warmes 
Wasser eher selten und die sanitären 
Einrichtungen sowohl in Cafes und Re¬ 
staurants als auch im Hotel für unsere 
Begriffe oft katastrophal. Eine Toilet¬ 
tenspülung ist nicht selbstverständlich, 
Papier ist kaum vorhanden. In Mas¬ 
sawa und Barontu übernachteten wir 
in sauberen Bungalow-Anlagen, auch 
hier galt: Nur ein Handtuch pro Zim¬ 
mer. Das Hotel „Asmara Palace“ mit 
Schwimmbad und Luxus ist sicher eine 
Ausnahme, aber dort waren wir nicht. 
Hinzu kommen die klimatischen Be¬ 
dingungen, die uns Europäern zu schaf¬ 
fen machen sowie das ungewohnte Es¬ 
sen, die fremden Gewürze. 

Die Abfertigung am Flughafen war 
problemlos, alle Ankommenden wur¬ 
den von einem Arzt wegen Ebola nach 
ihrer Herkunft befragt, der Zoll hat uns 
müde durchgewinkt. Als Tourist kann 
man innerhalb des Landes nicht rei¬ 
sen, wie man will. Für unsere Touren 
benötigten wir jeweils eine „Erlaubnis“, 
die man an Straßensperren vorzeigen 
muss - darum hat sich unser Reiselei¬ 
ter gekümmert. 

Informationen zur Welt- und Ta¬ 
gespolitik sind leicht zu haben. In den 
meisten Gaststätten läuft der Fernse¬ 
her - fast ausschließlich mit BBC und 
CNN (soviel zum Vorwurf der „Indok¬ 
trination“). 

Eritrea ist ein interessantes Land 
mit aufgeschlossenen, freundlichen 
Menschen. Die Bemühungen, die zur 
Entwicklung des Landes unternommen 
werden, sind enorm - auch wenn sich 
nicht sagen lässt, wie die Zukunft aus- 
sehen wird. Wer an dem spannenden 
Prozess des Aufbaus eines armen afri¬ 
kanischen Landes aus eigenen Mitteln 
und im Interesse der Menschen inter¬ 
essiert ist, der ist hier richtig. 

Und damit zurück zum Anfang: Wer 
hat ein Interesse, diesen Prozess zu dif¬ 
famieren und zu stören? Und warum? 

Eritrea ist reich an Bodenschätzen, 
will diese aber nicht ausländischen 
Konzernen allein zur Ausbeutung 
überlassen, sondern der Bevölkerung 
zugute kommen lassen. Ein Vertrag mit 
einer kanadischen Firma sichert Erit¬ 
rea immerhin 40 Prozent; üblich sind 
in der Region allenfalls 5 Prozent für 
das Land - bis zu 95 Prozent gehen an 
ausländische Investoren. Das wollen 
die internationalen Kapitalvertreter 
nicht hinnehmen. Also wird versucht 
das Land zu destabilisieren. Am bes¬ 
ten eignet sich da das Thema „Men¬ 
schenrechte“. 

2012, im gleichen Jahr, in dem die 
Gießener Grünen ihre Hetze gegen 
Eritrea begannen, beschlossen sie auf 
ihrem Bundesparteitag das Prinzip der 
„Schutzverantwortung“ als außenpo¬ 
litischen Grundsatz. Sollte ein Staat 
nicht willens oder fähig sein, die eigene 
Bevölkerung vor Völkermord, Kriegs¬ 
verbrechen, Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit und ethnische Vertrei¬ 
bungen zu schützen, trage die internati¬ 
onale Staatengemeinschaft im Rahmen 
der UNO dafür die Verantwortung. 

Damit werden z.B. „schwere Men¬ 
schenrechtsverletzungen“ zum Kriegs¬ 
grund gemacht. Dabei ist klar, dass die 
Menschenrechte dort eines „besonde¬ 
ren Schutzes“ bedürfen, wo es um die 
Durchsetzung bzw. Behauptung der 
westlichen Hegemonie geht. 

Und es gibt noch einen weiteren 
Grund, weswegen Kapitalvertreter ei¬ 
nen Horror vor Eritrea haben. Wenn 
gelingt, was Eritrea sich vorgenommen 
hat, dann könnte sich das Land als Bei¬ 
spiel für andere afrikanische Staaten 
erweisen. Und das könnte die kapita¬ 
listische Ausbeutung des Kontinents 
gefährden. 



Auf dem Markt werden Obst und Gemüse in Hülle und Fülle angeboten. 
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Der Menschen-Discount 

Abmahnung für Betriebsräte, Prämie für Streikbrecher - Beim Streik der Lagerarbeiter von KiK 


E s kann doch nicht sein, dass eine 
kleine Oberschicht sich alles leis¬ 
ten kann, und die Jungs den gan¬ 
zen Tag malochen und trotzdem auf¬ 
stocken müssen.“ Das höre ich nicht 
auf einer Demo oder Diskussionsver¬ 
anstaltung, sondern in einem Lokal 
im Kurpark von Unna. „Jetzt haben 
die Leute angefangen sich zu wehren, 
und das ist auch gut so.“ Die das sagt, 
ist weder Gewerkschafterin noch poli¬ 
tisch aktiv, sie ist Betreiberin des Cafe 
Bistro im Park. Seit zwei Wochen tref¬ 
fen sich die Streikenden von KiK jeden 
Morgen hier zum Frühstück, hier ist ihr 
Streiklokal, am Tor hängen ver.di-Fah- 
nen. Nicole Hartmann, die Betreiberin, 
unterbricht ihre Einkaufsplanung und 
erzählt von Aufschnitt für muslimische 
Streikende, von 
Oliven für die 
Kolleginnen, die 
sie nicht auf die 
Rechnung setzt, 
und davon, dass 
sie jede Zeitung 
mit Berichten 
über den Streik 
kauft. „Ich hatte 
Tränen in den Augen, als ich die Bil¬ 
der von der Demo im Fernsehen gese¬ 
hen habe? und das hat sie auch, als sie 
davon erzählt. Bei Redaktionsschluss 
wurde im Zentrallager von KiK im be¬ 
nachbarten Bönen seit zwei Wochen 
gestreikt. 

Eine rundliche Frau im karier¬ 
ten Blazer leitet die Streikversamm¬ 
lung. Christiane Vogt ist die zustän¬ 
dige ver.di-Sekretärin. „Wir haben 
von Anfang an gesagt: Das wird kein 
Spaziergang.“ Gerade erst hat die Ge¬ 
schäftsführung eine einstweilige Ver¬ 
fügung beantragt, um den Betriebsrat 
davon abzuhalten, die Kolleginnen 
zu informieren. Ein junger Kollege 
in neongelber ver.di-Weste stimmt 
an: „Was wollen wir? - Tarifvertrag!“ 
ver.di fordert die Anwendung des 
Tarifvertrages für den Einzelhandel, 
zur Zeit gilt kein Tarif. Hier fällt je¬ 
den Morgen nach dem Frühstück die 
Entscheidung, ob sie weiter streiken. 
„Geben wir uns für morgen noch ein 
Versprechen?“, fragt Vogt, die Kolle¬ 
ginnen applaudieren. 

Kein Spaziergang, das heißt: Si¬ 
cherheitsleute blockieren die Tore, 
als die Streikenden demonstrieren, 
die Geschäftsführung lässt die Kol¬ 
legen von der Polizei vertreiben. 
Streikbrecher erhalten eine Prämie 
von 20 Euro pro 
Tag. Am An¬ 
fang hieß es, es 
würden nur 50 
bis 70 Mitarbei¬ 
ter streiken, in¬ 
zwischen sind 
es laut KiK 70 
Mitarbeiter in 
jeder der zwei 
Schichten, ver. 
di spricht von 200, und rund 200 Kol¬ 
leginnen sind auch bei der Streikver¬ 
sammlung. Lügen in den Zeitungen, 
Abmahnungen im Betrieb, so reagiert 
KiK auf den Streik seiner Mitarbeiter. 

Saisongeschäft 

Zehnstundentage sind üblich bei den 
Lagerarbeiterinnen, „aber samstags 
sind es nur acht“, wirft ein Kollege ein. 
„Seit Juni arbeiten wir zehn Stunden 
durch - die sagen immer: Das ist das 
Saisongeschäft. Aber jetzt ist wohl das 
ganze Jahr Saison.“ Wer sich beschwert, 
wird vom Vorgesetzten auf den Ar¬ 
beitsvertrag hingewiesen. Dort heißt 
es, dass von den Mitarbeitern Flexibi¬ 
lität erwartet wird. Wie viele Arbeits¬ 
stunden im Vertrag festgelegt sind, ist 
nicht wichtig. Die Frühschicht geht von 
4 bis 14 Uhr, die Spätschicht von 14 bis 
24 Uhr. Schicht-, Nacht-, Überstunden¬ 
zuschläge gibt es nicht, Überstunden 
können abgefeiert werden - wenn der 
Schichtführer es erlaubt. „Man muss 
gut Arschkriechen können - wer das 
kann, kriegt am meisten frei“, erzählt 
ein jüngerer Kollege vom Warenaus¬ 
gang. „Da gibt es keinen, der sich 


wehrt, weil die alle so viel Schiss ha¬ 
ben.“ 

Die Festangestellten verdienen 1 
650 Euro brutto. Davon können Al¬ 
leinstehende und Paare mit zwei Ver¬ 
dienern halbwegs leben, die meis¬ 
ten Mitarbeiter im Lager stocken mit 
Hartz IV auf oder beziehen Wohngeld, 
um ihre Familien zu ernähren. Die se¬ 
hen sie nicht oft, wer in der Spätschicht 
arbeitet, schläft, wenn die Kinder in 
die Schule gehen, und er kommt heim, 
wenn sie schon schlafen. Die Ausbeu¬ 
tung der „Dritten Welt“ und der Nied¬ 
riglohnsektor hier sind die Voraus¬ 
setzungen für das Billig-Modell der 
Textilkette. Durch die staatlichen So¬ 
zialleistungen kann KiK Löhne ein¬ 
sparen. Burkhard Schültken, Logistik- 
Chef des Unter¬ 
nehmens, lobt in 
einem Interview 
Springers 
„Welt“ die Hun¬ 
gerlöhne, die er 
zahlt - schließ¬ 
lich könnte es 
für die Beschäf¬ 
tigten schlimmer 
kommen. Subunternehmer sind noch 
billiger, eine Verlagerung ins Ausland 
wäre technisch möglich. Er trifft die 
Entscheidungen, die ein Unternehmer 
eben trifft: „Es geht hier nicht um bösen 
Willen, es geht hier um Marktmecha¬ 
nismen.“ KiK verkauft Discount-Tex¬ 
tilien, und es kauft Discount-Arbeits¬ 
kraft in dem Menschen-Discounter, 
den die Bundesregierungen der ver¬ 
gangenen Jahrzehnte mit ihrer Politik 
geschaffen haben und „Niedriglohn¬ 
sektor“ nennen. Schültken hat Recht: 
Das sind die alltäglichen Mechanismen 
des Marktes, der kapitalistischen Jagd 
nach Profiten. 

Nichts gesagt 

KiK, „der Textil-Diskont“ gehört zu 
84 Prozent der Tengelmann-Gruppe. 
Die Tengelmann-Gruppe gehört der 
Familie Haub. Erivan Haub und Fami¬ 
lie belegen mit einem Vermögen von 
3,8 Milliarden Euro den Platz 328 auf 
der Forbes-Liste der Superreichen. Als 
vor zwei Jahren zwei Fabriken in Pakis¬ 
tan und Bangladesch, in denen für KiK 
genäht wurde, Feuer fingen und einige 
hundert Näherinnen verbrannten, gab 
es auch in Deutschland Proteste gegen 
den Billig-Anbieter. 

Vor einigen Monaten verkündete 
der Geschäftsführer für die Logistik 
Schültken stolz 
auf einer Be¬ 
triebsversamm¬ 
lung, dass der 
Umsatz steigt 
und neue Filia¬ 
len eröffnet wer¬ 
den. „Im nächs¬ 
ten Jahr wird es 
mehr Arbeit ge¬ 
ben, hat er ge¬ 
sagt. Zur Vergütung hat er nichts ge¬ 
sagt“, berichtet ein Kollege, und ein an¬ 
derer erinnert sich: „Als ich vor zehn 
Jahren bei KiK angefangen habe, wa¬ 
ren es noch 1 200 Filialen. Jetzt sind es 
2 600, aber unser Gehalt bleibt gleich.“ 
„Ich werde nie eine Unterschrift unter 
einen Tarifvertrag setzen“ - so zitieren 
Kollegen den Geschäftsführer Schült¬ 
ken. 

Die Ware, die KiK am anderen 
Ende der Welt unter mörderischen 
Bedingungen produzieren lässt, laden 
die Arbeiter am Warenausgang des 
Zentrallagers in Bönen auf die LKW, 
die sie in die Geschäfte bringen. Die 
Leistung wird in Punkten abgerechnet: 
Ein LKW, der mindestens 19 Paletten 
fasst, bringt einen Punkt, genauso viel 
wie ein Sattelschlepper, auf den die 
Mitarbeiter 34 Paletten aufladen, einer 
mit weniger als 19 Paletten einen hal¬ 
ben Punkt. Manche Ladungen müssen 
so gestellt werden, dass sie in mehre¬ 
ren Filialen schnell ausgeladen werden 
können, zu anderen müssen Behälter 
mitgeliefert werden, um den Müll zu¬ 
rückzutransportieren. Die Beschäftig¬ 
ten haben keine Ausbildung, aber für 


die Arbeit ist Erfahrung nötig. Wie viel 
Arbeit ein Punkt macht, ist Zufall, wer 
das Soll von 10 Punkten erfüllt, erhält 
pro weiteren Punkt 5 Euro Zuschlag 
zum Brutto, ab 12 Punkte 10 Euro. Ein 
guter Arbeiter kann 150 Euro Prämie 
dazuverdienen. 

Keine Stellvertreter 

Solche Prämienregelungen entscheiden 
darüber, ob am Monatsende noch Geld 


Nicht nur Kleidung ist bei KiK billig. 

auf dem Konto ist. Für die Kommissio- 
nierer gilt seit Januar ein neues System 
der Prämienberechnung. Sie fahren mit 
Schnellläufern durch die Regale, hinten 
eine Palette, auf die sie die Kartons la¬ 
den, vorne ein Monitor, der ihnen den 
nächsten Auftrag anzeigt. Manchmal, 
wenn die Palette voll ist, sagt das Sys- 


„Wir werden nicht 
nachgeben. Und wir spüren 
da Rückenwind aus der 
ganzen Branche." 

Burkhard Schültken, 
Geschäftsführer Logistik bei KiK 


tem: „Zur Feinkontrolle“. Dann über¬ 
prüfen die Zählerinnen jeden Karton 
auf der Palette, jeder Fehler bringt 5 
Euro Abzug von der Prämie, die Hälf¬ 
te davon bekommt die Zählerin. Wer 
zur Feinkontrolle muss, errechnet das 
System zufällig - „aber wir vermuten, 
dass die das steuern können“. Ungefähr 
1 000 Kartons pro Stunde müssen sie 
aus den Regalen holen und zu Liefe¬ 
rungen zusammenstellen, um das von 
der Firma festgelegte Soll zu erreichen. 
Das Soll variiert: Kartons mit Winterja¬ 
cken sind größer als die mit Sommer¬ 
kleidung. Wer es überschreitet, erhält 
eine Prämie, die besten Kommissionie- 
rer kommen auf 300 Euro zusätzlich. 
Diese Kollegen haben nach fünf Jahren 
einen Bandscheibenvorfall. Der Wech¬ 
sel an einen leichteren Arbeitsplatz ist 
vom Wohlwollen des Chefs abhängig. 
Der Lagerarbeiter Refik Eroglu* be¬ 
richtet: „So viele, mit denen ich ange¬ 
fangen habe, sind kaputt. Bandscheibe, 
dies und das. Statt den Kollegen einen 
leichteren Job anzubieten, werden sie 
rausgeekelt.“ 

Seit der Umstellung auf das neue 
System ist es noch schwieriger gewor¬ 
den, das Gehalt durch schnelle Arbeit 
aufzubessern. Der Betriebsrat hat sich 
bei der Geschäftsführung beschwert. 
Eroglu war als Betriebsratsmitglied da¬ 
ran beteiligt. „Die haben uns über ein 
halbes Jahr zappeln lassen, dann haben 
sie die Stückzahlen etwas runtergesetzt. 


Die Jungs schaffen nicht mehr, was sie 
noch vor einem Jahr geschafft haben.“ 
Bei KiK ergänzen sich moderne 
Datenerfassung und direkte Kontrolle 
durch den Vorarbeiter. Mit Scannern, 
Barcodes und drahtlosen Netzwerken 
überwacht KiK Waren und Mitarbei¬ 
ter. Wo der Zwang, Prämie zu machen, 
nicht ausreicht, stehen Schichtführer 
und Vorarbeiter bereit, um Druck zu 
machen. Diesen Druck spüren die Kol¬ 


leginnen gerade jetzt, im Streik. „Man 
versteht, dass die Kollegen Angst ha¬ 
ben“, findet eine osteuropäische Kol¬ 
legin im Streiklokal. „Das muss jeder 
selbst entscheiden - ich habe mich ent¬ 
schieden.“ 

Ein Kern von aktiven Kolleginnen 
hat seit langem gelernt, mit dem Druck 
und der Angst umzugehen. „Vor acht 
Jahren wurden die ersten Bausteine 
gelegt. Seitdem ist der Zusammenhalt 
gewachsen.“ 2009 wählte die Beleg¬ 
schaft zum ersten Mal einen Betriebs¬ 
rat. Christiane Vogt war schon an dieser 
Auseinandersetzung beteiligt und hat 
Lagerarbeiter weinen sehen, nachdem 
klar war, dass die ver.di-Liste einen 
knappe Mehrheit im Betriebsrat hat¬ 
te - gegen eine Arbeitgeber-Liste, für 
die sich Schichtleiter, Abteilungsleiter 
und die Sekretärin des Chefs einsetz¬ 
ten. Der Druck stieg weiter. Ein Be¬ 
triebsratsmitglied wurde verleumdet, 
eine Kollegin sexuell belästigt zu ha¬ 
ben. Ein anderes - einer der treibenden 
Köpfe hinter dem Streik von heute - 
hat inzwischen acht Abmahnungen an¬ 
gesammelt. Einige der Aktiven haben 
gekündigt, andere sind darüber krank 
geworden. Der Betriebsrat geriet unter 
den Einfluss des Unternehmens. Auch 
Eroglu nahm damals Tabletten, um 
eine Depression zu bekämpfen. Heu¬ 
te sagt er: „Wir haben zwar vier Jahre 
verschenkt. Aber wir sind stärker raus¬ 
gekommen.“ Es höre sich brutal an, er¬ 
gänzt Vogt - „aber das war gut. An 
dieser Auseinandersetzung ist die Ein¬ 
sicht gewachsen, dass die Arbeit nicht 
nach dem Stellvertreterprinzip laufen 
kann.“ Sie vertraut darauf, dass diese 
Leute „Marathonläufer“ sind, die ver. 
di-Mitglieder im Betrieb haben ihr als 
Streikleiterin das Vertrauen ausgespro¬ 
chen. „Dieses gegenseitige Vertrauen 
ist der Grundstock. Da fühlt man sich 
verpflichtet, da ist man mit Herzblut 
dabei.“ 

Können und wollen 

KiK weiß: „Ihre einzige Chance ist es, 
den Kopf abzuschlagen“, und dieser 
Kopf ist der Betriebsrat. Seit den Wah¬ 
len im März stellt die ver.di-Liste neun, 
die Arbeitgeberliste zwei Mitglieder. 


Seit gestreikt wird, kursiert eine Un¬ 
terschriftenliste im Betrieb. Mitarbeiter 
bestätigen mit ihrer Unterschrift, wie 
zufrieden sie mit ihren Arbeitsbedin¬ 
gungen sind. Die PR-Stelle des Unter¬ 
nehmens ist nicht bereit, der UZ den 
Text der Unterschriftensammlung zur 
Verfügung zu stellen, ver.di geht davon 
aus, dass das die ersten Vorbereitungen 
sind, um ein Amtsenthebungsverfahren 
gegen den Betriebsrat einzuleiten. Der 


trifft sich inzwischen meist direkt bei 
einem Anwalt. 

Zwei Wochen Streik bedeuten trotz 
Streikgeld harte Einschnitte. „Wir ha¬ 
ben wenig, jetzt werden wir noch we¬ 
niger haben“, sagt ein junger Familien¬ 
vater. Trotz allem streikt fast die halbe 
Belegschaft. KiK verkündet, dass ihnen 
das nichts ausmacht, ver.di weiß es bes¬ 
ser - die Kolleginnen in den Filialen be¬ 
richten von Lieferschwierigkeiten. Als 
die Kolleginnen anfingen, sich zu weh¬ 
ren, versuchte die Geschäftsführung es 
mit Bestechung: 100 Euro mehr Lohn ab 


„Wenn Menschen so 
systematisch nach unten 
gedrückt werden, dann gibt 
es am Ende ein Auf bäumen. 
Und an diesem Punkt sind 
wir jetzt." 

Christiane Vogt, ver.di-Streikleiterin 


1. Januar. Aber es war zu spät, die Leute 
ließen sich nicht mehr abspeisen. Vogt 
erklärt: „Die dort arbeiten, sind ganz 
unten angekommen. Die haben verstan¬ 
den: Nur die Gemeinschaft kann etwas 
erreichen.“ 

Noch weiter unten sind die Leih¬ 
arbeiter. Sie verdienen bei gleichen 
Arbeitszeiten wie die Festangestellten 
800 bis 900 Euro netto. Sie können nicht 
streiken, viele von ihnen würden gerne. 
Laut Tarifvertrag dürfen Leiharbeiter 
nicht als Streikbrecher eingesetzt wer¬ 
den, und die Firmen haben sich daran 
gehalten. Schültken ist auf nicht-tarif¬ 
gebundene Anbieter ausgewichen. Die 
Arbeiter sprechen kaum Deutsch, die 
Vorarbeiter hindern sie am Kontakt mit 
streikenden Kollegen. Aber für bisher 
zwei Wochen war das Vertrauen in die 
Kraft der Beschäftigten, in ihre Solida¬ 
rität und Organisation stärker als Angst, 
Spaltung und Bestechung. Im Kurpark- 
Lokal schließt die Frau im karierten 
Blazer die Versammlung: „Wir treffen 
uns ja morgen wieder hier zum Früh¬ 
stück.“ 

Olaf Matthes 

* Name von der Redaktion geändert 


„Wir verdienen 7 650 Euro 
brutto - es sei denn, du machst für 
Prämie. Und dann machst du 
dich eben kaputt.“ 

Refik Eroglu, Betriebsrat im Zentrallager Bönen 


„Viele sind alt, viele 
sprechen schlecht deutsch. 
Der Arbeitgeber kennt die 
Schwächen und schürt die 
Angst." 

Refik Eroglu, Betriebsrat im Zentrallager Bönen 
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Anzeigen 


unsere zeit m 



in Aktion 


in Berlin 


Luxemburg- 

Liebknecht¬ 

wochenende 


DKP und U 


Samstag, 10. Januar 2015 


Cafe K, 10 bis 22 Uhr, Urania, 2. Etage 


im Rahmen der Rosa-Luxemburg-Konferenz 
der jungen Welt 

Urania, An der Urania 17, fflWittenbergplatz, 2. Etage 

■ Getränke & Speisen zu kleinen Preisen 

■ Zeit zum Klönen & Luftholen 

■ Treff für Freunde & Genossinnen 

im Cafe K ist außerdem die Ausstellung 
»Nein, wir wollen Eure Kriege nicht - eine bessere 
Welt ist möglich« organisiert von der Künstlergruppe 
tendenzen zu sehen. 


15 Uhr:„Warum wird so einer Kommunist?" 
Eintrittsmnd^Ie^KFMrT^äf^^ * * 


u.a. mit Erika Baum (DKP Berlin) und 
Patrik Köbele (Vorsitzender der DKP) 


LLL-Treffen der DKP, Urania, 2. Etage 


Mit Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP, Anne Walter, 
SDAJ, Peter Mertens, Vorsitzender der Partei der 
Arbeit, Belgien 

Musik von Lautaro Valdez (Chilenischer Sänger) und 
La Mula Santa (Die Cumbia-Götter von Berlin) 

Es darf getanzt werden! Eintritt: 10,- Euro/ermäßigt 5,- 

(Teilnehmer der RLK werden um eine Spende gebeten) 

Sonntag, 11. Januar 2015 


10 Uhr, Frankfurt Tor 


Luxemburg-Liebknecht-Demonstration 


Wohnung: Dortmund-Hombruch! Altbau 

4 Zimmer / 87 m 3 /1. Etage / großer Balkon, Keller, Gartennutzung 
Miete (einschl.Heizung u. Nebenkosten): 570 €! Tel.: 0231/778084 (AB) 


s -\ 

Leider ist uns in der letzten UZ ein Fehler unterlaufen. Vor „Pastor Niemöl¬ 
ler' 1 fehlte das Wort „für", welches zu einer nicht akzeptablen Sinnentstel¬ 
lung führte. Wir bitten dies zu entschuldigen. 


Achtung Wuppertal und Umgebung! 

Freitag, den 5. Dezember 2014,17.00 Uhr 

Einladung in die Gemarker Kirche, Wuppertal-Barmen, Zwinglistraße 5, zu einer 
kostenlosen Führung mit Pfarrer Engels durch die 

„Ausstellung zur Barmer Theologischen Erklärung am historischen Ort". 

Freitag, den 5. Dezember 2014,19.00 Uhr 

Einladung in die Gemarker Kirche, Wuppertal-Barmen, Zwinglistraße 5, zu ei¬ 
ner szenischen Lesung des Exil-Dramas „Pastor Hall" von Ernst Toller. 

Das literarische Denkmal zum Widerstand der evangelischen Christen gegen 
den Nationalsozialismus und für Pastor Martin Niemöller wird vorgetragen vom 
Ensemble „Projektgruppe Ernst Toller" unter der Leitung von Dr. Dirk Krüger. 



Anzeigen zum Jahreswechsel 


Grußanzeigen zum Neuen Jahr sind eine gute Tradition. Sie erfreuen 
die Leserinnen und Leser und unterstützen gleichzeitig die UZ. 

Verlag und Redaktion würden sich freuen, wenn auch zum bevor¬ 
stehenden Jahreswechsel von unserem Angebot reger Gebrauch 
gemacht würde. 

Folgendes ist zu beachten: 

Die letzte UZ in diesem Jahr, die Nr. 51/52, erscheint am Freitag, den 
19. Dezember. Anzeigen dafür müssen am Freitag, den 12. Dezember 
bei uns vorliegen. 

Die erste UZ im neuen Jahr erscheint am Freitag, den 2. Januar 2015. 
Anzeigen für diese Ausgabe brauchen wir am Montag, den 22. Dezem¬ 
ber 2014. 


Unsere Genossin 

Ursel Klar wird 60 

Dazu gratulieren wir dir von ganzem Herzen. 
Bleib so wie du bist. 

■1\ ■* 
1*1 ■ 1 

DKP und SDAJ Aachen 


Die Genossin 

Christel Carduck 

wird am 10. Dezember 

80 Jahre alt. 

Aus diesem Anlass bedanken 
wir uns für ihre Treue zur roten 
Fahne, die sie in drei marxis¬ 
tisch-leninistischen Parteien 
bewiesen hat: in der SED, in 
der KPD und in der DKP. 

Noch heute ist sie Kreiskassie¬ 
rerin der DKP-Kreisorganisati- 
on Neckar-Fils. 

Wir wünschen ihr viel Glück und noch viele schöne Jahre im Kreise 
ihrer Familie und ihrer Genossinnen und Genossen. 



Bitte die Texte oder Vorlagen per Mail oder per Post einsenden. Die 
Gestaltung übernehmen wir. Gewünschte Gestaltungselemente (Stern, 
Hammer & Sichel etc.) dazu vermerken. 

Die Preise (wie immer günstig) richten sich nach der Anzeigengröße. 

Wir bieten den Parteigruppen, Kreisen, Einzelpersonen, Einrichtungen 
eine Anzeige zum Einmalpreis an: 

1-spaltig, 45 mm breit, 70 mm hoch, zum Preis von 40 Euro + MwSt. 
(statt 52,50 + MwSt). 

Info unter: 0201 -177 889 23 oder 26 / E-Mail: info@unsere-zeit.de 


Helferinnen für das 
Liebknecht-Luxemburg-Wochenende 

Wir benötigen Helferinnen 
am 10. und 11. Januar 

> für unser Cafe K auf der Rosa-Luxemburg-Konferenz am Samstag 

> für den UZ-Verkauf und die Agitation am gesamten Wochenende 

> für das Cafe K bitten wir außerdem um Kuchenspenden. 

Meldungen bitte an: dkp.pv@t-online.de 



Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Entsc hleu nigung: 

R ilht Ql HäEUr ksjTC im MÜritE- 
KfiuUöJiülpji^k. 7 FeWö je 3-3 Fera. 
in 

Hivcl & Havclseem Boor & Rad, 

Info: 'crww.tHnof jB-dn 
Tel.: Q 331 /& 7 Q 79 « (AJ 5 ) 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 

<___ J 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


DKP Neckar-Fils / DKP Baden-Württemberg 



Wir Satiren! 

Rheinland-Westfalen 


LLL-WOCHENENDE IN BERLIN 

am I0./II. Januar 2015 . Jetzt anmelden! 


Wir organisieren: 

die Hinfahrt im Nachtbus (Freitag) ab KL-Schule in Leverkusen um 
23.45 Uhr - die Rückfahrt am Sonntag nach der Demo (ca.14.00 Uhr) 
und die Unterkunft 
Preise pro Person: 

Nur die Fahrt (Hin und Zurück) 40,00 Euro 

Fahrt + Übernachtung im Einzelzimmer 86,00 Euro 

Doppelzimmer 72,00 Euro 

Mehrbettzimmer 71,50 Euro 


DKP Rheinland-Westfalen . Am Stadtpark 68.51373 Leverkusen 
sekretariat@dkp-rheinland-westfalen.org 

Wir iahten! 

Bayern 



Abfahrt: Freitag, 9. Januar 2015 

Kosten: 50 € (ermäßigt 45 €) 

München ca. 17:00 Uhr, Ingolstadt ca. 18:00 Uhr, Nürnberg ca. 19:00 
Uhr, Ankunft in Berlin gegen 23:00 Uhr. 

(Gemeinsame Zugtreffpunkte zum Bus gibt es in Augsburg, 
Regensburg und Bayreuth. Bayernticket im Preis inklusive). 

Rückfahrt aus Berlin am Sonntag, gegen 14:30 Uhr. 

Anmeldung unter info@sdaj-bayern.de 



Samstag, 10. Januar 2015 
Stadtlohn 4.00 / Münster 5.00 Uhr / 

Ostwestfalen nach Absprache 

Infos und Anmeldung bei Ansgar Schmidt - 0163 8996758 
E-Mail: ansgar-schmidt@dkp-muenster.de 



Größen: L, XL oder XXL 


nnci_8. MAI-TAG DER BEFREIUNG 

LLLjSllOp 70 JAHRE-CIMCMBO! (DANKE!) 


Kapuzenpullover 

T-Shirt 


8. Mai 1945 (Elfenbein + Rot auf Schwarz) 24,- € 

8. Mai 1945 (Elfenbein + Rot auf Schwarz) 14,- € 


Kapuzenpullover 

Kapuzenpullover 

T-Shirt 

T-Shirt 

T-Shirt 

T-Shirt 

Aktionstasche 
Fahne (groß) 
Schal 
Schal 
Mütze 

(Warn-)Weste 
DVD UZ Pressefest 


Rosa + DKP-Logo 
Che + DKP-Logo 
Rosa + DKP-Logo 
Che + DKP-Logo 
UZ-Pressefest 
Free the Cuban 5 
UZ - unsere zeit 
Thälmann + DKP 
DKP 

Trotz alledem! 

DKP 

UZ-Zeitung der DKP 
Film, Format 16:9,57 


(Roter Aufdruck auf Schwarz) 
(Roter Aufdruck auf Schwarz) 
(Roter Aufdruck auf Schwarz) 
(Roter Aufdruck auf Schwarz) 
(Roter Aufdruck auf Grau) 
(Bunter Aufdruck auf Grau) 
(Weißer Aufdruck auf Rot) 
(Weißer Aufdruck auf Rot) 
(Weißer Aufdruck auf Rot) 
(Weißer Aufdruck auf Rot) 
(Grauer Aufdruck auf Schwarz) 
(Weißer Aufdruck auf Rot) 
Minuten 


CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 

Alle Preise inkl MWSt. + 2,- Porto (auf die gesamte Bestellung) 


22 ,- € 
22 ,- € 
12 ,- € 
12 ,- € 
10,- € 
10,- € 
15,- € 
20 ,- € 
10,- € 
10,- € 
5,- € 
10,- € 
10,- € 
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Die Sorgen und Nöte sind für 
die meisten ganz andere 

Betr.: Leserbrief „25 Jahre 
,Mauerfall“ Ä , UZ vom 21.11.2014, S. 15 

Zu dem antikommunistischen Feuer¬ 
werk aus Hetze, Hass, Häme und Ge¬ 
schichtsverzerrung hat Heinz Stehr 
die richtigen Anmerkungen gefunden 
und treffende Fragen gestellt. Es ist 
für mich als langjähriges Mitglied der 
SED im Osten, später Genosse der 
DKP in Baden-Württemberg und jetzt 
wieder in Sachsen, eine ganz beschä¬ 
mende Sache, dass aus den Reihen der 
Linkspartei, von den führenden Köp¬ 
fen kein vergleichbares Signal kam. Im 
Gegenteil, demütigst wird jede Hass- 
tirade noch mit Entschuldigungen be- 
gleitet.(...) 

Von Feierstimmung war auch in ost¬ 
deutschen Landen kaum etwas zu spü¬ 
ren. Die Sorgen und Nöte sind für die 
meisten ganz andere. Der „Rechts¬ 
staat“ demaskiert sich zunehmend (...) 

Roland Winkler, Aue 

Weg mit dem KPD-Verbot! 

Betr.: „KPD-Akten bleiben noch 
30 Jahre geheim“, UZ vom 21. bzw. 
28.11.2014 

Vielen Dank für den Leserbrief zu 
dem Beitrag von Herbert Mies. Ulrich 
Sander schreibt zu Recht, dass § 42 des 
Bundesverfassungsgerichtsgesetzes 
(BVerfG)G „weggefallen“ bzw. „ge¬ 
strichen“ worden sei. Zutreffend ist si¬ 
cherlich auch, dass nach der Neukon¬ 


stituierung der Partei niemand mehr 
wegen Zuwiderhandlung gegen das 
KPD-Verbot bestraft worden ist. Al¬ 
lerdings wurde diese Vorschrift über 
das Vereinsgesetz 1964 in das Straf¬ 
gesetzbuch (StGB) übernommen, wo 
sie noch heute in Form des § 84 StGB 
[Fortführung einer für verfassungswid¬ 
rig erklärten Partei] zu finden ist. Von 
Brünneck schrieb in seinem bekannten 
Buch „Politische Justiz gegen Kommu¬ 
nisten in der Bunderepublik Deutsch¬ 
land 1949-1968“ (Frankfurt a.M., 1978; 
antiquarisch vielleicht noch über Fäus¬ 
tel - http://www.buchrecycling.de/- zu 
bekommen), dass sich die Rechtspre¬ 
chung trotz der völligen Neufassung 
des Gesetzestextes in denselben Bah¬ 
nen wie zuvor bewegte und somit er¬ 
neut Kontinuität bewies wie bspw. in 
dem DFU-Prozeß gegen Hermann 
Gautier 1966 (vgl. ebenda, S. 136,159 f.). 
Damit blieb und bleibt das Damokles¬ 
schwert für ehemalige KPD- und letzt¬ 
lich auch DKP-Mitglieder bestehen. 
Deshalb nach wie vor: Das KPD-Ver¬ 
bot muss weg! 

Tim Engels, Düsseldorf 

Richtiger Ansatz für eine 
klassenbezogene Politik 

Betr.: „Beteiligung statt 
Stellvertreterpolitik?“, UZ vom 
21.11.2014, S. 3 

Wenn gesellschaftliche Verantwor¬ 
tung ausdrücklich im Fall von der 
IG Metall erwünscht ist, ist das der 


richtige Ansatz für eine klassenbezo¬ 
gene Politik. Allerdings scheint der 
Wunsch nach eben dieser Verantwor¬ 
tung nicht nur der Vater des Gedan¬ 
kens zu sein, sondern er erscheint vor 
dem Hintergrund jahrelanger Passi¬ 
vität auch auf lokaler Ebene ambiva¬ 
lent. 

Ich persönlich warte heute noch auf 
die Kritik von IG Metall Betriebsrä¬ 
ten im Volkswagenwerk in Baunatal, 
als die VW Wohnungsbau GmbH sei¬ 
ne dortigen Werkswohnungen an den 
Gagfah Konzern bzw. den US Hedge¬ 
fond Fortress verscheuerte und die 
Wohnungen in denen VW-Arbeiter 
und Rentner wohnen, sprichwörtlich 
zusammenfallen... 

Wo blieb und bleibt allein an dem Bei¬ 
spiel, die Mandantschaft der IG Me¬ 
tall geschweige denn die gesellschaft¬ 
liche Verantwortung? 

Mirko Düsterdieck, Kassel 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Anzeigen in der 
UZ helfen der UZ 



LScriicktlEure spenoeTan 


Dampf machen für die UZ! 


Die Teile werden vermarktet, der 

Erlös kommt der UZ zugute. ü Z l Redakt J 0, i 

_ , .. .. .. _ Hoffnungstraße 18 

Das hilft uns, finanzielle Hemmnisse 45127 Essen 

von den Schienen zu räumen. Rückfragen: 0201/225447 


termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 6 . DEZ 


Elmshorn: Jahresendfeier der DKP Elms¬ 
horn. Gaststätte „Im Winkel“, Langenmoor 
41,18.00 Uhr. 


Ml ★ 10. DEZ 


Wuppertal: Jahresabschlusstreffen der 
DKP. Gaststätte „Odysseus“, Gathe (ne¬ 
ben dem MEZ), 19.00 Uhr. 


DO ★ 11. DEZ 


Hamburg: „Normale Krise, Große Krise 
oder finale Krise des Kapitalismus?“ The¬ 
menabendserie der Masch mit Manfred 
Sohn. Bürgerhaus Wilhelmsburg, Menge¬ 
straße 20,19.00 Uhr. 


FR ★ 12. DEZ 


Schweinfurt: Jahresendfeier der DKP 
Schweinfurt/Unterfranken. Bei Glühwein 
und Gebäck hören die Gäste Heinrich Bölls 
Erzählung: Die Waage der Baleks. DFG-VK- 
Büro, Gabelsbergerstraße 1,19.00 Uhr. 

Aachen: Jahresendveranstaltung der DKP 
mit Günter Pohl. DGB-Haus, Dennewart- 
straße 17,19.00 Uhr. 


SA ★13. DEZ 


Dortmund: Jahresabschlussfeier der DKP 
Dortmund. DIDEF im Bezent e.V. Zentrum 
Münsterstraße 56, gegenüber Josefskir¬ 
che, 18.00 Uhr. 


SO ★ 14. DEZ 


Bremen: Jahresabschlussfeier des DKP 
Bezirks Land Bremen. Willi Gerns spricht 
zu aktuellen Themen. Danach gibt es Gele¬ 
genheit zu Klönschnack und an verschie¬ 
den Ständen zu stöbern. Nachbarschafts¬ 
haus Helene Kaisen, Bremen-Gröpelingen, 


Beim Ohlenhof 10, 15.00 Uhr. Eintritt: 
6,00 Euro, ermäßigt 3,00 Euro. 


Dl ★16. DEZ 


Rostock: Roter Stammtisch der DKP und 
SDAJ Rostock. Cafe Maya, Wismarsche 
Straße 21,19.00 Uhr. 

Bremen: Jahresabschlussfeier der DKP- 
Gruppe Bremen-Nord. Gerd-Rolf Rosen¬ 
berger spricht zu aktuellen und regiona¬ 
len Themen. Anschließend gibt es beim 
gemütlichen Beisammensein Gelegenheit 
zu Diskussion und Klönschnack. Gustav- 
Heinemann-Bürgerhaus, Kirchheide 49, 
Bremen Vegesack, Raum E 2/3,19.00 Uhr. 


FR ★19. DEZ 


Krefeld: Jahresendfeier der DKP Linker 
Niederrhein mit kühlen und heißen Geträn¬ 
ken, selbstgemachtem Essen und selbst¬ 
gemachter Kultur. Teestube der Bürgerini¬ 
tiative „Rund um St. Josef“, Corneliusstra- 
ße 43,19.00 Uhr._ 

Schwerin: „Der .Linke Radikalismus’, die 
Kinderkrankheit im Kommunismus“, Le¬ 
sekreis der DKP Buntes Q, Lübecker Stra¬ 
ße 180,19.00 Uhr. 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem 
Erscheinungstermin der entsprechenden 
Ausgabe der UZ, möglichst auch mit Anga¬ 
be des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Veranstaltungen der 
Karl-Liebknecht-Schule der 
DKP 


Sa/So, 13./24. Dezember 2014 

„Kunst - Musik - Literatur“, 

Wochenendseminar zu Kunst und Marxismus mit. u.a. 
Kai Degenhardt. 

Weitere Informationen gibt es auf www.karl-liebknecht- 
schule.org 



Jetzt abonnieren und Prämie sichern! L 

°T) 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 

Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 

□ 



□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 


Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO / IBAN 


PLZ, Ort 


BLZ / BIC 


Telefon, E-Mail 


Datum, Unterschrift: 


Coupon einsenden oder per Mail schicken: CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen . E-Mail: info@unsere-zeit.de 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 



Erinnerung an die Studentin Tugce und ihre Zivilcourage. Sie war von einem jungen Mann auf dem Parkplatz eines 
McDonalds-Restaurants niedergeschlagen worden. Der Mann, der ihr den Schlag versetzte, soll zuvor mit Freunden zwei 
junge Mädchen bedrängt haben.Tugce ging, das berichteten Augenzeugen, gemeinsam mit anderen Restaurantgäs¬ 
ten dazwischen.Tugce wäre am Freitag ( 28 . 11 .) 23 Jahre alt geworden. 


Einer der Väter der 
Friedensfahrt 

Zum Tode von Heinz Dietrich 


ieser Tage nahmen in Berlin 
viele Genossinnen und Freun¬ 
dinnen Abschied von Heinz 
Dietrich, einem Mann der viele Kapi¬ 
tel DDR-Sportgeschichte geschrieben 
hatte. Der Sohn eines Bäckermeisters 
und selbst gelernter Bäcker - seine 
Buttereremetorten begeisterten bis 
ins hohe Alter so manche Festrunde - 
entdeckte schon früh seine Liebe zum 
Radsport. Er fuhr selbst gern auf dem 
Zweirad, bestritt aber nie ein Rennen, 
gewann also nie eine 
Etappe oder gar einen 
Titel, war aber ein bril¬ 
lanter Organisator von 
großen Rennen, de¬ 
ren bedeutendstes die 
legendäre Friedens¬ 
fahrt war. Sie gehörte 
zu den frühen Opfern 
der deutschen „Ein¬ 
heit“ zum einen, weil 
es im kommerzialisier¬ 
ten Sport als Amateur¬ 
rennen chancenlos war 
und vor allem, weil es 
einen politischen Hin¬ 
tergrund hatte, der in 
Bonn nicht nur keinen 
Beifall fand, sondern 
sogar dazu führte, dass 
man dem bundesdeut¬ 
schen Radsportver¬ 
band die Teilnahme 
untersagte. 

Heinz Dietrich ge¬ 
hörte über Jahrzehn¬ 
te zu den fünf „Di- 
recteurs“ der Fahrt, der 
Picasso seine Friedens¬ 
taube als Symbol über¬ 
lassen hatte. Wenn je 
in Bonn das Verhält¬ 
nis zwischen der Bun¬ 
desrepublik und Polen 
Thema war, schrieb 
man Willy Brandts ein¬ 
drucksvollem Kniefall 
vor den Ghetto-Rui¬ 
nen in Warschau 1970 oft als den ent¬ 
scheidenden Brückenschlag zu und ig¬ 
norierte beharrlich die Tatsache, dass 
zwanzig Jahre vorher die DDR mit der 
Teilnahme an der Friedensfahrt einen 
ersten belangvollen Kontakt geknüpft 
hatte. Dietrich gehörte zu den Vätern 
dieses Rennens, das in seinen frühen 
Jahren in Polen verständlicherwei¬ 
se nicht nur Beifall gefunden hatte, 
aber dann landesweit Vorurteile be¬ 
seitigen half. Die von ihm oft geführ¬ 
te DDR-Mannschaft gehörte zu den 


ersten Deutschen, die in Auschwitz die 
Millionen von den Faschisten Ermor¬ 
deten ehrte. Dass Willi Daume dem 
bundesdeutschen Radsportverband 
auf höchste Weisung immer wieder 
untersagt hatte, an dem Rennen teil¬ 
zunehmen, war, wie er mir nicht nur 
einmal im persönlichen Gespräch ver¬ 
sicherte, kein Schritt in seinem Sinne 
und gehört auch zu den vielen Tatsa¬ 
chen, die bis heute in der Bundesrepu¬ 
blik nie „aufgearbeitet“ wurde. 


Zu den Aufarbeitungsmängeln ge¬ 
hört auch der jahrelange Kampf, den 
Heinz Dietrich - Generalsekretär 
des DDR-Radsportverbandes - um 
dessen internationale Anerkennung 
führen musste. Nach zahlreichen 
Bonner Interventionen, überzeugte 
er den Präsidenten des Internationa¬ 
len Radsportverbandes, den Franzo¬ 
sen Achille Joinard vom Recht dieser 
Anerkennung und bewog ihn, 1955 
den Delegierten des BRD-Verbandes 
vor dem Kongressforum zu erklären, 


welch triftige Gründe er gegen das 
Recht der DDR-Radsportler vorzu¬ 
bringen habe, an Weltmeisterschaften 
teilzunehmen. Hilflos stammelte der 
seinen Verzicht auf das bundesdeut¬ 
sche Veto und so wurde der DDR- 
Verband durch einmütigen Beifall 
der Delegierten „per akklamation“ 
anerkannt und damit einstimmig auf¬ 
genommen. Von nun an wurde das 
Auswärtige Amt in Bonn aktiv und 
intervenierte bei seinen NATO-Part¬ 
nern den DDR-Renn- 
fahrern die Visa zu ver¬ 
weigern. 1961 lehnte 
die Schweiz diese Zu¬ 
mutung strikt ab. 1962 
verweigerte Italien 
die Visa, 1963 flog die 
Mannschaft mit einer 
DDR-Linienmaschine 
nach Amsterdam, wur¬ 
de aber daran gehin¬ 
dert, die Maschine ins 
Austragungsland der 
WM, Belgien, zu be¬ 
steigen. 1964 fand die 
WM in Frankreich statt 
und Bonn empfahl Pa¬ 
ris, der Mannschaft mit 
der Begründung die 
Einreise zu verwei¬ 
gern, dass die Vierer- 
Mannschaft den Titel 
erringen könnte und 
dann die in allen NA¬ 
TO-Ländern verbote¬ 
ne DDR-Flagge gehisst 
werden müsste. Unge¬ 
achtet dieser „Straf¬ 
laufbahn“ wurde Heinz 
Dietrich schon bald als 
ausgewiesener Fach¬ 
mann in die zustän¬ 
digen Kommissionen 
der UCI gewählt. So 
schon 1965 zum Vize¬ 
präsidenten der Tech¬ 
nischen Kommission 
des Amateurverban¬ 
des. Als bundesdeutsche Funktionäre 
nach dem Untergang der DDR seinen 
Ausschluss forderten, stießen sie auf 
einmütige internationale Ablehnung. 

Eine zweite bedeutungsvolle Funk¬ 
tion bekleidete er als Generalsekre¬ 
tär der Olympischen Gesellschaft der 
DDR an der Seite Manfred von Brau- 
chitschs, mit dem er gemeinsam dafür 
sorgte, dass die DDR-Olympiamann- 
schaften immer akkurat vorbereitet zu 
den Spielen reiste. 

Klaus Huhn 
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1987 : Start zur 40 . Friedensfahrt am Roten Rathaus in Berlin 


Fußballer sind auch 
nur arme „Schweinis“ 

Der „fußball-industrielle Komplex“ bestimmt 


Glaubt man den Gesprächen in Knei¬ 
pen und Stadien, sind Profifußballer 
verwöhnte, überbezahlte Faulpelze, die 
für ihr Hobby viel Geld verdienen und 
gar nicht arbeiten. Schaut man sich die 
Bedingungen, unter denen Profis arbei¬ 
ten aber genau an, bekommt der Be¬ 
rufswunsch eines jeden Zweitklässlers 
deutliche Risse. Die Werdegänge ak¬ 
tueller Profis lesen sich eher wie dys¬ 
topische Romane, denn die Zeiten, in 
denen Jugendliche zufällig in den Pro¬ 
fifußball rutschten, sind endgültig vor¬ 
bei. 

Wer heute Profifußballer ist, hat 
ungefähr folgenden Lebenslauf hinter 
(und vor) sich: Bereits mit ca. vier Jah¬ 
ren fängt man an im Fußballverein zu 
spielen. Es macht Spaß, hier sind die 
Freunde versammelt und gemeinsam 
wird fröhlich gekickt. Nach ein paar 
Jahren, vielleicht mit 10, aber zeigt 
sich, dass man ein viel größeres Talent 
hat, als die Anderen. Erste Profivereine 
fragen an und wollen dich in ihrer Ju¬ 
gend unterbringen, eventuell kommst 
du auf ein Internat fern der Heimat. 


Jetzt hast du fast keine Gestaltung über 
dein eigenes Leben mehr: Wenn du es 
mit deinem Ziel ernst meinst, hast du 
nur noch einen sehr kleinen Freun¬ 
deskreis, kaum noch Zeit für die Lie¬ 
be oder andere Dinge. Kneipen sind 
für dich so gut wie Tabu, überall in der 
Stadt lauern Angestellte des Vereins, 
die dich beobachten (dabei bist du 
noch gar kein Profi). Jeden Tag hast 
du knallhartes Training vor dir, deine 
Ernährung ist bis auf wenige, wohldo¬ 
sierte Sünden völlig durchgeplant. Je¬ 
des „Fehlverhalten“ wird sanktioniert. 
Wenn du es schaffen willst, musst du 
dein ganzes Leben dem Ziel, Profifuß¬ 
baller zu werden, unterordnen. 

Zwischen 16 und etwa 22 (ein neu¬ 
er Trend, früher wurde man später 
Profi) entscheidet sich dann, ob du den 
Sprung wirklich schaffst. Die meisten 
deiner Freunde, die vielleicht schon in 
der vierten oder fünften Liga gespielt 
haben, sind schon nicht mehr dabei. 
Wenn sie keine Ausbildung, Abi oder 
ein Studium absolviert haben, sind 
die jetzt ganz schön am Arsch. Aber 
du hast es geschafft. Du bist Teil der 
Profimannschaft geworden und stehst 
jetzt im Blitzlicht. Den ganzen Tag, 
egal wo du bist. Eigentlich arbeitest 
du den ganzen Tag, denn jeder Schritt, 
den du in der Öffentlichkeit machst, 
beeinflusst deinen Marktwert. Ständig 
suchst du nach Werbeverträgen, um 
deine Attraktivität zu steigern. Spielst 
du mal schlecht, wirst du von den Me¬ 
dien niedergemacht. Die Konkurrenz 
ist gnadenlos. Mancher Profi hat sich 
u. a. deshalb schon umgebracht, viele 
sind depressiv und reden nicht darü¬ 


ber. Auch jetzt noch unterliegst du ei¬ 
ner gnadenlosen Auslese: Wenn dich 
kein Verein mehr will, oder du dich 
so schwer verletzt hast, dass du nicht 
mehr spielen kannst, musst du alles 
umkrempeln. Die Gefahr der Verar¬ 
mung nach der Fußballerkarriere ist 
hoch, viele machen sich keine Gedan¬ 
ken über die Zeit danach (allerdings 
planen Fußballer heute die Zeit nach 
ihrer Karriere eher als das ihre Vor¬ 
fahren in den 80ern getan haben). 
Trotzdem ist der körperliche Raubbau 
an deinem Körper brutal. Der Wis¬ 
senschaftler Ulrich Brieler schreibt: 
„Bestens honoriert zahlen die Profis 
aber auch den Preis. Fußball ist heute 
mehr denn je harte körperliche Fron, 
eine Arbeit, der man auf höchstem 
Niveau bestenfalls 10 Jahre nachge¬ 
hen kann. Jüngst ergab eine Untersu¬ 
chung [...], dass die durchschnittliche 
Verweildauer eines Spielers der ersten 
Liga aktuell sieben Jahre beträgt, vor 
30 Jahren waren es noch 14 Jahre. Die 
Folgekosten sind entsprechend. Nach 
10 Jahren ist der Körper vor dem Le¬ 


bensalter ausgelaugt. Jede Treppe wird 
zur Herausforderung.“ Dabei wird viel 
getrickst, um dich länger fit zu halten: 
Mentalcoaching, Gesundspritzen, Bio¬ 
medizin, alles dabei. Eigentlich ist der 
Fußballer das personifizierte Ideal des 
modernen Lohnarbeiters, des „Ar¬ 
beitskraftunternehmers“ : Potenziell 
immer an der Arbeit, immer in einer 
Topform, leistungsbereit und diszipli¬ 
niert, bereit, den Job allem vorzuzie¬ 
hen. 

Natürlich wollen die Profis auch 
solche sein, niemand zwingt sie dazu. 
Aber bei allem Ruhm und Geld sind 
sie, wie normale Lohnarbeiter, Opfer 
von Entfremdung. Brieler beschreibt 
diesen „fußball-industriellen Kom¬ 
plex“ folgendermaßen: „Am gesell¬ 
schaftlichen Individuum des Fußball¬ 
spielers vollzieht sich das Schicksal der 
Machtlosen: Spielball von Mächten zu 
sein, die er nicht beherrscht, obwohl 
er doch scheinbar das Subjekt ist, das 
alles bestimmt und ,das Spiel macht 4 . 
Die als Stars umgarnten Spieler sind 
letztlich Marionetten eines Spielbe¬ 
triebs, nur im medialen Schein Hero¬ 
en. Keine Entscheidung, die das Spiel 
wirklich betrifft, wird auch nur im An¬ 
satz von den Akteuren auf dem Rasen 
oder den Rängen bestimmt. Orte, Re¬ 
geln, Standards werden von ,Kommis¬ 
sionen’ erarbeitet und dekretiert.“ Das 
wirkliche Geld scheffeln die als Wirt¬ 
schaftsunternehmen geführten Verei¬ 
ne und Verbände. Sebastian Schwein¬ 
steiger ist also vor allem ein armer 
„Schweini“ wenn auch ein nicht ganz 
so armer. 

Maurice Böse 



Der rote Kanal 


Der Anständige, A/D/Israel 2014 

Am 6. Mai 1945 besetzen Soldaten der 
88. US-Armeedivision das Haus der Fa¬ 
milie Himmler in Gmund am Tegern¬ 
see. Sie finden Hunderte von privaten 
Briefen, Dokumenten, Tagebüchern 
und Fotos. Anhand dieses Materials 
und mit zahlreichen historischen Auf¬ 
nahmen skizziert der Film das Denken, 
die Ideale, Pläne und Geheimnisse des 
SS-Führers und Architekten der End¬ 
lösung Heinrich Himmler. 

Mo., 8 . 12 ., 22 . 45 - 0.15 Uhr, ard 


Meine Mutter, ein Krieg und ich, 

D 2013 

Während des Zweiten Weltkriegs 
bringt die Mutter der Filmemacherin 
Tamara Trampe ihre Tochter auf einem 
Schneefeld im Südwesten Russlands 
zur Welt. Bis zwei Jahre vor ihrem 
Tod wollte sie nicht über ihre Kriegs¬ 
erlebnisse als Krankenschwester in der 
Roten Armee sprechen. Trampe ist auf 
der Suche nach Spuren in die Ukraine 
und nach Russland gereist. 

Mo., 8 . 12 ., 23 . 30 - 0.50 Uhr, arte 















